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Editorial: Rahmenbedingungen der Prognoseerstellung 
Hans Pitlik 

Das vorliegende Heft 4/2021 der WIFO-
Monatsberichte enthält die Beiträge zur kurz-
fristigen Prognose 2021/22 und zur mittelfristi-
gen Prognose 2021 bis 2025. Die kurzfristige 
WIFO-Prognose wurde der Öffentlichkeit am 
26. März 2021 präsentiert. Aufgrund des Re-
daktionsschlusses in der Kalenderwoche 12 
konnten spätere Entwicklungen, bzw. zwi-
schenzeitlich gefasste politische Beschlüsse, 
nicht mehr berücksichtigt werden. Wie üb-
lich bildet die kurzfristige Konjunkturprognose 
den Ausgangspunkt für die mittelfristige Vo-
rausschau, wodurch diese auf demselben 
Informationsstand beruht. 

Wenngleich Wirtschaftsprognosen stets unter 
teils beträchtlichen Unsicherheiten erstellt 
werden, so gilt dies in verstärktem Maß für 
Prognosen in der COVID-19-Krise. Die ökono-
mische Entwicklung in Österreich hängt ent-
scheidend vom Infektionsgeschehen und 
den bisweilen sehr kurzfristig beschlossenen 
behördlichen COVID-19-Maßnahmen im In-
land ab, aber auch von gesundheitspoliti-
schen Interventionen anderer Länder. Der 
Wöchentliche WIFO-Wirtschaftsindex 
(WWWI), der auf einer Kombination von wö-
chentlichen, monatlichen und vierteljährli-
chen Indikatoren beruht und dessen Ergeb-
nisse in die WIFO-Prognosen einfließen, kann 
die Auswirkungen solcher kurzfristigen Be-
schlüsse abbilden, sie aber natürlich nicht 
vorhersagen. In den kommenden Monaten 
dürfte eine Verhängung restriktiver Maßnah-
men aufgrund der zunehmenden Durchimp-
fung der Bevölkerung zwar immer unwahr-
scheinlicher werden. Es bestehen jedoch 
weiterhin Unsicherheiten hinsichtlich mögli-
cher Lieferengpässe und der Einsatzmöglich-
keiten verschiedener Impfstoffe, besonders 
im Zusammenhang mit der Ausbreitung von 
(derzeit noch unbekannten) Virusvarianten.  

Jede Prognose des Wirtschaftsgeschehens 
2021/22 beruht somit zwangsläufig auf An-
nahmen über die künftigen Maßnahmen zur 
Pandemiebekämpfung sowie die Inan-
spruchnahme und Wirkung der Unterstüt-
zungs- und Hilfsmaßnahmen für Unterneh-
men und private Haushalte. Das regulatori-
sche Umfeld ist derzeit jedoch wesentlich 
unberechenbarer als in "normalen" Zeiten. 
Regionale Maßnahmen auf Grundlage der 
kleinräumigen Entwicklung des Infektionsge-
schehens erschweren die Prognoseerstel-
lung zusätzlich. 

Die vorliegenden WIFO-Prognosen trugen 
dieser hohen Unsicherheit durch die Darstel-
lung zweier Szenarien Rechnung: Das Öff-
nungsszenario unterstellte die österreich-
weite Aufhebung der behördlichen Ein-
schränkungen im Frühjahr. Das Lockdown-
Szenario ging für das gesamte Bundesgebiet 
von einer neuerlichen einmonatigen Schlie-
ßung des Handels und der personennahen 
Dienstleistungen zur Eindämmung der dritten 
COVID-19-Welle aus. 

Die mitunter beträchtlichen Unterschiede 
zwischen den Ergebnissen verschiedener 
Prognosen gehen nicht immer auf unter-
schiedliche Annahmen und Modelle zurück. 
Sie beruhen nicht selten auf Unterschieden 
im Informationsstand zum Zeitpunkt der 
Prognoseerstellung. In seiner Anfang April 
veröffentlichten optimistischen Prognose 
rechnet der IWF für 2021 mit einem BIP-
Wachstum von +3,5% und für 2022 mit +4,0%. 
Die WIFO-Prognose für 2021 fällt demgegen-
über mit +2,3% (Öffnungsszenario) bzw. 
+1,5% (Lockdown-Szenario) verhaltener aus; 
dafür wird für 2022 mit +4,3% (Öffnungssze-
nario) bzw. +4,7% (Lockdown-Szenario) ein 
vergleichsweise kräftigeres Wachstum er-
wartet. 

Die politische Realität entsprach freilich we-
der vollständig den Annahmen des Öff-
nungs- noch jenen des Lockdown-Szenarios: 
So wurden in Vorarlberg die strikten behördli-
chen Restriktionen ab dem 17. März gelo-
ckert. Demgegenüber wurden Anfang April 
Lockdown-Maßnahmen in Ostösterreich ver-
hängt, die im Burgenland bis 18. April und in 
Niederösterreich und Wien bis 2. Mai verlän-
gert wurden. Auf die drei östlichen Bundes-
länder entfielen 2019 immerhin 43,7% der ös-
terreichischen Wohnbevölkerung und 43,1% 
der gesamten Wirtschaftsleistung, was zur 
ersten Abschätzung des gesamtwirtschaftli-
chen Lockdown-Effektes dienen kann.  

Die beiden Szenarien der vorliegenden kurz-
fristigen WIFO-Prognose dürften insofern die 
mögliche Bandbreite der Wirtschaftsent-
wicklung abstecken. Das weitere Infektions-
geschehen, der Erfolg der Impfkampagne 
und die daraus abgeleiteten politischen Ent-
scheidungen werden möglicherweise dazu 
führen, dass eines der beiden Szenarien 
plausibler erscheint. Welches das sein wird, 
ist indes zum gegenwärtigen Zeitpunkt kaum 
vorhersehbar. 
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Verzögerte Erholung bei erneutem Lockdown 
Prognose für 2021 und 2022 
Stefan Ederer 

 Der Unsicherheit über die weiteren Rahmenbedingungen für die Konjunktur wird durch die Darstellung 
zweier Szenarien Rechnung getragen. 

 Das Öffnungsszenario unterstellt die Aufhebung der aktuellen behördlichen Maßnahmen im Frühjahr. 

 Das Lockdown-Szenario geht von einer neuerlichen Schließung des Handels und personennaher 
Dienstleistungen im April aus. 

 Das BIP nimmt im ersten Szenario 2021 um 2,3% und 2022 um 4,3% zu. Im zweiten Szenario wächst es um 
1,5% bzw. 4,7%. 

 Warenaußenhandel, Industrie und Bauwirtschaft sind kaum von den COVID-19-Maßnahmen im Inland 
betroffen. 

 Privater Konsum und Reiseverkehr liegen auch 2022 noch unter dem Vorkrisenniveau. 

 Auf dem Arbeitsmarkt hinterlässt die Krise längerfristig Spuren, die Arbeitslosigkeit bleibt hoch. 

 Die Inflation beschleunigt sich nicht. 

 Der Finanzierungssaldo der öffentlichen Haushalte verbessert sich allmählich, da die Belastungen durch 
die Krise abnehmen. 

 

 
BIP-Verlauf in beiden Prognoseszenarien 
BIP real, saison- und arbeitstagsbereinigt gemäß Eurostat, annualisiert 

 

Ein neuerlicher Lockdown im April ("Lockdown-Szenario") hätte eine merkliche Verzö-
gerung der konjunkturellen Erholung zur Folge. Das Wachstum 2021 wäre in diesem Fall 
geringer, 2022 dagegen höher. Das BIP erreicht in beiden Szenarien erst am Ende des 
Prognosezeitraumes das Niveau von 2019 (Q: WIFO, Statistik Austria. Realisierte Werte bis 
zum IV. Quartal 2020). 

 

"Der weitere Konjunkturverlauf 
hängt maßgeblich von den 
behördlichen COVID-19-Maß-
nahmen ab. Ein neuerlicher 
Lockdown im April würde das 
Wachstum 2021 um knapp 
1 Prozentpunkt dämpfen. 2022 
wäre die Erholung dafür 
stärker." 
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Verzögerte Erholung bei erneutem Lockdown 
Prognose für 2021 und 2022 

Stefan Ederer 

 
Verzögerte Erholung bei erneutem Lockdown. Prognose für 
2021 und 2022 
Die wirtschaftliche Aktivität hängt gegenwärtig stark von 
den Maßnahmen zur Eindämmung der COVID-19-Pande-
mie ab. Um die Bandbreite der künftigen Wirtschaftsent-
wicklung einzugrenzen, entwirft die vorliegende Prognose 
zwei Szenarien: Im Öffnungsszenario werden die Einschrän-
kungen im Laufe des Frühjahrs vollständig aufgehoben. 
Das Lockdown-Szenario geht dagegen von einer neuerli-
chen Schließung des Handels und der personennahen 
Dienstleistungen im April 2021 aus. Im ersten Szenario 
kommt die Wirtschaft bereits im Frühjahr wieder in 
Schwung, das BIP dürfte 2021 um 2,3% und 2022 um 4,3% 
wachsen. Im Lockdown-Szenario verzögert sich die Erho-
lung, der Zuwachs beträgt 2021 1,5% und 2022 4,7%. Priva-
ter Konsum und Reiseverkehr sind auch 2022 noch schwä-
cher als vor der COVID-19-Pandemie. Auf dem Arbeits-
markt wird die Krise noch längere Zeit sichtbar bleiben. 

 Delayed Recovery in Case of Renewed Lockdown. 
Economic Outlook for 2021 and 2022 
Economic activity is currently heavily dependent on the 
measures taken to contain the COVID-19 pandemic. To 
frame the range of future economic development, this 
forecast outlines two scenarios: in the opening scenario, 
the restrictions are completely lifted in the course of spring. 
The lockdown scenario, on the other hand, assumes a re-
newed closure of retail and personal services in April 2021. 
In the first scenario, economic activity picks up already in 
spring, with GDP expected to grow by 2.3 percent in 2021 
and 4.3 percent in 2022. In the lockdown scenario the re-
covery is delayed, with growth of 1.5 percent in 2021 and 
4.7 percent in 2022. Private consumption and travel are still 
weaker in 2022 than before the COVID-19 pandemic. In 
the labour market the crisis will remain visible for some time. 
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Die Wirtschaftsaktivität in Österreich ist der-
zeit stark von den behördlichen Einschrän-
kungen zur Eindämmung der COVID-19-
Pandemie geprägt. Zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt (März 2021) werden sowohl Öff-
nungs- als auch Schließungsmaßnahmen dis-
kutiert. Die vorliegende Prognose trägt der 
Unsicherheit über die weiteren Rahmenbe-
dingungen durch zwei unterschiedliche Sze-
narien Rechnung. Das erste Szenario ("Öff-
nungsszenario") geht davon aus, dass es zu 
keinen neuerlichen Verschärfungen oder 
Lockdown-Maßnahmen kommt und die der-
zeit geltenden Regelungen im Frühjahr 2021 
schrittweise aufgehoben werden. Das 
zweite Szenario ("Lockdown-Szenario") unter-
stellt dagegen eine neuerliche vierwöchige 
Schließung des Handels und der personen-
nahen Dienstleistungen im April. Die Öffnung 
in den Bereichen Gastronomie, Beherber-
gung und Veranstaltungen verzögert sich in 
diesem Fall. Die Berechnung der wirtschaftli-
chen Effekte der in den beiden Szenarien 
unterstellten Maßnahmen stützt sich auf die 

wöchentlichen WIFO-Schätzungen zur Wirt-
schaftsaktivität (WWWI) und auf Erkenntnisse 
aus den bisherigen Schließungs- und Öff-
nungsphasen. 

Die österreichischen Warenexporte und die 
Sachgütererzeugung waren von den Lock-
down-Maßnahmen im Herbst und Winter 
kaum betroffen und erholten sich bis Jahres-
ende 2020 merklich. Beide Bereiche profitier-
ten maßgeblich von der Erholung der welt-
weiten Industrieproduktion und des globalen 
Warenhandels. Diese Entwicklung dürfte sich 
2021 fortsetzen, auch wenn sie gegenwärtig 
von Asien und den USA getrieben wird, und 
sich in den für den österreichischen Export 
wichtigen Ländern der Europäischen Union 
verzögert. 2022 wird sich dieses Muster vo-
raussichtlich umkehren: Während die euro-
päischen Absatzmärkte kräftig wachsen 
dürften, wird sich die Erholung außerhalb Eu-
ropas voraussichtlich abschwächen. Auch 
die Bauwirtschaft litt kaum unter den be-
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hördlichen Einschränkungen und dürfte im 
Prognosezeitraum stetig wachsen.  

Hingegen dämpften die Schließungsmaß-
nahmen im November und Dezember 2020 
sowie im I. Quartal 2021 sowohl die Konsum-
ausgaben der privaten Haushalte als auch 
den Reiseverkehr deutlich, wodurch die Wirt-
schaftsaktivität in den Bereichen Handel, 
Gastronomie, Beherbergung und sonstige 
Dienstleistungen einbrach. Im Fall einer Auf-
hebung der Einschränkungen im Frühjahr 
("Öffnungsszenario") dürfte daher das wirt-
schaftliche Aktivitätsniveau in diesen Berei-

chen merklich zunehmen. Im Fall neuerlicher 
Schließungen ("Lockdown-Szenario") wird die 
wirtschaftliche Aktivität im Frühjahr hingegen 
schwach bleiben und die Erholung erst spä-
ter einsetzen. Im zweiten Szenario werden 
der private Konsum, der Reiseverkehr und 
die Wertschöpfung der betroffenen Wirt-
schaftsbereiche 2021 daher deutlich schwä-
cher wachsen als im Fall von Lockerungen. 
Die COVID-19-Krise dürfte jedenfalls länger 
nachwirken: Privater Konsum und Reisever-
kehr werden 2022 in beiden Szenarien gerin-
ger sein als vor der Krise. 

   

Übersicht 1: Hauptergebnisse der Prognose 
 

2019 2020 2021 2022 2021 2022 
   Öffnungsszenario Lockdown-Szenario  

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Bruttoinlandsprodukt, real  + 1,4  – 6,6  + 2,3  + 4,3  + 1,5  + 4,7 

Herstellung von Waren  + 0,7  – 7,2  + 4,8  + 4,0  + 4,5  + 4,0 
Handel  + 0,6  – 5,6  + 3,5  + 2,5  + 2,5  + 3,0 

Private Konsumausgaben1), real  + 0,8  – 9,6  + 2,4  + 4,0  + 1,1  + 4,6 
Dauerhafte Konsumgüter  – 0,4  – 0,5  + 3,5  + 2,5  + 3,5  + 2,5 

Bruttoanlageinvestitionen, real  + 4,0  – 4,9  + 4,0  + 4,0  + 3,5  + 4,4 
Ausrüstungen2)  + 4,3  – 6,2  + 5,3  + 5,7  + 4,5  + 6,6 
Bauten  + 3,6  – 3,3  + 2,5  + 2,0  + 2,3  + 1,9 

Exporte, real  + 2,9  – 10,4  + 2,8  + 7,2  + 2,3  + 7,8 
Warenexporte, fob  + 2,1  – 6,9  + 5,0  + 4,7  + 5,0  + 4,7 

Importe, real  + 2,4  – 10,2  + 3,9  + 6,0  + 3,5  + 6,5 
Warenimporte, fob  + 1,1  – 7,4  + 4,5  + 5,0  + 4,2  + 5,3 

Bruttoinlandsprodukt, nominell  + 3,2  – 5,5  + 3,5  + 6,1  + 2,7  + 6,5 
 Mrd. € 397,58 375,56 388,77 412,31 385,87 410,91 
Leistungsbilanzsaldo in % des BIP 2,8 2,6 1,4 2,1 1,3 2,1 
Verbraucherpreise  + 1,5  + 1,4  + 1,8  + 1,8  + 1,8  + 1,8 
Dreimonatszinssatz in %  – 0,4  – 0,4  – 0,5  – 0,3  – 0,5  – 0,3 
Sekundärmarktrendite3) in %   0,1  – 0,2  – 0,2  – 0,1  – 0,2  – 0,1 
       
Finanzierungssaldo des Staates  
(laut Maastricht-Definition) in % des BIP   0,7  – 8,9  – 7,1  – 3,7  – 7,7  – 4,0 
Unselbständig aktiv Beschäftigte4)  + 1,6  – 2,0  + 1,1  + 2,2  + 0,9  + 2,3 
Arbeitslosenquote       

In % der Erwerbspersonen (Eurostat)5) 4,5 5,4 5,0 4,8 5,1 4,8 
In % der unselbständigen 
Erwerbspersonen 7,4 9,9 9,2 8,4 9,3 8,5 

Q: WIFO, Arbeitsmarktservice, Dachverband der Sozialversicherungsträger, EZB, OeNB, Statistik Austria. 2021 und 
2022: Prognose.  1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck.  2) Einschließlich militärischer Waf-
fensysteme und sonstiger Anlagen.  3) Bundesanleihen mit einer Laufzeit von 10 Jahren (Benchmark).  4) Ohne 
Personen in aufrechtem Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten.  5) La-
bour Force Survey. 

 

Nach dem kräftigen Einbruch der Wirt-
schaftsleistung im Winter rechnen beide Sze-
narien für 2021 mit einem mäßigen Wachs-
tum, gefolgt von einer kräftigen Erholung im 
Jahr 2022. Ein neuerlicher Lockdown würde 
die Wirtschaftsaktivität und damit das BIP-
Wachstum 2021 deutlich dämpfen, durch 
die verzögerte Erholung wäre das Wachs-
tum 2022 allerdings entsprechend kräftiger. 
Im Öffnungsszenario dürfte die österreichi-
sche Wirtschaft 2021 um 2,3% und 2022 um 
4,3% wachsen. Im Lockdown-Szenario be-
trägt der Zuwachs 2021 1,5% und 2022 4,7%. 

Auf dem Arbeitsmarkt werden die Folgen 
der COVID-19-Krise noch länger sichtbar 

sein. Die Beschäftigung dürfte zwar im Prog-
nosezeitraum deutlich steigen, dies geht je-
doch nur teilweise auf die Einstellung Arbeits-
loser zurück. Im Öffnungsszenario sinkt die Ar-
beitslosenquote 2021 auf 9,2% und 2022 auf 
8,4%, im Lockdown-Szenario auf 9,3% bzw. 
8,5%. 2022 ist sie damit in beiden Szenarien 
rund 1 Prozentpunkt höher als im Vorkrisen-
jahr 2019. 

Aufgrund eines Anstiegs der Rohstoffpreise 
nehmen die Verbraucherpreise 2021 und 
2022 um jeweils 1,8% zu. Der Inflationsdruck 
bleibt jedoch aufgrund einer schwachen 
Lohnentwicklung verhalten.  
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Die fiskalpolitischen Unterstützungsmaßnah-
men für Unternehmen und Privatpersonen 
setzen die öffentlichen Haushalte unter 
Druck. Durch die Erholung der Konjunktur 

verringert sich der Finanzierungssaldo laut 
Öffnungsszenario von 8,9% (2020) auf 7,1% 
(2021) bzw. 3,7% (2022) des BIP, laut Lock-
down-Szenario auf 7,7% bzw. 4%. 

1. Erholung der Weltwirtschaft hält an 

Die Weltwirtschaft erholte sich in der zweiten 
Jahreshälfte 2020 kräftig, der Welthandel 
und die globale Industrieproduktion übertra-
fen laut Centraal Planbureau (CPB) zu Jah-
resende bereits ihr Vorkrisenniveau. Ausge-
hend von China, wo die Erholung bereits im 
II. Quartal eingesetzt hatte, zog die welt-
weite Nachfrage nach Industriegütern und 
Rohstoffen deutlich an, was sich auch in ei-
nem merklichen Anstieg der Rohöl- und 

Nahrungsmittelpreise niederschlug. Im 
IV. Quartal 2020 verlor die Erholung aller-
dings etwas an Schwung: In den USA stieg 
das BIP gegenüber dem Vorquartal nur mä-
ßig und lag weiterhin deutlich unter dem Ni-
veau des Vorjahres. Im Euro-Raum, wo viele 
Länder im Herbst mit neuerlichen Einschrän-
kungen auf einen Anstieg der Neuinfektio-
nen reagiert hatten, ging die Wirtschaftsleis-
tung sogar zurück. 

   

Übersicht 2: Internationale Konjunktur 
 Gewicht 2019 in % 2017 2018 2019 2020 2021 2022 
 Waren-

exporte1) 
Welt-BIP2) BIP real, Veränderung gegen das Vorjahr in % 

EU 27 66,7 15,4  + 2,8  + 2,1  + 1,6  – 6,2  + 3,8  + 4,2 
Euro-Raum 51,5 12,5  + 2,6  + 1,9  + 1,3  – 6,6  + 3,9  + 4,3 

Deutschland 29,3 3,5  + 2,6  + 1,3  + 0,6  – 4,9  + 2,8  + 3,4 
Italien 6,4 2,0  + 1,7  + 0,9  + 0,3  – 8,9  + 4,0  + 4,0 
Frankreich 4,4 2,4  + 2,3  + 1,8  + 1,5  – 8,1  + 4,8  + 4,0 

MOEL 53) 14,7 1,8  + 4,7  + 4,7  + 3,8  – 3,9  + 3,4  + 3,7 
Ungarn 3,6 0,2  + 4,3  + 5,4  + 4,6  – 5,0  + 3,6  + 3,3 
Tschechien 3,5 0,3  + 5,2  + 3,2  + 2,3  – 5,6  + 2,5  + 3,5 
Polen 3,4 1,0  + 4,8  + 5,4  + 4,5  – 2,7  + 3,1  + 3,6 

USA 6,7 15,9  + 2,3  + 3,0  + 2,2  – 3,5  + 6,0  + 3,0 
Schweiz 5,0 0,5  + 1,6  + 3,0  + 1,1  – 2,9  + 2,7  + 3,3 
Vereinigtes Königreich 2,9 2,4  + 1,7  + 1,3  + 1,4  – 9,9  + 5,0  + 5,2 
China 2,9 17,4  + 6,9  + 6,7  + 6,0  + 2,3  + 8,4  + 5,2 
          
Insgesamt         

Kaufkraftgewichtet4)  52  + 3,9  + 3,8  + 3,2  – 2,7  + 6,1  + 4,2 
Exportgewichtet5)  84   + 2,8  + 2,3  + 1,7  – 5,7  + 4,1  + 4,1 

Marktwachstum Österreich6)    + 6,5  + 4,4  + 1,4  – 6,5  + 6,0  + 5,0 
          
Annahmen zur Prognose         
Erdölpreis         

Brent, $ je Barrel   54,3 71,0 64,3 41,7 63 59 
Wechselkurs         

Dollar je Euro   1,129 1,181 1,120 1,141 1,20 1,20  
Internationale Zinssätze         

EZB-Hauptrefinanzierungssatz7), in %  0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 
Sekundärmarktrendite Deutschland, in %  0,3 0,4  – 0,3  – 0,5  – 0,5  – 0,4 

Q: WIFO, Bureau of Economic Analysis, Eurostat, EZB, IWF, OECD, Statistik Austria. 2021 und 2022: Prognose. – 
1) Österreichische Warenexporte. – 2) Kaufkraftgewichtet. – 3) Tschechien, Ungarn, Polen, Slowenien, Slowakei. – 
4) EU 27, USA, Schweiz, Vereinigtes Königreich, China; gewichtet mit dem Bruttoinlandsprodukt zu Kaufkraftparitä-
ten 2019. – 5) EU 27, USA, Schweiz, Vereinigtes Königreich, China; gewichtet mit den österreichischen Warenex-
portanteilen 2019. – 6) Veränderungsrate real der Warenimporte der Partnerländer, gewichtet mit österreichi-
schen Exportanteilen. – 7) Mindestbietungssatz. 

 

Die weltweite Erholung dürfte sich im Prog-
nosezeitraum allerdings fortsetzen. Industrie 
und Warenhandel wurden durch die neuerli-
chen Einschränkungen im Herbst und Winter 
kaum beeinträchtigt. Mit einer fortschreiten-
den Durchimpfung der Bevölkerung in vielen 
Industrie- und Schwellenländern dürften 
auch der Tourismus und andere 

Dienstleistungssektoren wieder an Schwung 
gewinnen. Zudem stützen fiskalpolitische 
Maßnahmen die Konjunktur, allen voran das 
im März beschlossene Programm in den USA 
mit einem Umfang von 1,9 Bio. $. 

Die Erholung dürfte jedoch regional unter-
schiedlich verlaufen. In den USA dürfte der 

Die Erholung der Welt-
wirtschaft wird derzeit 
von den USA und Asien 
getrieben. In den euro-
päischen Ländern dürfte 
die Konjunktur erst im 
Sommer in Schwung 
kommen. 
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Konsum durch die Maßnahmen des Ameri-
can Rescue Plan bereits im Frühjahr und 
Sommer 2021 deutlich belebt werden. Dazu 
gehören Einmalzahlungen an Haushalte mit 
niedrigen und mittleren Einkommen sowie 
die Verlängerung der Aufstockung des Ar-
beitslosengeldes. In China befindet sich die 
Wirtschaft mittlerweile wieder auf einem 
ähnlichen Wachstumspfad wie vor der Krise. 
In den EU-Ländern verzögern hingegen ein 
neuerlicher Anstieg der Infektionszahlen und 
die damit verbundenen behördlichen 

Einschränkungen die Erholung der Konjunk-
tur. Zudem kommen die EU-Länder bei den 
Impfungen langsamer voran als andere Län-
der. Der Konsum der privaten Haushalte und 
der Reiseverkehr dürften in der EU daher erst 
im Sommer wieder merklich zunehmen. 
Während sich 2022 das BIP-Wachstum in den 
USA und in China aufgrund der allmählich 
nachlassenden Erholung abschwächen 
wird, dürfte es in etlichen EU-Mitglieds-
ländern höher ausfallen als 2021. 

2. Gesamtwirtschaftliche Produktion in Österreich seit Herbst 2020 merklich 
gedämpft 

In Österreich beeinträchtigten erneute be-
hördliche Einschränkungen im November 
und Dezember 2020 die wirtschaftliche Akti-
vität. Das BIP war im IV. Quartal deutlich ge-
ringer als im Vorquartal. Die gesamtwirt-
schaftliche Produktion lag 2020 um 6,6% un-
ter dem Vorjahresniveau. Der neuerliche Ein-
bruch ab dem Herbst machte die Erholung 
während der Sommermonate teilweise wie-
der zunichte. So waren die Konsumausga-
ben der privaten Haushalte im IV. Quartal 
2020 um 11% niedriger als im Vorjahr. Auch 
die Exporte waren um rund 8½% geringer. 
Die behördlichen Einschränkungen betrafen 
insbesondere die Bereiche Handel, Verkehr, 
Beherbergung und Gastronomie sowie die 
sonstigen Dienstleistungen. Die Herstellung 
von Waren profitierte hingegen von der im 
Sommer einsetzenden weltweiten Erholung, 
wodurch die dortige Wertschöpfung im 
IV. Quartal 2020 nur mehr geringfügig unter 
dem Vorjahr lag. 

Die ab 26. Dezember 2020 geltenden be-
hördlichen Einschränkungen, die vor allem 
den Handel, die persönlichen Dienstleistun-
gen sowie die Beherbergung und Gastrono-
mie betrafen, hemmten auch zu Jahresbe-
ginn 2021 die Wirtschaftstätigkeit. Laut Wö-
chentlichem WIFO-Wirtschaftsindex (WWWI) 
lag das österreichische BIP im Durchschnitt 
der ersten zehn Wochen des Jahres 2021 um 
9¾% unter dem Vorjahresniveau. Seit der 
teilweisen Aufhebung der behördlichen 
Maßnahmen Anfang Februar besserte sich 
die Situation allmählich, die Wirtschaftsaktivi-
tät ist aber weiterhin eingeschränkt. Wie Er-
gebnisse des WIFO-Konjunkturtests zeigen, ist 
die Stimmung der österreichischen Unter-
nehmen immer noch merklich gedämpft, 
wenngleich sie sich zuletzt etwas aufgehellt 
hat. Das BIP dürfte im I. Quartal 2021 neuer-
lich geringer sein als im Vorquartal (Abbil-
dungen 1 und 2). Die Konsumausgaben der 
privaten Haushalte dürften wesentlich 
schwächer ausfallen als im Vorjahr, da Teile 
der Wirtschaft (Gastronomie, Beherbergung, 
Veranstaltungen) weiterhin durch die be-
hördlichen Schließungsmaßnahmen einge-

schränkt sind. Auch der Reiseverkehr kam im 
Winter praktisch vollständig zum Erliegen. 

2.1 Weitere Entwicklung wesentlich von 
den Rahmenbedingungen abhängig 

Die weitere Entwicklung im Prognosezeit-
raum hängt wesentlich vom Verlauf der 
COVID-19-Pandemie und den damit zusam-
menhängenden behördlichen Einschränkun-
gen ab. Während die österreichische Bun-
desregierung noch Anfang März baldige Lo-
ckerungen in Aussicht gestellt hat und in 
Vorarlberg bereits erste Öffnungsschritte ge-
setzt wurden, sprechen die steigenden Infek-
tionszahlen Ende März für neuerliche Schlie-
ßungsmaßnahmen. Die vorliegende Prog-
nose enthält daher zwei gleichwertige Sze-
narien, die sich in ihren Annahmen über die 
Rahmenbedingungen unterscheiden. 

2.1.1 Öffnungsszenario 

Dieses Szenario geht davon aus, dass es in 
Österreich zu keinen weiteren, über den Sta-
tus quo (22. März 2021) hinaus reichenden 
Einschränkungen der wirtschaftlichen Aktivi-
tät kommen wird und die gegenwärtig gel-
tenden Maßnahmen bis Ende Juni vollstän-
dig aufgehoben werden. Es basiert auf fol-
genden Annahmen: 

 Gastronomie und Beherbergungsbe-
triebe werden ab Mitte April geöffnet. 

 Die Reisewarnungen werden zwischen 
Ende April und Ende Juni schrittweise 
aufgehoben. Der Reiseverkehr aus dem 
Ausland kommt bis zum Sommer allmäh-
lich in Schwung. Wichtige Quellmärkte 
heben ihre Reisewarnungen für Öster-
reich Mitte Mai auf. 

 Ab Anfang Mai sind wieder Veranstaltun-
gen möglich. Der Veranstaltungs- und 
Kulturbetrieb normalisiert sich allerdings 
erst ab Herbst 2021, wobei im II. und 
III. Quartal etliche (vor allem größere) 
Veranstaltungen aufgrund der notwendi-
gen Vorlaufzeit ausfallen. 

In Österreich dämpften 
die COVID-19-Maßnah-

men deutlich die wirt-
schaftliche Aktivität im 

IV. Quartal 2020 und im 
I. Quartal 2021. 

Um die Bandbreite mög-
licher Rahmenbedin-

gungen einzugrenzen, 
entwirft die vorliegende 

Prognose zwei Szena-
rien. Im ersten werden 

weitere Öffnungsschritte 
unterstellt, im zweiten 
ein neuerlicher Lock-

down. 
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Abbildung 1: Konjunkturbild Österreich – Öffnungsszenario 
BIP, real 

 

Q: WIFO, Statistik Austria.  1) Saison- und arbeitstagsbereinigt gemäß Eurostat. 

 

2.1.2 Lockdown-Szenario 

Dieses Szenario rechnet zusätzlich zu den be-
stehenden Maßnahmen mit neuerlichen be-
hördlichen Einschränkungen. Die Annahmen 
lauten: 

 Der Handel und die personennahen 
Dienstleistungen werden ab Anfang April 
für vier Wochen geschlossen. 

 Die Gastronomie öffnet erst ab Mitte Mai, 
die Beherbergungsbetriebe erst ab Ende 
Mai. 

 Die Reisewarnungen werden ab Mitte 
Mai bis Ende Juni schrittweise aufgeho-
ben. Wichtige Quellmärkte heben ihre 
Reisewarnungen für Österreich Mitte Juni 
auf.  

 Veranstaltungen sind ab Ende Mai wie-
der möglich. Der Veranstaltungs- und 
Kulturbetrieb normalisiert sich erst ab 
Herbst 2021, wobei im II. und III. Quartal 
etliche (vor allem größere) Veranstaltun-
gen aufgrund der notwendigen Vorlauf-
zeit ausfallen. 

 Es kommt zu keinen Schulschließungen. 

 

Abbildung 2: Konjunkturbild Österreich – Lockdown-Szenario 
BIP, real 

 

Q: WIFO, Statistik Austria.  1) Saison- und arbeitstagsbereinigt gemäß Eurostat. 
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Abbildung 3: Indikatoren der Wirtschaftsentwicklung und der Wirtschaftspolitik 

Wirtschaftswachstum Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 

In % Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 

  

Produktion und Investitionen Konsum und Einkommen 

Veränderung gegen das Vorjahr in %, real Veränderung gegen das Vorjahr in %, real 

  

Kurz- und langfristige Zinssätze Preise und Lohnstückkosten 

In % Veränderung gegen das Vorjahr in % 

  

Außenhandel (laut Statistik Austria) Finanzierungssaldo des Staates 

Veränderung gegen das Vorjahr in %, real In % des BIP 

  

Q: WIFO, Arbeitsmarktservice, Dachverband der Sozialversicherungsträger, Europäische Kommission, Eurostat, EZB, OeNB, Statistik Austria. 2021 und 
2022: Prognose. Das Lockdown-Szenario wird als schattierter Bereich dargestellt.  1) Ohne Personen in aufrechtem Dienstverhältnis, die Kinderbetreu-
ungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten, ohne in der Beschäftigungsstatistik erfasste Arbeitslose in Schulung; Bruch 2007/08 wegen Umstellung 
der Beschäftigtenstatistik.  2) Einschließlich militärischer Waffensysteme.  3) Bundesanleihen mit einer Laufzeit von 10 Jahren (Benchmark). – 4) Ein-
schließlich Kurzarbeitsbeihilfen.  5) Prognose: Europäische Kommission. 

 

In beiden Szenarien beruhen die Schätzun-
gen der gesamtwirtschaftlichen Effekte auf 
der Konjunkturbeobachtung anhand des 

Wöchentlichen WIFO-Wirtschaftsindex 
(WWWI) und auf Erfahrungen, die im 
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Rahmen der Schließungs- und Öffnungspha-
sen des Jahres 2020 gewonnen wurden. 

Im Öffnungsszenario dürfte bereits im Früh-
jahr eine kräftige Erholung eintreten, die sich 
im Sommer und Herbst fortsetzt (Abbil-
dung 1). Privater Konsum und Reiseverkehr 
gewinnen nur langsam an Schwung und er-
holen sich bis Ende 2022 nur teilweise. Die 
Konsumschwäche wird durch die anhal-
tende Erholung der Weltwirtschaft und eine 
rege Investitionstätigkeit zum Teil ausgegli-
chen. Jedoch dürfte die Wirtschaftstätigkeit 
erst zum Ende des Prognosezeitraums wieder 
das Vorkrisenniveau erreichen. Laut Öff-
nungsszenario wird das BIP 2021 im Vorjah-
resvergleich um 2,3% und 2022 um 4,3% 
wachsen. 

Im Lockdown-Szenario verzögert sich die Er-
holung aufgrund des neuerlichen vierwöchi-
gen Lockdown im April. Die Schließung des 
Handels und der personennahen Dienstleis-
tungen dämpft – wie schon im Herbst und 
Winter – merklich den privaten Konsum. Die 
Öffnungsschritte in der Gastronomie, der Be-
herbergung und im Veranstaltungswesen 
verzögern sich, sodass die wirtschaftliche Ak-
tivität in diesen Bereichen erst im Sommer 
allmählich wieder zunimmt. Der wirtschaftli-
che Erholungs- und Aufholprozess verlagert 
sich stärker ins Jahr 2022 (Abbildung 2). Laut 
Lockdown-Szenario nimmt das BIP 2021 um 
1,5% und 2022 um 4,7% zu. 

   

Übersicht 3: Technische Zerlegung der Wachstumsprognose des realen BIP 
 2019 2020 2021 2022 2021 2022  

  Öffnungsszenario Lockdown-Szenario 
Wachstumsüberhang1) Prozentpunkte  + 0,9  – 0,3  + 0,6  + 2,4  + 0,6  + 2,7 
Jahresverlaufsrate2) in %  + 0,2  – 5,9  + 4,1  + 2,6  + 3,6  + 2,7 
        
Jahreswachstumsrate in %  + 1,4  – 6,6  + 2,3  + 4,3  + 1,5  + 4,7 
        
Bereinigte Jahreswachstumsrate3) in %  + 1,4  – 6,7  + 2,3  + 4,3  + 1,5  + 4,7 
Kalendereffekt4) Prozentpunkte  – 0,0  + 0,0  ± 0,0  ± 0,0  ± 0,0  ± 0,0 

Q: WIFO, Statistik Austria. 2021 und 2022: Prognose. – 1) Effekt der unterjährigen Dynamik im Vorjahr auf das 
Wachstum des Folgejahres. Jahreswachstumsrate, wenn das BIP des aktuellen Jahres auf dem Niveau des 
IV. Quartals des Vorjahres bleibt, saison- und arbeitstagsbereinigt gemäß Eurostat. – 2) Beschreibt die Konjunk-
turdynamik innerhalb eines Jahres. Vorjahresveränderung im IV. Quartal, saison- und arbeitstagsbereinigt gemäß 
Eurostat. – 3) Saison- und arbeitstagsbereinigt gemäß Eurostat. Vergleichswert zur Konjunkturprognose der OeNB. 
– 4) Effekt der Zahl der Arbeitstage und des Schalttages. Die Summe aus bereinigter Jahreswachstumsrate und 
Kalendereffekt kann vom Wert der unbereinigten Jahreswachstumsrate abweichen, da diese auch Saison- und 
irreguläre Effekte enthält. 

 

2.2 Warenaußenhandel kaum von 
Einschränkungen im Inland betroffen 

Nach dem tiefen Einbruch in der ersten Jah-
reshälfte 2020 nahmen die Warenexporte in 
den Sommermonaten merklich zu. Die neu-
erliche Infektionswelle und die Verschärfung 
der COVID-19-Maßnahmen in vielen Län-
dern ab Herbst 2020 bremsten diese Erho-
lung etwas; die Warenexporte übertrafen 
dennoch im IV. Quartal das Vorquartal und 
erreichten beinahe wieder das Niveau von 
2019. Auch im I. Quartal 2021 dürfte die Wa-
renausfuhr nur wenig von den behördlichen 
Einschränkungen im Inland betroffen sein; 
die Einschätzungen der Unternehmen zur 
Auftragslage aus dem Ausland verschlech-
terten sich laut WIFO-Konjunkturtest kaum. 
Für die Warenexporte wird daher in beiden 
Prognoseszenarien dieselbe Entwicklung un-
terstellt. 

Die Erholung der Weltwirtschaft dürfte sich 
im Prognosezeitraum fortsetzen. Das begüns-
tigt auch den österreichischen Außenhan-

del. Allerdings ist – insbesondere im Euro-
Raum – das Wirtschaftswachstum wichtiger 
Handelspartner geringer als in Ländern, in 
denen österreichische Unternehmen weni-
ger stark vertreten sind. Die Entwicklung des 
Welthandels dürfte weiterhin stark vom 
Wachstum asiatischer Länder getrieben wer-
den. Zudem birgt das Phase-I-Abkommen 
zwischen den USA und China, das Anfang 
2021 in Kraft trat, die Gefahr von Handels-
pumlenkungen, unter denen auch der öster-
reichische Außenhandel leiden könnte. An-
dererseits dürfte die Fortsetzung der globa-
len Erholung auch die internationale Investi-
tionskonjunktur befördern, von der heimi-
sche Unternehmen traditionell profitieren. 
2021 werden die Warenexporte daher um 
voraussichtlich 5% zunehmen. 2022 wird sich 
die konjunkturelle Erholung auch im Euro-
Raum deutlich niederschlagen, was die Ab-
schwächung der weltweiten Handelsdyna-
mik ausgleichen dürfte. Die österreichischen 
Warenexporte dürften somit auch 2022 um 
4,7% ansteigen. 

Der österreichische Wa-
renexport entwickelt 
sich infolge der weltwei-
ten Konjunkturerholung 
robust. 
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Übersicht 4: Entwicklung der Nachfrage 
Real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 

 2019 2020 2021 2022 2021 2022 2020 2021 2022 2021 2022 
   Öffnungsszenario Lockdown-Szenario  Öffnungsszenario Lockdown-Szenario 
 Mrd. € (Referenzjahr 2015) Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Konsumausgaben insgesamt 263,11 246,00 251,16 259,12 248,92 257,84  – 6,5  + 2,1  + 3,2  + 1,2  + 3,6 

Private Haushalte1) 191,36 173,06 177,21 184,30 174,96 183,01  – 9,6  + 2,4  + 4,0  + 1,1  + 4,6 
Staat 71,75 72,92 73,94 74,82 73,94 74,82  + 1,6  + 1,4  + 1,2  + 1,4  + 1,2 

Bruttoinvestitionen 94,79 89,20 93,16 97,02 93,03 97,09  – 5,9  + 4,4  + 4,1  + 4,3  + 4,4 
Bruttoanlageinvestitionen 91,68 87,21 90,69 94,33 90,25 94,24  – 4,9  + 4,0  + 4,0  + 3,5  + 4,4 

Ausrüstungen2) 31,75 28,23 30,09 32,17 29,92 32,31  – 11,1  + 6,6  + 6,9  + 6,0  + 8,0 
Bauten 40,22 38,88 39,86 40,65 39,78 40,53  – 3,3  + 2,5  + 2,0  + 2,3  + 1,9 
Sonstige Anlagen3) 19,72 20,04 20,74 21,57 20,54 21,47  + 1,6  + 3,5  + 4,0  + 2,5  + 4,5 

Inländische Verwendung 359,24 336,31 345,82 358,08 343,42 356,84  – 6,4  + 2,8  + 3,5  + 2,1  + 3,9 
Exporte 214,54 192,26 197,62 211,94 196,65 212,00  – 10,4  + 2,8  + 7,2  + 2,3  + 7,8 

Reiseverkehr 16,85 10,20 8,41 15,23 7,51 15,29  – 39,5  – 17,5  + 81,0  – 26,3  + 103,5 
Minus Importe  199,72 179,27 186,24 197,50 185,53 197,60  – 10,2  + 3,9  + 6,0  + 3,5  + 6,5 

Reiseverkehr 9,11 2,77 3,30 7,13 3,00 7,21  – 69,6  + 19,4  + 115,7  + 8,5  + 140,2 
Bruttoinlandsprodukt 374,05 349,40 357,40 372,61 354,74 371,35  – 6,6  + 2,3  + 4,3  + 1,5  + 4,7 

Nominell 397,58 375,56 388,77 412,31 385,87 410,91  – 5,5  + 3,5  + 6,1  + 2,7  + 6,5 

Q: WIFO, Statistik Austria. 2021 und 2022: Prognose.  1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck.  2) Einschließlich militärischer Waffen-
systeme.  3) Überwiegend geistiges Eigentum (Forschung und Entwicklung, Computerprogramme, Urheberrechte). 

 

Durch die unterschiedliche Entwicklung der 
Konjunktur, insbesondere der Konsumnach-
frage, unterscheiden sich die Prognosewerte 
für den österreichischen Warenimport zwi-
schen den beiden Szenarien. Allerdings er-
höht die starke Investitionsnachfrage bei 
Ausrüstungen aufgrund des hohen Import-
anteils dieser Güter die Einfuhr. Die Importe 
wachsen daher in beiden Szenarien 2022 
stärker als 2021. 

2.3 Industrie- und Baukonjunktur robust 

Auch die Herstellung von Waren wird im 
Prognosezeitraum – anders als im Frühjahr 
2020 – kaum von den behördlichen Ein-
schränkungen im Inland betroffen sein. Die 

Wertschöpfung wuchs zu Jahresende 2020 
zwar nicht mehr so kräftig wie noch im Som-
mer, hatte jedoch bereits fast wieder das 
Vorkrisenniveau erreicht. Der wöchentliche 
Index der Wirtschaftsaktivität (WWWI) deutet 
zwar auf eine schwache Expansion zu Jah-
resbeginn 2021. Allerdings lässt die zuletzt 
deutliche Verbesserung der Konjunkturein-
schätzungen für das verarbeitende Ge-
werbe in Deutschland und Italien auch für 
Österreich eine Fortsetzung des Aufholpro-
zesses erwarten. In den nächsten Monaten 
dürfte die Industriekonjunktur sowohl in Ös-
terreich als auch in anderen Ländern wieder 
an Schwung gewinnen. Für die Herstellung 
von Waren rechnen daher beide Prognose-
szenarien mit einer kräftigen Expansion. 

  

Übersicht 5: Produktivität 
 

2019 2020 2021 2022 2021 2022 
   Öffnungsszenario Lockdown-Szenario  

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Gesamtwirtschaft 

      

Bruttoinlandsprodukt, real  + 1,4  – 6,6  + 2,3  + 4,3  + 1,5  + 4,7 
Geleistete Arbeitsstunden1)  + 1,7  – 8,8  + 4,2  + 3,3  + 3,3  + 4,0 
Stundenproduktivität2)  – 0,2  + 2,4  – 1,8  + 0,9  – 1,7  + 0,7 
Erwerbstätige3)  + 1,3  – 1,8  + 0,9  + 1,9  + 0,8  + 2,0 
        
Herstellung von Waren       
Produktion4)  + 0,7  – 7,2  + 4,8  + 4,0  + 4,5  + 4,0 
Geleistete Arbeitsstunden5)  + 0,7  – 6,5  + 4,4  + 1,5  + 4,4  + 1,5 
Stundenproduktivität2)  – 0,0  – 0,7  + 0,4  + 2,5  + 0,1  + 2,5 
Unselbständig Beschäftigte6)  + 1,3  – 1,4  – 0,1  + 0,5  – 0,1  + 0,5 

Q: WIFO, Statistik Austria. 2021 und 2022: Prognose.  1) Von Erwerbstätigen geleistete Arbeitsstunden laut 
VGR.  2) Produktion je geleistete Arbeitsstunde.  3) Unselbständige und Selbständige laut VGR (Beschäftigungs-
verhältnisse).  4) Nettoproduktionswert, real.  5) Von unselbständig Beschäftigten geleistete Arbeitsstunden laut 
VGR.  6) Laut VGR (Beschäftigungsverhältnisse).  

 

Industrie und Bauwirt-
schaft sind kaum von 
den Lockdown-Maß-

nahmen betroffen. 
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Übersicht 6: Entwicklung der Bruttowertschöpfung 
Zu Herstellungspreisen 

 2019 2020 2021 2022 2021 2022 2020 2021 2022 2021 2022 
   Öffnungsszenario Lockdown-Szenario  Öffnungsszenario Lockdown-Szenario 
 Mrd. € (Referenzjahr 2015) Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen)           
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 4,30 4,18 4,18 4,18 4,18 4,18  – 2,9  ± 0,0  ± 0,0  ± 0,0  ± 0,0 
Herstellung von Waren einschließlich 
Bergbau 67,07 62,25 65,23 67,84 65,05 67,65  – 7,2  + 4,8  + 4,0  + 4,5  + 4,0 
Energie- und Wasserversorgung, 
Abfallentsorgung 10,21 9,72 9,91 10,06 9,91 10,03  – 4,8  + 2,0  + 1,5  + 2,0  + 1,2 
Bauwirtschaft 20,69 20,21 20,62 20,93 20,58 20,89  – 2,3  + 2,0  + 1,5  + 1,8  + 1,5 
Handel, Instandhaltung und Reparatur 
von Kfz 39,10 36,92 38,21 39,16 37,84 38,97  – 5,6  + 3,5  + 2,5  + 2,5  + 3,0 
Verkehr 18,92 15,99 16,47 17,46 16,15 17,44  – 15,5  + 3,0  + 6,0  + 1,0  + 8,0 
Beherbergung und Gastronomie 16,62 10,77 9,90 14,36 9,26 14,16  – 35,2  – 8,0  + 45,0  – 14,0  + 53,0 
Information und Kommunikation 13,14 13,37 13,64 13,85 13,64 13,85  + 1,8  + 2,0  + 1,5  + 2,0  + 1,5 
Finanz- und Versicherungs-
dienstleistungen 15,08 15,45 15,76 16,00 15,76 15,92  + 2,5  + 2,0  + 1,5  + 2,0  + 1,0 
Grundstücks- und Wohnungswesen 31,31 31,90 32,37 32,76 32,37 32,70  + 1,9  + 1,5  + 1,2  + 1,5  + 1,0 
Sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen1) 32,98 29,15 30,60 32,75 29,96 32,36  – 11,6  + 5,0  + 7,0  + 2,8  + 8,0 
Öffentliche Verwaltung2) 56,05 56,24 56,52 56,80 56,52 56,80  + 0,3  + 0,5  + 0,5  + 0,5  + 0,5 
Sonstige Dienstleistungen3) 8,96 7,21 7,49 8,09 7,39 8,12  – 19,6  + 4,0  + 8,0  + 2,5  + 10,0 
             
Wertschöpfung der Wirtschaftsbereiche4) 334,29 313,03 320,23 334,08 317,83 332,91  – 6,4  + 2,3  + 4,3  + 1,5  + 4,7 
Bruttoinlandsprodukt 374,05 349,40 357,40 372,61 354,74 371,35  – 6,6  + 2,3  + 4,3  + 1,5  + 4,7 

Q: WIFO, Statistik Austria. 2021 und 2022: Prognose.  1) Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen, technischen und sonstigen wirtschaftlichen 
Dienstleistungen (ÖNACE 2008, Abschnitte M bis N).  2) Einschließlich Sozialversicherung, Verteidigung, Erziehung, Unterricht, Gesundheits- und Sozial-
wesen (ÖNACE 2008, Abschnitte O bis Q).  3) Einschließlich Kunst, Unterhaltung und Erholung, private Haushalte (ÖNACE 2008, Abschnitte R bis 
U).  4) Vor Abzug der Gütersubventionen und vor Zurechnung der Gütersteuern. 

 

Die Bauwirtschaft hatte sich bereits im Som-
mer 2020 vom Einbruch im Frühjahr erholt 
und das Vorjahresniveau im IV. Quartal trotz 
einer leichten Abschwächung nahezu wie-
der erreicht. Während es im Zuge des ersten 
Lockdown noch zu Baustellenschließungen 
gekommen war, blieb die Bautätigkeit im 
Herbst und Winter aufrecht, wodurch das 
Bauwesen kaum von den Lockdown-Maß-
nahmen betroffen war. Beide Szenarien ge-
hen daher davon aus, dass die Wertschöp-
fung im Bauwesen im Prognosezeitraum ste-
tig wächst. Die Prognose steht allerdings un-
ter gewissen Unsicherheiten, da die Bauwirt-
schaft stark von der Investitionstätigkeit der 
Länder und Gemeinden abhängt. In frühe-
ren Krisen hatte der Ausfall von Steuerein-
nahmen und Ertragsanteilen die Nachfrage 
dieser Gebietskörperschaften gedämpft. 

2.4 Hohe Inanspruchnahme der 
Investitionsprämie 

Die COVID-19-Krise führte 2020 zu einem 
drastischen Einbruch der Bruttoanlageinves-
titionen, der insbesondere durch den Be-
reich der Ausrüstungen getrieben wurde. 
2021 und 2022 dürften sie, auch aufgrund 
der Investitionsprämie, wieder kräftig zuneh-
men. Die Antragsfrist für die Prämie endete 
am 28. Februar 2021. Da bislang noch keine 
offiziellen Informationen über das Ausmaß 
der Inanspruchnahme vorliegen, die An-
tragszahlen kurz vor Ende der Frist jedoch 

stark zugenommen haben dürften, wird in 
der Prognose ein Gesamtvolumen der Prä-
mie von 6,5 Mrd. € angenommen, wovon 
etwa ein Viertel erst 2023 bis 2025 schlagend 
wird. Bei einer unterstellten durchschnittli-
chen Förderquote von 10% würde dies für 
2021 und 2022 ein Investitionsvolumen von 
50 Mrd. € betreffen. 

Die Prämie wirkt sich in zweifacher Weise auf 
die Konjunktur aus: Zum einen führt sie zu 
Mehrinvestitionen, die ohne Prämie nicht ge-
tätigt worden wären. Zum anderen bewirkt 
sie, dass erst später geplante Investitionen 
vorgezogen werden und demnach in den 
Folgejahren entfallen. Wie eine Sonderbefra-
gung im Rahmen des WIFO-Konjunkturtests 
vom Oktober 2020 zeigt, ist darüber hinaus 
mit erheblichen Mitnahmeeffekten zu rech-
nen, wenn die Prämie für Investitionsprojekte 
in Anspruch genommen wird, die ohnehin 
planmäßig umgesetzt würden. Für den Prog-
nosezeitraum wird ein zusätzliches Investiti-
onsvolumen durch die Prämie von 3,6 Mrd. € 
unterstellt, das sich aus Mehrinvestitionen in 
Höhe von 1,2 Mrd. € und vorgezogenen In-
vestitionen von 2,4 Mrd. € zusammensetzt. 

Unter diesen Annahmen nehmen die Brutto-
anlageinvestitionen im Öffnungsszenario 
2021 und 2022 um jeweils 4% zu. Aufgrund 
der verzögerten Erholung beträgt der Zu-
wachs im Lockdown-Szenario 3,5% (2021) 
bzw. 4,4% (2022). 

Von der Investitionsprä-
mie dürften im Progno-
sezeitraum wesentliche 
Konjunktureffekte aus-
gehen. 
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2.5 Langsame Erholung im Tourismus ab 
dem Sommer 

In Folge der behördlichen COVID-19-Maß-
nahmen fiel die touristische Wintersaison 
2020/21 beinahe vollständig aus. Die Reise-
verkehrsexporte und die Wertschöpfung im 
Bereich Gastronomie und Beherbergung 
dürften 2021 nach einem drastischen Rück-
gang im Vorjahr neuerlich sinken. Trotz einer 
allmählichen Erholung der gesamtwirtschaft-
lichen Aktivität und der schrittweisen Aufhe-
bung von Beschränkungen wird der Touris-
mus im Sommer nur langsam in Schwung 
kommen. Insbesondere im Städtetourismus 
dürfte sich die Erholung merklich verzögern 
und auch Geschäftsreisen dürften noch län-
ger nur eingeschränkt stattfinden. 

Für 2022 ist hingegen aufgrund des niedrigen 
Ausgangsniveaus mit kräftigen Zuwächsen 
zu rechnen. Die Reisetätigkeit wird sich je-
doch bis zum Ende des Prognosezeitraums 
nicht vollständig erholen. 

2.6 Einkommensentwicklung und Sparen 
dämpfen den Konsum längerfristig 

Die COVID-19-Maßnahmen führten 2020 zu 
einem kräftigen Rückgang der Konsumaus-
gaben der privaten Haushalte, insbesondere 
im Bereich nichtdauerhafter Güter und 
Dienstleistungen. Zwar dürften auch die ver-
fügbaren Einkommen der privaten Haus-
halte deutlich gesunken sein, der starke An-
stieg der Sparquote deutet aber darauf hin, 
dass der Konsumrückgang zumindest teil-
weise erzwungen war. 

  

Übersicht 7: Konsum, Einkommen und Preise 
  2019 2020 2021 2022 2021 2022 
   Öffnungsszenario Lockdown-Szenario  

Veränderung gegen das Vorjahr in %, real 
Private Konsumausgaben1)  + 0,8  – 9,6  + 2,4  + 4,0  + 1,1  + 4,6 

Dauerhafte Konsumgüter  – 0,4  – 0,5  + 3,5  + 2,5  + 3,5  + 2,5 
Nichtdauerhafte Konsumgüter und 
Dienstleistungen  + 1,0  – 10,5  + 2,3  + 4,2  + 0,8  + 4,9 

Verfügbares Einkommen der privaten 
Haushalte  + 1,3  – 2,2  – 0,9  + 1,6  – 0,9  + 1,7 
         

In % des verfügbaren Einkommens 
Sparquote der privaten Haushalte       

Einschließlich Zunahme betrieblicher 
Versorgungsansprüche 8,2 15,1 12,4 10,2 13,4 10,9 
Ohne Zunahme betrieblicher 
Versorgungsansprüche 7,6 14,6 11,7 9,6 12,8 10,3 

         
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Forderungen an inländische 
Nichtbanken (Jahresendstände)  + 4,4  + 3,8  + 3,3  + 3,8  + 3,3  + 3,8 
        
Verbraucherpreise 

      

National  + 1,5  + 1,4  + 1,8  + 1,8  + 1,8  + 1,8 
Harmonisiert  + 1,5  + 1,4  + 1,9  + 1,9  + 1,9  + 1,9 

Kerninflation2)  + 1,6  + 2,0  + 1,8  + 1,9  + 1,8  + 1,9 

Q: WIFO, OeNB, Statistik Austria. 2021 und 2022: Prognose.  1) Private Haushalte einschließlich privater Organisati-
onen ohne Erwerbszweck.  2) Ohne Energie und unverarbeitete Nahrungsmittel (Fleisch, Fisch, Obst, Gemüse). 

 

Im Prognosezeitraum dürfte die Sparquote 
wieder deutlich sinken. Die verfügbaren Ein-
kommen der privaten Haushalte werden 
zwar aller Voraussicht nach auch 2021 zu-
rückgehen und erst 2022 wieder leicht stei-
gen, die privaten Konsumausgaben dürften 
aber in beiden Jahren deutlich ausgeweitet 
werden. Da ein Lockdown im Frühjahr 2021 
den Konsum neuerlich einschränken und 
eine Öffnung der konsumrelevanten Berei-
che Gastronomie, Beherbergung und Ver-
anstaltungen verzögern würde, wächst der 
private Konsum im Lockdown-Szenario 
schwächer als im Öffnungsszenario. Im Falle 
eines Lockdown ist allerdings 2022 mit stärke-
ren Erholungs- und Aufholeffekten zu rech-
nen. In beiden Szenarien bleibt die Spar-

quote höher als vor der Krise 2019, da sich 
das Verhalten der privaten Haushalte erst 
allmählich an die verbesserte Einkommenssi-
tuation anpassen wird. 

2.7 Krise hinterlässt längerfristig Spuren auf 
dem Arbeitsmarkt 

Der Einbruch der Wirtschaftsaktivität 2020 
schlug sich in einem deutlichen Rückgang 
der Beschäftigung und einem Anstieg der 
Arbeitslosigkeit nieder. Insbesondere der 
Ausfall des Wintertourismus führte zu einer 
starken Zunahme der Arbeitslosen. Das ge-
samtwirtschaftliche Arbeitszeitvolumen sank 
2020 um 8,8%. Durch das Instrument der 
Kurzarbeit konnte der Beschäftigungsrück-

Der Reiseverkehr kommt 
erst ab dem Sommer 

wieder langsam in 
Schwung und erholt sich 

im Prognosezeitraum 
nicht vollständig. 

Die Sparquote stieg in 
der COVID-19-Krise 

merklich an. Bis 2022 
wird sie nur teilweise 

wieder sinken. 

Mit der erwarteten Erho-
lung der wirtschaftlichen 
Aktivität nimmt auch die 

Beschäftigung wieder 
merklich zu. Die Arbeits-
losigkeit bleibt allerdings 

noch länger hoch. 



 276 Konjunkturprognose WIFO  ■  Monatsberichte 4/2021, S. 265-278
 

gang abgemildert werden. Die Arbeitszeit 
pro Kopf nahm allerdings deutlich ab.  

Im Zuge der schrittweisen Erholung der Wirt-
schaftstätigkeit wird auch die Inanspruch-
nahme der Kurzarbeit wieder sinken und das 

Arbeitszeitvolumen deutlich ansteigen. Auch 
die Beschäftigung nimmt im Prognosezeit-
raum wieder merklich zu. Der starke Rück-
gang der unselbständig aktiv Beschäftigten 
im Vorjahr wird aber erst 2022 wieder voll-
ständig wettgemacht worden sein. 

  

Übersicht 8: Arbeitsmarkt 
 

2019 2020 2021 2022 2021 2022 
   Öffnungsszenario Lockdown-Szenario  

Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
Nachfrage nach Arbeitskräften 

      

Aktiv Erwerbstätige1)  + 61,4  – 79,1  + 39,0  + 80,0  + 33,0  + 84,0 
Unselbständig aktiv Beschäftigte1)  + 58,9  – 76,1  + 40,0  + 80,0  + 34,0  + 84,0 

Inländische Arbeitskräfte  + 12,3  – 53,9  + 14,0  + 17,0  + 12,0  + 18,0 
Ausländische Arbeitskräfte  + 46,6  – 22,2  + 26,0  + 63,0  + 22,0  + 66,0 

Selbständige2)  + 2,5  – 3,0  – 1,0  ± 0,0  – 1,0  ± 0,0 
       
Angebot an Arbeitskräften       
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter        

15 bis 64 Jahre  + 11,4  + 12,7  + 2,3  – 6,0  + 2,3  – 6,0 
Erwerbspersonen3)  + 50,6  + 29,2  + 11,0  + 52,0  + 8,0  + 55,0 
       
Überhang an Arbeitskräften       
Arbeitslose (laut AMS)  – 10,8  +108,3  – 28,0  – 28,0  – 25,0  – 29,0 
Personen in Schulung  – 6,8  – 4,9  + 18,0  – 5,0  + 18,0  – 5,0 
    

In% 
Arbeitslosenquote       

In % der Erwerbspersonen (laut Eurostat)4) 4,5 5,4 5,0 4,8 5,1 4,8 
In % der Erwerbspersonen (laut AMS) 6,6 8,9 8,2 7,6 8,3 7,6 
In % der unselbständigen Erwerbspersonen 
(laut AMS) 7,4 9,9 9,2 8,4 9,3 8,5 

    
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Erwerbspersonen3)  + 1,1  + 0,6  + 0,2  + 1,1  + 0,2  + 1,2 
Unselbständig aktiv Beschäftigte1)  + 1,6  – 2,0  + 1,1  + 2,2  + 0,9  + 2,3 
Arbeitslose (laut AMS)  – 3,5  + 35,9  – 6,8  – 7,3  – 6,1  – 7,5 

Stand in 1.000 301,3 409,6 381,6 353,6 384,6 355,6 

Q: WIFO, Arbeitsmarktservice, Dachverband der Sozialversicherungsträger, Eurostat, Statistik Austria. 2021 und 
2022: Prognose.  1) Ohne Personen in aufrechtem Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Prä-
senzdienst leisten.  2) Laut WIFO, einschließlich freier Berufe und Mithelfender.  3) Aktiv Erwerbstätige plus Ar-
beitslose.  4) Labour Force Survey. 

 

Der Aufbau der Beschäftigung erfolgt nur 
zum Teil durch die Einstellung von Arbeitslo-
sen. Zum einen dürfte sich der Zustrom aus-
ländischer Arbeitskräfte, der durch die Krise 
unterbrochen wurde, wieder verstärken. 
Zum anderen werden auch Berufseinstiege 
wieder zunehmen. Zwar gehen beide Szena-
rien für 2021 und 2022 von deutlich sinken-
den Arbeitslosenzahlen aus, die Arbeitslosen-
quote wird aber in beiden Fällen auch 2022 
noch deutlich über dem Vorkrisenniveau lie-
gen. 

2.8 Inflationsdruck schwach 

Kurzarbeit und hohe Arbeitslosigkeit, insbe-
sondere in den von der Krise am stärksten 
betroffenen Bereichen, dämpften 2020 die 

Lohnentwicklung: Die Löhne und Gehälter 
pro Kopf stiegen gegenüber 2019 kaum. 
Diese Tendenz hält 2021 an, während für 
2022 aufgrund der fortschreitenden Erholung 
wieder mit nominellen Lohnzuwächsen zu 
rechnen ist. Die Reallöhne sinken jedoch in 
beiden Szenarien bis 2022 merklich. 

Die schwache Lohnentwicklung trägt dazu 
bei, dass der Inflationsdruck im Prognosezeit-
raum gering bleibt. Die Verbraucherpreise 
werden 2021 aufgrund des Anstiegs der Roh-
stoffpreise zwar wieder etwas stärker steigen 
als in den Vorjahren, der Preisauftrieb dürfte 
sich jedoch kaum beschleunigen. 2022 
gleicht ein geringerer Anstieg der weltwei-
ten Rohstoffpreise die etwas stärkeren nomi-
nellen Lohnzuwächse aus. 

Der Preisauftrieb im In-
land bleibt aufgrund ei-
ner schwachen Lohnent-
wicklung verhalten. Die 
Effekte höherer Rohstoff-
preise klingen 2022 ab. 
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Übersicht 9: Löhne, Wettbewerbsfähigkeit 
 

2019 2020 2021 2022 2021 2022 
   Öffnungsszenario Lockdown-Szenario  

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Löhne und Gehälter pro Kopf1)       

Nominell, brutto  + 2,9  + 0,6  + 0,9  + 1,5  + 0,7  + 1,3 
Real2)       

Brutto  + 1,3  – 0,8  – 0,9  – 0,3  – 1,1  – 0,5 
Netto  + 1,4  – 0,2  – 0,8  – 0,5  – 1,0  – 0,7 

       
Löhne und Gehälter je geleistete Arbeitsstunde3)      

Real2), netto  + 0,9  + 7,6  – 4,2  – 2,0  – 3,6  – 2,8 
         

In % 
Lohnquote, bereinigt4) 68,3 70,2 71,1 70,2 71,3 70,1 
         

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Lohnstückkosten5), nominell 

      

Gesamtwirtschaft  + 2,4  + 5,9  – 0,8  – 1,0  – 0,3  – 1,6 
Herstellung von Waren  + 3,8  + 6,1  – 3,7  – 1,5  – 3,4  – 1,5 

       
Effektiver Wechselkursindex Industriewaren6)       

Nominell  – 0,7  + 1,4  + 0,8  + 0,3  + 0,8  + 0,3 
Real  – 1,0  + 1,8  + 0,8  + 0,4  + 0,8  + 0,4 

Q: WIFO, Statistik Austria. 2021 und 2022: Prognose. – 1) Beschäftigungsverhältnisse laut VGR.  2) Deflationiert mit 
dem VPI. – 3) Laut VGR. – 4) Arbeitnehmerentgelte in Relation zum Volkseinkommen, bereinigt um die Verände-
rung des Anteiles der unselbständig Beschäftigten an den Erwerbstätigen gegenüber dem Basisjahr 1995. – 5) Ar-
beitskosten in Relation zur Produktivität (Arbeitnehmerentgelte je von unselbständig Beschäftigten geleistete Ar-
beitsstunde im Verhältnis zum BIP bzw. zur Bruttowertschöpfung je von Erwerbstätigen geleistete Arbeitsstunde) 
einschließlich Kurzarbeitsbeihilfen. – 6) Export- und importgewichtet, real, gemessen am harmonisierten VPI. 

 

2.9 Fiskalpolitische Unterstützungs-
maßnahmen belasten das Budget 

Derzeit ist noch unklar, wie stark die fiskali-
schen COVID-19-Maßnahmen die öffentli-
chen Haushalte belasten. Dies gilt selbst für 
das Jahr 2020, da einzelne Hilfsmaßnahmen 

wie etwa der Fixkostenzuschuss noch bis weit 
ins Jahr 2021 hinein beantragt werden kön-
nen, die entsprechenden Zahlungen aller-
dings rückwirkend das Budget 2020 belas-
ten. Für 2020 wird vorläufig ein Finanzierungs-
saldo von 8,9% des BIP erwartet. 

  

Übersicht 10: Fiskal- und geldpolitische Kennzahlen 
 

2019 2020 2021 2022 2021 2022 
   Öffnungsszenario Lockdown-Szenario  

In % des BIP 
Budgetpolitik       
Finanzierungssaldo des Staates1) 0,7  – 8,9  – 7,1  – 3,7  – 7,7  – 4,0 
Primärsaldo des Staates 2,1  – 7,6  – 5,9  – 2,6  – 6,4  – 2,9 
Staatseinnahmen 49,1 48,7 48,7 48,3 48,8 48,3 
Staatsausgaben 48,4 57,7 55,8 52,0 56,5 52,3 
    

In% 
Geldpolitik       
Dreimonatszinssatz  – 0,4  – 0,4  – 0,5  – 0,3  – 0,5  – 0,3 
Sekundärmarktrendite2) 0,1  – 0,2  – 0,2  – 0,1  – 0,2  – 0,1 

Q: WIFO, EZB, OeNB, Statistik Austria. 2021 und 2022: Prognose.  1) Laut Maastricht-Definition.  2) Bundesanleihen 
mit einer Laufzeit von 10 Jahren (Benchmark). 

 

Die fiskalpolitischen COVID-19-Maßnahmen 
zur Abfederung der ökonomischen und sozi-
alen Krisenfolgen werden auch die Budgets 
2021 und 2022 prägen. Während die Zu-
schüsse für Unternehmen und die Nutzung 
der Kurzarbeit 2021 geringer ausfallen wer-
den als im Vorjahr, wird die starke Inan-
spruchnahme der Investitionsprämie 
(6,5 Mrd. €) das Defizit 2021 und 2022 

deutlich erhöhen. Investive Maßnahmen aus 
dem Klima- und Schulpaket werden die öf-
fentlichen Haushalte ebenfalls belasten. Ein-
nahmenseitig führen Entlastungsmaßnah-
men im Bereich der Einkommen-, Körper-
schaft- und Umsatzsteuer (degressive Ab-
schreibung, Anpassungen bei der Verlustver-
rechnung, temporäre Senkung des Umsatz-
steuersatzes für Gastronomie und Kultur) 

Die schrittweise wirt-
schaftliche Erholung 

dämpft die Ausgaben 
und erhöht die Einnah-
men des Staates. Dies 

senkt die Belastung der 
öffentlichen Haushalte. 
Durch die Investitions-

prämie wird das Defizit 
hingegen deutlich stei-

gen. 
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auch im Prognosezeitraum zu Einbußen. Ein-
nahmenverluste resultieren auch aus der 
rückwirkend geltenden Einkommensteuerta-
rifreform 2020. Der Wegfall von Einmalzah-
lungen (Kinderbonus, Familienhärteaus-
gleich, Arbeitslosengeld) und ein erhöhtes 
Abgabenaufkommen infolge der wirtschaft-
lichen Erholung tragen hingegen zur Entlas-

tung bei. Der Finanzierungssaldo der öffentli-
chen Haushalte verbessert sich 2021 
auf 7,1% und 2022 auf 3,7% des BIP (Öff-
nungsszenario). Ein neuerlicher Lockdown im 
April 2021 würde diese Effekte verzögern, so-
dass der Saldo 2021 7,7% und 2022 4,0% 
beträgt. 
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Methodische Hinweise und Kurzglossar 
 

 
Die laufende Konjunkturberichterstattung gehört zu den wichtigsten Produkten des WIFO. Um die Lesbarkeit zu erleichtern, werden 
ausführliche Erläuterungen zu Definitionen und Fachbegriffen nach Möglichkeit nicht im analytischen Teil gebracht, sondern im vor-
liegenden Glossar zusammengefasst. 

 

 Rückfragen: astrid.czaloun@wifo.ac.at, christine.kaufmann@wifo.ac.at, martha.steiner@wifo.ac.at   
 

Periodenvergleiche 
Zeitreihenvergleiche gegenüber der Vorperiode, z. B. dem Vor-
quartal, werden um jahreszeitlich bedingte Effekte bereinigt. 
Dies schließt auch die Effekte ein, die durch eine unterschiedli-
che Zahl von Arbeitstagen in der Periode ausgelöst werden 
(etwa Ostern). 

Die Formulierung "veränderte sich gegenüber dem Vorjahr . . ." 
beschreibt hingegen eine Veränderung gegenüber der glei-
chen Periode des Vorjahres und bezieht sich auf unbereinigte 
Zeitreihen. 

Die Analyse der saison- und arbeitstägig bereinigten Entwick-
lung liefert genauere Informationen über den aktuellen Konjunk-
turverlauf und zeigt Wendepunkte früher an. Die Daten unterlie-
gen allerdings zusätzlichen Revisionen, da die Saisonbereinigung 
auf statistischen Methoden beruht.  

Wachstumsüberhang 
Der Wachstumsüberhang bezeichnet den Effekt der Dynamik im 
unterjährigen Verlauf (in saisonbereinigten Zahlen) des vorange-
gangenen Jahres  0t  auf die Veränderungsrate des Folgejah-

res  1t . Er ist definiert als die Jahresveränderungsrate des Jahres 

1t , wenn das BIP im Jahr 1t  auf dem Niveau des IV. Quartals des 

Jahres 0t  (in saisonbereinigten Zahlen) bleibt. 

Durchschnittliche Veränderungsraten 
Die Zeitangabe bezieht sich auf Anfangs- und Endwert der Be-
rechnungsperiode: Demnach beinhaltet die durchschnittliche 
Rate 2005/2010 als 1. Veränderungsrate jene von 2005 auf 2006, 
als letzte jene von 2009 auf 2010. 

Reale und nominelle Größen 
Die ausgewiesenen Werte sind grundsätzlich real, also um Preis-
effekte bereinigt, zu verstehen. Werden Werte nominell ausge-
wiesen (z. B. Außenhandelsstatistik), so wird dies eigens ange-
führt. 

Produzierender Bereich 
Diese Abgrenzung schließt die NACE-2008-Abschnitte B, C und D 
(Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden, Herstellung 
von Waren, Energieversorgung) ein und wird hier im internatio-
nalen Vergleich verwendet. 

Inflation, VPI und HVPI 
Die Inflationsrate misst die Veränderung der Verbraucherpreise 
gegenüber dem Vorjahr. Der Verbraucherpreisindex (VPI) ist ein 
Maßstab für die nationale Inflation. Der Harmonisierte Verbrau-
cherpreisindex (HVPI) ist die Grundlage für die vergleichbare 
Messung der Inflation in der EU und für die Bewertung der Preis-

stabilität innerhalb der Euro-Zone (siehe auch http://www. 
statistik.at/). 

Die Kerninflation als Indikator der Geldpolitik ist nicht eindeutig 
definiert. Das WIFO folgt der gängigen Praxis, für die Kerninfla-
tion die Inflationsrate ohne die Gütergruppen unverarbeitete 
Nahrungsmittel und Energie zu verwenden. So werden über 87% 
der im österreichischen Warenkorb für den Verbraucherpreisin-
dex (VPI 2015) enthaltenen Güter und Dienstleistungen in die Be-
rechnung der Kerninflation einbezogen. 

WIFO-Konjunkturtest und WIFO-Investitionstest 
Der WIFO-Konjunkturtest ist eine monatliche Befragung von rund 
1.700 österreichischen Unternehmen zur Einschätzung ihrer aktu-
ellen und künftigen wirtschaftlichen Lage. Der WIFO-Investitions-
test ist eine halbjährliche Befragung von Unternehmen zu ihrer 
Investitionstätigkeit (https://www.konjunkturtest.at). Die Indikato-
ren sind Salden zwischen dem Anteil der positiven und jenem 
der negativen Meldungen an der Gesamtzahl der befragten 
Unternehmen. 

Arbeitslosenquote 
Österreichische Definition: Anteil der zur Arbeitsvermittlung re-
gistrierten Personen am Arbeitskräfteangebot der Unselbständi-
gen. Das Arbeitskräfteangebot ist die Summe aus Arbeitslosen-
bestand und unselbständig Beschäftigten (gemessen in Stan-
dardbeschäftigungsverhältnissen). Datenbasis: Registrierungen 
bei AMS und Hauptverband der österreichischen Sozialversiche-
rungsträger. 

Definition gemäß ILO und Eurostat: Als arbeitslos gelten Perso-
nen, die nicht erwerbstätig sind und aktiv einen Arbeitsplatz su-
chen. Als erwerbstätig zählt, wer in der Referenzwoche mindes-
tens 1 Stunde selbständig oder unselbständig gearbeitet hat. 
Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, und Lehrlinge 
zählen zu den Erwerbstätigen, nicht hingegen Präsenz- und Zivil-
diener. Die Arbeitslosenquote ist der Anteil der Arbeitslosen an 
allen Erwerbspersonen (Arbeitslose plus Erwerbstätige). Daten-
basis: Umfragedaten von privaten Haushalten (Mikrozensus). 

Begriffe im Zusammenhang mit der österreichischen 
Definition der Arbeitslosenquote 
Personen in Schulungen: Personen, die sich zum Stichtag in AMS-
Schulungsmaßnahmen befinden. Für die Berechnung der Ar-
beitslosenquote wird ihre Zahl weder im Nenner noch im Zähler 
berücksichtigt. 

Unselbständig aktiv Beschäftigte: Zu den "unselbständig Be-
schäftigten" zählen auch Personen in aufrechtem Dienstverhält-
nis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leis-
ten. Zieht man deren Zahl ab, so erhält man die Zahl der "un-
selbständig aktiv Beschäftigten". 
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Die WIFO Working Papers beruhen nicht notwendigerweise auf einer abgestimmten Position des WIFO. Die Autorinnen und 
Autoren wurden über die Richtlinien der Österreichischen Agentur für wissenschaftliche Integrität (ÖAWI) zur Guten Wissen-
schaftlichen Praxis informiert, insbesondere bezüglich der Dokumentation aller Elemente, die für eine Nachvollziehbarkeit der 
Ergebnisse notwendig sind.  
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Update der mittelfristigen Prognose der 
österreichischen Wirtschaft 2021 bis 2025 
Josef Baumgartner, Serguei Kaniovski 

 Aufgrund der Unsicherheit über den weiteren Verlauf der COVID-19-Pandemie entwirft auch die 
mittelfristige WIFO-Prognose zwei Szenarien: Öffnungsszenario und Lockdown-Szenario. 

 Unterschiede zwischen den beiden Szenarien bestehen vor allem in der kurzfristigen Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktentwicklung, mittelfristig konvergieren sie merklich. 

 Im Falle der Staatsfinanzen weisen die beiden Szenarien auch noch mittelfristig markante Unterschiede 
auf. 

 Das durchschnittliche jährliche Trendwachstum beträgt im Prognosezeitraum 1,1%. 

 Die Arbeitslosen- und die Sparquote werden erst 2025 wieder das jeweilige Vorkrisenniveau erreichen. 

 Der jährliche Preisauftrieb bleibt weiterhin unter dem Zielwert der EZB von 2%. 

 

 
Szenarien der mittelfristigen WIFO-Prognose zur Entwicklung des realen 
Bruttoinlandsproduktes in Österreich 

 

Durch die COVID-19-Pandemie und die gesundheitspolitischen Eindämmungsmaßnahmen 
verzeichnete Österreich 2020 die schwerste Rezession seit der Nachkriegszeit. Nach dem 
drastischen Einbruch der Wirtschaftsleistung um knapp 6,6% erwartet das WIFO erst für 2022 eine 
deutliche Erholung. Vor allem auf dem Arbeitsmarkt wird die Krise noch länger spürbar sein 
(Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen). 

 

"Im Vergleich mit 
der vor Beginn 
der COVID-19-
Krise erstellten 
WIFO-Prognose 
vom Jänner 2020 
beträgt die BIP-
Lücke im Jahr 
2021 über 8% und 
verringert sich bis 
2024 auf 4%."  
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Update der mittelfristigen Prognose der österreichischen 
Wirtschaft 2021 bis 2025 
Josef Baumgartner, Serguei Kaniovski 

 
Update der mittelfristigen Prognose der österreichischen 
Wirtschaft 2021 bis 2025 
Die österreichische Wirtschaft dürfte sich im Nachklang der 
COVID-19-Pandemie 2022 und 2023 deutlich erholen und 
in der Folge bis 2025 moderat wachsen. Der Aufschwung 
wird von einer Erholung der Weltwirtschaft getragen, unter-
stützt durch umfangreiche fiskalpolitische Maßnahmen so-
wie die fortschreitende Durchimpfung der Bevölkerung. 
Prognosen bleiben aufgrund der aktuellen epidemiologi-
schen Lage unsicher. Um dieser Unsicherheit Rechnung zu 
tragen, wurden in der WIFO-Konjunkturprognose für 2021 
und 2022 zwei Szenarien (Öffnungs- und Lockdown-Szena-
rio) dargestellt, die in der vorliegenden mittelfristigen Prog-
nose bis 2025 fortgeschrieben werden. Für die meisten 
Kennzahlen konvergieren die beiden Szenarien bis zum 
Ende der Prognoseperiode. Im Öffnungsszenario wächst 
das BIP 2021 um  2¼% und 2022 um 4¼% (1½% bzw. 4¾% im 
Lockdown-Szenario). Bis 2025 schwächt sich das Wirt-
schaftswachstum in beiden Szenarien auf 1,5% ab. Die In-
vestitionstätigkeit profitiert 2021 und 2022 von Vorzieheffek-
ten, die von der Investitionsprämie ausgelöst werden, ver-
liert aber in den Folgejahren aufgrund von damit in Bezie-
hung stehenden Echoeffekten an Schwung. Die durch die 
COVID-19-Krise deutlich angestiegene Arbeitslosenquote 
dürfte erst 2025 wieder das Vorkrisenniveau von 7,5% errei-
chen. Das Budgetdefizit beträgt im Öffnungsszenario 2021 
7,1% und sinkt bis 2025 auf 2,5% (Lockdown-Szenario 2021: 
7,7%, 2025: 2,8%). Die Staatsschuldenquote betrug 2020 
84% und wird bis 2025 auf voraussichtlich rund 86% anstei-
gen (88% im Lockdown-Szenario, +15,5 bzw. +17,5 Prozent-
punkte gegenüber dem Vorkrisenniveau von 2019). 

 Update of the Medium-term Forecast of the Austrian 
Economy 2021 to 2025 
The Austrian economy is expected to recover significantly 
in 2022 and 2023 in the aftermath of the COVID-19 pan-
demic. Subsequently, it is expected to grow moderately 
until 2025. The recovery will be driven by the rebound of 
the global economy, supported by comprehensive fiscal 
policy measures as well as the progressing vaccination 
coverage of the population. Predictions remain uncertain 
due to the current epidemiological situation. To account 
for this uncertainty, two scenarios (opening and lockdown 
scenario) were presented in the WIFO short-term economic 
outlook for 2021 and 2022. In the present medium-term 
forecast, these scenarios are projected until 2025. For most 
key figures, the two scenarios will converge by the end of 
the forecast period. In the opening scenario, GDP grows 
by 2¼ percent in 2021 and by 4¼ percent in 2022 (1½ per-
cent and 4¾ percent respectively in the lockdown sce-
nario). By 2025, economic growth weakens to 1.5 percent 
in both scenarios. Investment activity benefits in 2021 and 
2022 from frontloading effects driven by the investment 
premium but loses momentum in the subsequent years due 
to linked echo effects. The unemployment rate rose signifi-
cantly in the wake of the COVID-19 crisis and is not ex-
pected to return to its pre-crisis level (7.5 percent) until 
2025. The budget deficit amounts to 7.1 percent in the 
opening scenario in 2021 and falls to 2.5 percent by 2025 
(lockdown scenario 2021: 7.7 percent, 2025: 2.8 percent). 
The government debt-to-GDP ratio stood at 84 percent in 
2020 and is projected to increase to around 86 percent by 
2025 (88 percent in the lockdown scenario; +15.5 and 
+17.5 percentage points, respectively, compared to the 
2019 pre-crisis level). 

 

 
JEL-Codes: E32, E37, E66 • Keywords: Mittelfristige Prognose, Öffentliche Haushalte, Österreich, COVID-19 
Der vorliegende Beitrag stellt die Aktualisierung der mittelfristigen WIFO-Prognose 2021/2025 für die österreichische Wirtschaft 
vom Oktober 2020 (Baumgartner et al., 2020) dar. Er baut bis zum Jahr 2022 auf der kurzfristigen Konjunkturprognose des 
WIFO vom März 2021 auf (Ederer, 2021, in diesem Heft). Informationen, die bis zum 24. März 2021 vorlagen, wurden in dieser 
Prognose berücksichtigt. Nach dem 24. März 2021 veröffentlichte Daten, wie z. B. die von Statistik Austria veröffentlichten 
Informationen zum Staats- und Haushaltskonto (1. April 2021), konnten in die vorliegende Prognose nicht mehr aufgenom-
men werden. Die Berechnungen erfolgten mit dem makroökonometrischen Modell des WIFO (Baumgartner – Breuss – 
Kaniovski, 2005). • Zu den Definitionen siehe "Methodische Hinweise und Kurzglossar", in diesem Heft und 
https://www.wifo.ac.at/wwadocs/form/WIFO-Konjunkturberichterstattung-Glossar.pdf. 
Begutachtung: Christoph Badelt, Hans Pitlik, Thomas Url • Wissenschaftliche Assistenz: Christine Kaufmann 
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1. Überblick und grundlegende Annahmen 

Für den Prognosezeitraum 2021/2025 wird 
nach dem Abklingen der COVID-19-Krise 

eine – teilweise kräftige – Erholung der inter-
nationalen Konjunktur erwartet, von der 
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auch die österreichische Wirtschaft profitie-
ren wird. Diese Erholung wird in erster Linie 
von den USA und China ausgehen. In Eu-
ropa und in Österreich ist sie 2021 dagegen 
noch vergleichsweise schwach, da in der EU 
erst ab dem Sommer mit einer weitreichen-
den Durchimpfung der Bevölkerung und ei-
ner dauerhaften Eindämmung des Infekti-
onsgeschehens gerechnet wird, die eine 
nachhaltige Erholung der Wirtschaft erst er-
möglicht.  

Um der Unsicherheit über die weitere Ent-
wicklung Rechnung zu tragen, wurden in der 
kurzfristigen Konjunkturprognose für die 
Jahre 2021 und 2022 zwei Szenarien 
dargestellt (Ederer, 2021, in diesem Heft): Im 
Öffnungsszenario werden keine weiteren, 
die Wirtschaftstätigkeit einschränkenden 
Maßnahmen ergriffen und bestehende Ein-
schränkungen im Laufe des Frühjahrs aufge-
hoben. Damit kommt die Wirtschaft bereits 
im II. Quartal 2021 wieder in Schwung, 
wodurch für 2021 ein BIP-Wachstum von 
2¼% und für 2022 von 4¼% erwartet wird. 
Das Lockdown-Szenario geht dagegen von 
einer erneuten vierwöchigen Schließung des 
Handels und der personennahen Dienstleis-
tungen im II. Quartal 2021 aus. Dadurch ver-
zögert sich die Erholung (2021 +1½%) und 
fällt 2022 entsprechend stärker aus (+4¾%).  

Die mittelfristige Prognose schreibt diese bei-
den Szenarien für die Jahre 2023 bis 2025 
fort, wobei sich die Szenarien bis zum Ende 
der Prognoseperiode für die meisten Variab-
len stark annähern. So rechnen beide Sze-
narien für 2025 mit einem BIP-Wachstum 
2025 von +1½%. Wesentliche Unterschiede in 
der mittleren Frist betreffen den öffentlichen 
Sektor: Das Budgetdefizit ist im Lockdown-
Szenario durchgehend um 0,3 Prozent-
punkte des nominellen BIP p. a. höher; dem-
entsprechend ergibt sich für 2025 eine um 
2 Prozentpunkte höhere Staatsschuld als im 
Öffnungsszenario. 

Beide Szenarien rechnen für die österreichi-
sche Wirtschaft im Prognosezeitraum mit ei-
nem Wachstum des Trendoutputs von durch-
schnittlich 1,1% p. a.  

Unter der den WIFO-Prognosen zugrunde lie-
genden "No-Policy-Change"-Annahme1) 
ergibt sich im Öffnungsszenario ein Rück-
gang des Budgetdefizits von 8,9% 2020 auf 
2,5% im Jahr 2025 (bzw. 2,8% Lockdown-
Szenario). Der Rückgang der Staatsschuld 
von 87,4% (bzw. 88,6%) im Jahr 2021 auf 86% 
(88%) des nominellen BIP bis zum Ende der 
Prognoseperiode entsteht durch das stär-
kere nominelle BIP-Wachstum; in absoluten 
Zahlen dürfte die Staatsschuld im Jahr 2025 
um 110 Mrd. € (117 Mrd. €) bzw. 39% (42%) 
höher sein als vor der Krise.  

2. Internationale Rahmenbedingungen  

Die Annahmen zur Entwicklung der internati-
onalen Wirtschaft sind in beiden Szenarien 
identisch. Sie basieren auf einer durch das 
WIFO angepassten Variante der Weltprog-
nose 2021/2025 von Oxford Economic Fore-
casting (Global Economic Forecast, Basissze-
nario, Februar 2021; Übersicht 1, Abbil-
dung 1). 

Die COVID-19-Pandemie führte 2020 zur 
schwersten weltweiten Wirtschaftskrise seit 
dem Zweiten Weltkrieg. Nach einem drasti-
schen Einbruch in der ersten Jahreshälfte 
setzte im 2. Halbjahr 2020 eine deutliche Er-
holung der Weltwirtschaft ein, die von China 
und den USA getragen wurde. In China er-
reichte die Wirtschaftsleistung bereits Ende 
2020 wieder das Vorkrisenniveau; 2021 
dürfte sie um fast 8½% und in den Folgejah-
ren um rund 5% p. a. wachsen. Die Wirt-
schaft der USA profitiert von einem umfang-
reichen Impfprogramm – Ende März 2021 
hatten bereits knapp 41% der Bevölkerung 
                                                               
1)  Die WIFO-Prognosen berücksichtigen im Allgemei-
nen nur bereits beschlossene Gesetze und Verordnun-
gen. In bestimmten Fällen werden auch noch nicht 
formal beschlossene Maßnahmen einbezogen. Das ist 
etwa dann der Fall, wenn der Verhandlungs- oder Ge-
setzwerdungsprozess bereits weit fortgeschritten ist 
(Gesetzesentwürfe in Begutachtung, in manchen Fäl-
len auch Ministerratsbeschlüsse, wenn eine stabile 
Mehrheit im Parlament sehr wahrscheinlich erscheint) 
und zur betreffenden Regelung zugleich hinreichend 

der USA zumindest eine Erstimpfung gegen 
COVID-19 erhalten (Zweitimpfung: rund 27%) 
– und einem weiterhin stark expansiven Kurs 
in der Geld- und Fiskalpolitik. Die Maßnah-
men des "American Rescue"-Plan stützen mit 
zusätzlichen 1,9 Bio. $ die privaten Haushalts-
einkommen und den Konsum. Für 2021 wird 
für die USA ein Wachstum von 6% erwartet, 
die Wachstumsdynamik dürfte sich aber in 
der Folge von 3% (2022) auf 1,8% (2025) ab-
schwächen2).  

Für Europa sind sowohl die aktuelle Lage als 
auch die Aussichten gedämpfter: Eine weit-
gehende Durchimpfung der Bevölkerung in 
der Europäischen Union wird erst im Sommer 
erwartet. Im Vergleich zu den Konjunkturpa-
keten in den USA sind in Europa auch die fis-
kalischen Maßnahmen weniger umfang-
reich3). 2021 und 2022 dürfte das reale BIP im 
Euro-Raum jeweils um etwa 4% wachsen, 

detaillierte Informationen vorliegen, die eine quantita-
tive Einschätzung ermöglichen. 
2)  Das in den USA derzeit diskutierte Infrastrukturpro-
gramm wurde in der vorliegenden Prognose noch 
nicht berücksichtigt.  
3)  Zum Zeitpunkt der Prognoseerstellung war die Infor-
mationsgrundlage zur Aufbau- und Resilienzfazilität 
der EU noch unzureichend. Sie konnte daher nicht be-
rücksichtigt werden. 
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bevor sich die Dynamik bis 2025 auf 1½% ab-
kühlt. 

Rund 80% der österreichischen Exporte ge-
hen in die EU, die USA und nach China. Die 
gesamtwirtschaftliche Nachfrage steigt in 
dieser Ländergruppe – gewichtet mit den 
heimischen Exportanteilen – bis 2022 um 
rund 4% p. a. und schwächt sich in der Folge 
auf rund 2¼% p. a. ab.  

Nach dem krisenbedingten Einbruch des 
Erdölpreises im März bzw. April 2020 und der 
dadurch verursachten deutlichen Reduktion 
der Fördermengen durch die OPEC+-Län-

der, stieg der Rohölpreis seit Mai 2021 merk-
lich an. Im Jahresdurchschnitt 2020 kostete 
Rohöl der Marke Brent 41,7 $ je Barrel. Die 
Annahmen zur künftigen Entwicklung des 
Rohölpreises basieren auf den mittelfristigen 
Markterwartungen, wie sie die Futures-Notie-
rungen für die Rohölsorte Brent bis 2025 wie-
dergeben. Für das Jahr 2021 wird ein Ölpreis 
von 63 $ erwartet, der bis zum Ende des 
Prognosezeitraumes auf 54½ $ sinken dürfte. 

Für den Wechselkurs des Dollars gegenüber 
dem Euro wird bis 2025 ein leichter Anstieg 
auf 1,28 $ je Euro unterstellt.  

  

Übersicht 1: Internationale Konjunktur 
 Ø 2011/ 

2015 
Ø 2016/ 

2020 
Ø 2021/ 

2025 
2020 2021 2022 2023 2024 2025 

 BIP real, Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Euro-Raum  + 0,8  + 0,1  + 2,7  – 6,6  + 3,9  + 4,3  + 2,2  + 1,7  + 1,5 
MOEL 51)  + 2,4  + 2,4  + 3,0  – 3,9  + 3,4  + 3,7  + 3,0  + 2,5  + 2,3 
USA  + 2,2  + 1,1  + 2,9  – 3,5  + 6,0  + 3,0  + 2,3  + 1,8  + 1,8 
Schweiz  + 1,8  + 0,9  + 2,4  – 2,9  + 2,7  + 3,3  + 2,5  + 2,0  + 1,5 
China  + 7,9  + 5,8  + 5,6  + 2,3  + 8,4  + 5,2  + 4,8  + 4,7  + 4,7 
Insgesamt, exportgewichtet2)  + 1,6  + 0,9  + 2,9  – 5,2  + 4,1  + 4,0  + 2,5  + 2,0  + 1,8 
           
Annahmen zur Prognose          
Erdölpreis, Brent $ je Barrel 97 55 58 42 63 59 57 55 55 
Wechselkurs $ je € 1,29 1,14 1,24 1,14 1,20 1,20 1,24 1,26 1,28 
Internationale Zinssätze          

Dreimonatszinssatz in % 0,5  – 0,3  – 0,1  – 0,4  – 0,5  – 0,3  – 0,0 0,1 0,4 
Sekundärmarktrendite Deutschland in % 1,5 0,0 0,1  – 0,5  – 0,5  – 0,4  ± 0,0 0,5 0,9 

Q: WIFO-Berechnungen. – 1) Tschechien, Ungarn, Polen, Slowenien, Slowakei. – 2) Euro-Raum, MOEL 5, USA, Schweiz, China: gewichtet mit den österrei-
chischen Exportanteilen. 

  
 

Abbildung 1: Szenarien der mittelfristigen WIFO-Prognose zur Entwicklung des realen Bruttoinlandsproduktes in Österreich 

  

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. 

 

Seit der mittelfristigen Prognose vom Okto-
ber 2020 beschloss die EZB, ihre Anleihen-
käufe im Rahmen des Pandemie-Notfallan-
kaufprogrammes (Pandemic Emergency 
Purchase Programme – PEPP) um 500 Mrd. € 
auf insgesamt 1.850 Mrd. € zu erhöhen (siehe 

Pekanov, 2021, in diesem Heft). Die Ankäufe 
werden weiterhin flexibel über verschiedene 
Anlageklassen und Länder des Euro-Raumes 
hinweg durchgeführt, um der Entstehung 
von Zinsunterschieden zwischen den Euro-
Ländern entgegenzuwirken, die durch den 
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China und die USA wer-
den mittelfristig das 
Wachstum der Weltwirt-
schaft antreiben. Davon 
wird auch die österrei-
chische Exportwirtschaft 
profitieren. 
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Marktdruck befördert werden könnte. Zu-
dem wurde die Laufzeit des PEPP um ein 
Jahr bis März 2022 verlängert. Weiters 

werden Kapitalrückzahlungen aus abreifen-
den Wertpapieren um ein Jahr länger, also 
bis mindestens Ende 2023, reinvestiert.  

 

Abbildung 2: Angenommene Wirtschaftsentwicklung in drei wichtigen 
Handelspartnerregionen 

BIP real, Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

 

 

Q: WIFO-Berechnungen; Oxford Economics; IWF, World Economic Outlook. MOEL 5: Tschechien, Ungarn, 
Polen, Slowenien, Slowakei. 

 

Die EZB tätigt daneben im Rahmen des Pro-
grammes zum Ankauf von Vermögenswer-
ten (Asset Purchase Programme – APP) wei-
terhin Nettoankäufe im Umfang von 
20 Mrd. € pro Monat und ermöglicht Banken 

im Euro-Raum über gezielte längerfristige Re-
finanzierungsgeschäfte (TLTRO III – Targeted 
Longer-Term Refinancing Operations; Lauf-
zeit zwei Jahre) weiterhin eine günstige Refi-
nanzierung. 
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Die EZB behält ihren ex-
pansiven geldpoliti-

schen Kurs über den ge-
samten Prognosezeit-

raum bei. 2025 liegt die 
Sekundärmarktrendite 

für 10-jährige deutsche 
Bundesanleihen knapp 

unter 1%. 
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Vor diesem Hintergrund wird die Prognose 
der kurz- und langfristigen Marktzinssätze 
leicht angepasst: Für das Jahr 2021 wird ein 
Dreimonatszinssatz im Euro-Raum von ½% 

angenommen, der bis 2025 auf 0,4% steigt. 
Die Sekundärmarktrendite für deutsche 10-
jährige Bundesanleihen dürfte von ½% 2021 
auf 0,9% im Jahr 2025 ansteigen.  

3. Prognose der Wirtschaftsentwicklung in Österreich 

Aufbauend auf den beiden Szenarien der 
kurzfristigen Konjunkturprognose (Ederer, 
2021, in diesem Heft) und auf Grundlage der 
Annahmen zur internationalen Entwicklung 
(Kapitel 2) sowie zur Fiskalpolitik im Inland 
(Kapitel 3.4) legt die vorliegende mittel-

fristige Prognose ebenfalls zwei Varianten 
vor (Übersichten 2 bis 5). Die Prognoseer-
gebnisse ähneln einander in vielen Punkten; 
auf nennenswerte Abweichungen zwischen 
den beiden Szenarien wird jeweils hingewie-
sen. 

  

Übersicht 2: Hauptergebnisse der mittelfristigen Prognose für Österreich – Öffnungsszenario 
 Ø 2011/ 

2015 
Ø 2016/ 

2020 
Ø 2021/ 

2025 
2020 2021 2022 2023 2024 2025 

 Veränderung in % p. a. 
Bruttoinlandsprodukt 

         

Real  + 1,1  + 0,3  + 2,3  – 6,6  + 2,3  + 4,3  + 1,5  + 1,8  + 1,5 
Nominell  + 3,1  + 1,8  + 3,9  – 5,5  + 3,5  + 6,1  + 3,2  + 3,5  + 3,2 

Verbraucherpreise  + 2,1  + 1,6  + 1,7  + 1,4  + 1,8  + 1,8  + 1,7  + 1,7  + 1,7 
BIP-Deflator  + 2,0  + 1,5  + 1,6  + 1,1  + 1,2  + 1,7  + 1,7  + 1,7  + 1,7 
Lohn- und Gehaltssumme1)  + 3,3  + 3,0  + 2,9  – 1,8  + 2,1  + 3,9  + 2,9  + 3,0  + 2,9 

Pro Kopf, real2)  – 0,0  + 0,4  – 0,1  – 0,8  – 0,9  – 0,3  + 0,2  + 0,2  + 0,2 
Unselbständig Beschäftigte laut VGR3)  + 1,3  + 1,0  + 1,3  – 2,3  + 1,2  + 2,3  + 1,1  + 1,0  + 1,0 
Unselbständig aktiv Beschäftigte4)  + 1,1  + 1,1  + 1,2  – 2,0  + 1,1  + 2,2  + 1,0  + 1,0  + 1,0 
  

         
 

In % 
Arbeitslosenquote 

         

In % der Erwerbspersonen5) 5,2 5,3 4,7 5,4 5,0 4,8 4,7 4,5 4,5 
In % der unselbständigen Erwerbspersonen 7,8 8,5 8,2 9,9 9,2 8,4 8,1 7,8 7,5 

  
         

 
In % des BIP 

Außenbeitrag 3,1 3,5 3,7 3,8 2,8 3,6 3,9 4,1 4,1 
           
Finanzierungssaldo des Staates laut Maastricht-Definition  – 2,1  – 2,1  – 3,9  – 8,9  – 7,1  – 3,7  – 3,2  – 2,8  – 2,5 
Zyklisch bereinigter Budgetsaldo          

Methode der Europäischen Kommission6)  – 1,7  – 2,2  – 3,5  – 6,4  – 5,3  – 3,5  – 3,1  – 2,8  – 2,5 
WIFO-Methode7)  – 1,6  – 2,2  – 3,5  – 6,2  – 5,1  – 3,3  – 3,1  – 3,1  – 3,0 

Struktureller Budgetsaldo          
Methode der Europäischen Kommission6)  – 1,1  – 2,2  – 3,5  – 6,4  – 5,3  – 3,5  – 3,1  – 2,8  – 2,5 
WIFO-Methode7)  – 1,0  – 2,2  – 3,5  – 6,2  – 5,1  – 3,3  – 3,1  – 3,1  – 3,0 

           
Staatsschuld 82,9 77,9 86,3 83,8 87,4 85,8 86,3 86,2 86,0 
  

         
 

In % des verfügbaren Einkommens 
Sparquote der privaten Haushalte 7,6 9,3 9,8 15,1 12,4 10,2 9,2 8,8 8,5 
  

         
 

Veränderung in % p. a. 
Trendoutput, real 

         

Methode der Europäischen Kommission6)  + 1,0  + 0,9  + 1,1  + 0,7  + 1,0  + 1,2  + 1,2  + 1,2  + 1,2 
WIFO-Methode7)  + 0,9  + 1,0  + 1,1  + 1,0  + 1,1  + 1,1  + 1,0  + 1,1  + 1,1 

  
         

 
In % des Trendoutputs 

Outputlücke, real 
         

Methode der Europäischen Kommission6)  – 0,7  + 0,2  – 0,7  – 4,4  – 3,1  – 0,2  – 0,1  – 0,1  ± 0,0 
WIFO-Methode7)  – 0,9  + 0,2  – 0,6  – 4,8  – 3,6  – 0,6  – 0,1  + 0,6  + 1,0 

Q: Arbeitsmarktservice, Dachverband der Sozialversicherungsträger, Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – 1) Brutto, ohne Arbeitgeberbeiträge. – 
2) Beschäftigungsverhältnisse laut VGR, deflationiert mit dem VPI. – 3) Beschäftigungsverhältnisse. – 4) Ohne Personen in aufrechtem Dienstverhältnis, die 
Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten. – 5) Laut Eurostat (Labour Force Survey). – 6) WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-Prognose 
vom März 2021, Parametrisierung gemäß der Prognose der Europäischen Kommission vom November 2020. – 7) WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-
Prognose vom März 2021 gemäß Produktionsfunktionsansatz der Europäischen Kommission, aber mit stärkerer Glättung des Trendoutputs und ohne 
Schließungsrestriktion für die Outputlücke. 
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Übersicht 3: Hauptergebnisse der mittelfristigen Prognose für Österreich – Lockdown-Szenario 
 Ø 2011/ 

2015 
Ø 2016/ 

2020 
Ø 2021/ 

2025 
2020 2021 2022 2023 2024 2025 

 Veränderung in % p. a. 
Bruttoinlandsprodukt 

         

Real  + 1,1  + 0,3  + 2,2  – 6,6  + 1,5  + 4,7  + 1,6  + 1,8  + 1,5 
Nominell  + 3,1  + 1,8  + 3,8  – 5,5  + 2,7  + 6,5  + 3,2  + 3,5  + 3,1 

Verbraucherpreise  + 2,1  + 1,6  + 1,7  + 1,4  + 1,8  + 1,8  + 1,7  + 1,7  + 1,7 
BIP-Deflator  + 2,0  + 1,5  + 1,6  + 1,1  + 1,2  + 1,7  + 1,6  + 1,6  + 1,6 
Lohn- und Gehaltssumme1)  + 3,3  + 3,0  + 2,8  – 1,8  + 1,7  + 3,8  + 2,7  + 2,9  + 2,8 

Pro Kopf, real2)  – 0,0  + 0,4  – 0,3  – 0,8  – 1,1  – 0,5  – 0,1  + 0,1  + 0,1 
Unselbständig Beschäftigte laut VGR3)  + 1,3  + 1,0  + 1,3  – 2,3  + 1,0  + 2,4  + 1,2  + 1,1  + 0,9 
Unselbständig aktiv Beschäftigte4)  + 1,1  + 1,1  + 1,3  – 2,0  + 0,9  + 2,3  + 1,1  + 1,0  + 1,0 
  

         
 

In % 
Arbeitslosenquote 

         

In % der Erwerbspersonen5) 5,2 5,3 4,7 5,4 5,1 4,8 4,6 4,5 4,4 
In % der unselbständigen Erwerbspersonen 7,8 8,5 8,2 9,9 9,3 8,5 8,1 7,8 7,5 

  
         

 
In % des BIP 

Außenbeitrag 3,1 3,5 3,7 3,8 2,8 3,6 3,9 4,1 4,1 
           
Finanzierungssaldo des Staates laut Maastricht-Definition  – 2,1  – 2,1  – 4,2  – 8,9  – 7,7  – 4,0  – 3,4  – 3,1  – 2,8 
Zyklisch bereinigter Budgetsaldo          

Methode der Europäischen Kommission6)  – 1,7  – 2,3  – 3,7  – 6,5  – 5,6  – 3,9  – 3,4  – 3,0  – 2,8 
WIFO-Methode7)  – 1,6  – 2,3  – 3,9  – 6,3  – 5,3  – 3,6  – 3,4  – 3,5  – 3,4 

Struktureller Budgetsaldo          
Methode der Europäischen Kommission6)  – 1,1  – 2,3  – 3,7  – 6,5  – 5,6  – 3,9  – 3,4  – 3,0  – 2,8 
WIFO-Methode7)  – 1,0  – 2,3  – 3,9  – 6,3  – 5,3  – 3,6  – 3,4  – 3,5  – 3,4 

           
Staatsschuld 82,9 77,9 87,7 83,8 88,6 86,8 87,6 87,7 87,9 
  

         
 

In % des verfügbaren Einkommens 
Sparquote der privaten Haushalte 7,6 9,3 10,4 15,1 13,4 10,9 9,7 9,2 8,9 
  

         
 

Veränderung in % p. a. 
Trendoutput, real 

         

Methode der Europäischen Kommission6)  + 1,0  + 0,9  + 1,1  + 0,6  + 0,9  + 1,1  + 1,1  + 1,2  + 1,2 
WIFO-Methode7)  + 0,9  + 1,0  + 1,0  + 0,9  + 1,0  + 1,1  + 1,0  + 1,0  + 1,1 

  
         

 
In % des Trendoutputs 

Outputlücke, real 
         

Methode der Europäischen Kommission6)  – 0,7  + 0,3  – 0,8  – 4,2  – 3,6  – 0,2  – 0,1  – 0,1  ± 0,0 
WIFO-Methode7)  – 0,9  + 0,3  – 0,6  – 4,6  – 4,1  – 0,6  – 0,0  + 0,8  + 1,1 

Q: Arbeitsmarktservice, Dachverband der Sozialversicherungsträger, Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – 1) Brutto, ohne Arbeitgeberbeiträge. – 
2) Beschäftigungsverhältnisse laut VGR, deflationiert mit dem VPI. – 3) Beschäftigungsverhältnisse. – 4) Ohne Personen in aufrechtem Dienstverhältnis, die 
Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten. – 5) Laut Eurostat (Labour Force Survey). – 6) WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-Prognose 
vom März 2021, Parametrisierung gemäß der Prognose der Europäischen Kommission vom November 2020. – 7) WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-
Prognose vom März 2021 gemäß Produktionsfunktionsansatz der Europäischen Kommission, aber mit stärkerer Glättung des Trendoutputs und ohne 
Schließungsrestriktion für die Outputlücke. 

 

3.1 Gesamtwirtschaftliche Nachfrage 

Die internationale Konjunktur gewinnt bis 
2022 durch den Rebound-Effekt nach dem 
Ende der Krise und durch konjunkturbele-
bende Maßnahmen deutlich an Schwung. 
In den Folgejahren schwächt sich die Dyna-
mik in Richtung des Trendoutput-Wachstums 
ab. Bedingt durch die Erholung der Handels-
partner nehmen die österreichischen Waren-
exporte bereits 2021 wieder Fahrt auf. Die 
Reiseverkehrsexporte bleiben jedoch in der 
ersten Jahreshälfte 2021 auf sehr geringem 
                                                               
4)   Dazu gehören Quarantänepflichten, sowohl bei 
der Einreise nach Österreich, als auch in den für den 
österreichischen Tourismus wichtigsten Herkunfts-

Niveau, zum einen aufgrund geschlossener 
Beherbergungsbetriebe, zum anderen durch 
internationale Reiseverkehrsbeschränkun-
gen4). Insgesamt nehmen daher die Ge-
samtexporte im Jahr 2021 um lediglich 2,8% 
zu (Öffnungsszenario). Im Lockdown-Szena-
rio ist der Zuwachs mit +2,3% noch geringer, 
da in dieser Variante die Einschränkungen 
länger aufrecht bleiben. 2022 ist der 
Rebound-Effekt im Fall der Reiseverkehrsex-
porte mit 7,2% deutlich stärker (+7,8% im 
Lockdown-Szenario durch den kräftigeren 
Basiseffekt). Im Zeitraum 2023 bis 2025 geht 

ländern bei der Wiedereinreise nach einem Auslands-
aufenthalt. 
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das Exportwachstum nur geringfügig von 
rund 5% auf 4¼% jährlich zurück.  

Für die Importe zeigt sich ein ähnliches Mus-
ter, da im 1. Halbjahr 2021 Auslandsreisen 
aufgrund der gesundheitspolitischen Ein-
schränkungen kaum möglich sein werden. 
Der Außenbeitrag verbessert sich über den 
Prognosezeitraum von knapp 3% auf 4%; im 
Durchschnitt beträgt sein Wachstumsbeitrag 
¼ Prozentpunkt p. a. 

Trotz umfangreicher einkommensstabilisie-
render Maßnahmen, zu denen u. a. die Kurz-
arbeitsbeihilfe, der Härtefallfonds, Einmal-
zahlungen für Arbeitslose und Familien und 
eine Einkommensteuersenkung zählen, 
brach der private Konsum im Jahr 2020 dra-
matisch ein (9,6%). Zugleich kam es auf-

grund von Zwangs- und Vorsichtssparen zu 
einem – für eine Rezession untypischen – 
starken Anstieg der Sparquote auf 14,5% 
(laut Statistik Austria). Auch im 1. Halbjahr 
2021 werden die Konsummöglichkeiten wei-
terhin durch gesundheitspolitische Maßnah-
men eingeschränkt. Der private Konsum 
wächst daher 2021 nur verhalten (+2½% 
bzw. +1,1% im Lockdown-Szenario). Erst für 
2022 wird mit der Überwindung bzw. der 
weitgehenden Eindämmung der COVID-19-
Pandemie ein deutlicher Aufholeffekt erwar-
tet (+4% bzw. +4,6%). 2023 wird das Wachs-
tum des privaten Konsums voraussichtlich 
das Vorkrisenniveau erreichen (+2,6% bzw. 
+2,7%) und sich mit dem Abklingen der Kon-
junktur bis 2025 auf 1,6% abschwächen. Die 
Sparquote dürfte das Vorkrisenniveau erst 
2025 wieder erreichen. 

  

Übersicht 4: Komponenten der realen Nachfrage – Öffnungsszenario 
 Ø 2011/ 

2015 
Ø 2016/ 

2020 
Ø 2021/ 

2025 
2020 2021 2022 2023 2024 2025 

 Veränderung in % p. a. 
Konsumausgaben 

         

Private Haushalte1)  + 0,5  – 0,9  + 2,5  – 9,6  + 2,4  + 4,0  + 2,6  + 2,0  + 1,6 
Staat  + 0,5  + 1,4  + 1,2  + 1,6  + 1,4  + 1,2  + 1,2  + 1,2  + 1,2 

Bruttoanlageinvestitionen  + 2,2  + 2,2  + 1,8  – 4,9  + 4,0  + 4,0  – 1,7  + 1,0  + 1,8 
Ausrüstungen2)  + 3,6  + 3,0  + 1,6  – 6,2  + 5,3  + 5,7  – 4,8  + 0,2  + 1,7 
Bauten  + 0,7  + 1,3  + 2,0  – 3,3  + 2,5  + 2,0  + 1,9  + 1,8  + 1,8 

Inländische Verwendung  + 1,0  + 0,3  + 2,2  – 6,4  + 2,8  + 3,6  + 1,2  + 1,6  + 1,6 
Exporte  + 2,8  + 1,0  + 4,7  – 10,4  + 2,8  + 7,2  + 4,9  + 4,5  + 4,2 
Importe  + 2,8  + 1,1  + 4,7  – 10,2  + 3,9  + 6,0  + 4,6  + 4,4  + 4,7 
           
Bruttoinlandsprodukt  + 1,1  + 0,3  + 2,3  – 6,6  + 2,3  + 4,3  + 1,5  + 1,8  + 1,5 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – 1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. – 2) Einschließlich militärischer Waffensysteme 
und sonstiger Anlagen. 

  
  

Übersicht 5: Komponenten der realen Nachfrage – Lockdown-Szenario 
 Ø 2011/ 

2015 
Ø 2016/ 

2020 
Ø 2021/ 

2025 
2020 2021 2022 2023 2024 2025 

 Veränderung in % p. a. 
Konsumausgaben 

         

Private Haushalte1)  + 0,5  – 0,9  + 2,4  – 9,6  + 1,1  + 4,6  + 2,7  + 2,0  + 1,6 
Staat  + 0,5  + 1,4  + 1,2  + 1,6  + 1,4  + 1,2  + 1,2  + 1,2  + 1,2 

Bruttoanlageinvestitionen  + 2,2  + 2,2  + 1,7  – 4,9  + 3,5  + 4,4  – 1,7  + 0,9  + 1,6 
Ausrüstungen2)  + 3,6  + 3,0  + 1,5  – 6,2  + 4,5  + 6,6  – 4,8  + 0,1  + 1,5 
Bauten  + 0,7  + 1,3  + 1,9  – 3,3  + 2,3  + 1,9  + 2,0  + 1,8  + 1,6 

Inländische Verwendung  + 1,0  + 0,3  + 2,1  – 6,4  + 2,1  + 3,9  + 1,3  + 1,6  + 1,5 
Exporte  + 2,8  + 1,0  + 4,7  – 10,4  + 2,3  + 7,8  + 4,9  + 4,5  + 4,3 
Importe  + 2,8  + 1,1  + 4,7  – 10,2  + 3,5  + 6,5  + 4,7  + 4,4  + 4,6 
           
Bruttoinlandsprodukt  + 1,1  + 0,3  + 2,2  – 6,6  + 1,5  + 4,7  + 1,6  + 1,8  + 1,5 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – 1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. – 2) Einschließlich militärischer Waffensysteme 
und sonstiger Anlagen. 

 

Die Investitionstätigkeit wird in den Jahren 
2021 und 2022 durch die Investitionsprämie 
positiv beeinflusst. Zusätzliche (ohne die Prä-
mie nicht getätigte) und vorgezogene (ei-
gentlich erst für spätere Jahre geplante) pri-
vate Ausrüstungsinvestitionen (einschließlich 
sonstiger Anlageinvestitionen) werden 

deutlich zunehmen und bis 2022 um mehr 
als 5% p. a. wachsen. Im Lockdown-Szenario 
betragen die Wachstumsraten 2021 4,5% 
und 2022 6,6%, was der verzögerten Erho-
lung bzw. dem stärkeren Rebound-Effekt ge-
schuldet ist. Durch das Vorziehen der Investi-
tionen ist in den Folgejahren eine Abschwä-

Die Sparquote dürfte erst 
2025 wieder auf das 
Vorkrisenniveau zurück-
gehen.  
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chung der Investitionstätigkeit zu erwarten. 
Für 2023 wird daher mit einem Rückgang 
und für 2024 mit einer Stagnation der Ausrüs-
tungsinvestitionen gerechnet. Erst 2025 nor-
malisiert sich die Investitionstätigkeit wieder.  

Auf Grundlage der dargestellten Entwick-
lung der Nachfragekomponenten wird für 
die Gesamtwirtschaft in den Jahren 2021 
und 2022 mit einem BIP-Wachstum von 2¼% 
bzw. 4¼% gerechnet (1½% bzw. 4¾% im 
Lockdown-Szenario). Im Gleichklang mit der 
Konjunkturentwicklung der wichtigsten Han-
delspartner schwächt sich das heimische 
BIP-Wachstum bis zum Ende des Prognose-
zeitraumes auf 1,5% ab. Das nur mäßige 
Wachstum im Jahr 2023 (+1½%) geht auf 
das Abflauen der Investitionstätigkeit zurück. 
Auf das Trendwachstum in der Periode 
2021/2025 dürfte sich die COVID-19-Krise 
nicht mehr auswirken. Mit 1,1% p. a. ist es 
leicht höher als in der vorherigen Fünfjahres-
periode. 

3.2 Arbeitsmarkt 

Die COVID-19-Krise führte 2020 zu einem Be-
schäftigungseinbruch um 2% und einem 
drastischen Anstieg der Arbeitslosenquote 
auf knapp 10%. Durch den Totalausfall der 
touristischen Wintersaison und andere Aus-
wirkungen der behördlichen Maßnahmen ist 
die gesamtwirtschaftliche Beschäftigungs-
nachfrage im 1. Halbjahr 2021 noch verhal-
ten. Mit dem Anziehen der Wirtschaftsleis-
tung im Jahresverlauf 2021 sollte auch die 
Arbeitsnachfrage zunehmen. Durch das 
Auslaufen der Kurzarbeit ist jedoch zugleich 
ein Anstieg der Stundenproduktivität zu er-
warten. Für das Gesamtjahr 2021 dürfte da-
her der Beschäftigungsanstieg mit rund 1% 
bescheiden bleiben. Das kräftige BIP-
Wachstum von 4¼% (4¾% im Lockdown-Sze-
nario) sollte sich 2022 in einem deutlicheren 
Beschäftigungsanstieg niederschlagen 
(+2¼%). Ab 2023 fällt er durch das Abklingen 
der Rebound-Effekte geringer aus 
(2023/2025 rund +1% p. a.). 

Die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
schrumpft ab 2022 um durchschnittlich 0,2% 
pro Jahr. Das Arbeitskräfteangebot dürfte in 
diesem Zeitraum um durchschnittlich 0,8% 
pro Jahr wachsen (+31.500 Personen p. a.). 
Das resultiert zum einen aus der weiteren Zu-
nahme der Erwerbsbeteiligung von Frauen 
und Älteren (u. a. durch die schrittweise An-
hebung des Frauenpensionsalters ab 2024) 
und zum anderen aus einem Anstieg des 
ausländischen Arbeitskräfteangebotes. Der 
Anteil der ausländischen Arbeitskräfte an 
der Gesamtbeschäftigung steigt dadurch 
auf knapp 25% im Jahr 2025. 

                                                               
5)  In Österreich wurde die Mehrwertsteuer ebenfalls 
gesenkt, jedoch nur für Produkte und Dienstleistungen 
in besonders von der COVID-19-Pandemie betroffe-
nen Wirtschaftszweigen. Dadurch sollten die Liquidität 

Obwohl für 2021 ein Rückgang um knapp 
7% (Lockdown-Szenario 6%) prognostiziert 
wird, ist die Zahl der Arbeitslosen um mehr 
als ein Viertel höher als 2019. Einschließlich 
der Personen in Schulungen dürfte die Ar-
beitslosigkeit 2021 nur um 2,1% (1,5%) sinken; 
da dem AMS im Zuge der Corona-Arbeitsstif-
tung zusätzlich 700 Mio. € für Qualifizierungs-
maßnahmen zur Verfügung stehen, nimmt 
die Schulungstätigkeit zu, wodurch mehr 
Personen länger in Schulung verweilen. Die 
Arbeitslosenquote laut AMS wird nach dem 
Anstieg auf 9,9% im Jahr 2020 bis zum Ende 
des Prognosezeitraumes auf 7½% sinken und 
damit wieder das Vorkrisenniveau erreichen. 
Im Zeitraum 2021/2025 beträgt sie durch-
schnittlich 8¼% (laut AMS) bzw. 4,7% (laut Eu-
rostat). 

3.3 Inflation und Löhne 

Der starke Einbruch der Energiepreise (siehe 
Kapitel 2) dämpfte 2020 den Preisauftrieb 
(1,4% laut VPI). Der daraus resultierende ne-
gative Inflationsbeitrag der Mineralölpro-
dukte wird sich nur noch im I. Quartal 2021 
auswirken. Durch den markanten Anstieg 
des Rohölpreises tragen die Energiepreise 
ab dem II. Quartal spürbar zur Inflation bei. 
Der Anstieg der Inflationsrate auf 1,8% im 
Jahr 2021 ist daher vor allem auf den Be-
reich Energie zurückzuführen. Zusätzlich trei-
ben höhere Transportkosten und steigende 
Vorproduktpreise (z. B. bei Microchips) die 
Preise industrieller Güter. 

Die Reallöhne werden 2021 und 2022 rezessi-
onsbedingt sinken. Aufgrund der weiterhin 
angespannten Lage auf dem Arbeitsmarkt 
dürften die Reallohnzuwächse (0,2% p. a. 
bzw. 0% im Lockdown-Szenario) auch in den 
Folgejahren niedrig ausfallen und deutlich 
hinter dem Wachstum der Arbeitsproduktivi-
tät (2023/2025 +0,6% p. a.) zurückbleiben. 
Von den heimischen Arbeitskosten wird so-
mit kein Inflationsauftrieb erwartet. 

Für den Zeitraum 2021/2025 wird mit einem 
Preisanstieg gemäß VPI von durchschnittlich 
1,7% pro Jahr gerechnet. Laut BIP-Deflator 
dürfte der Anstieg im Durchschnitt 1,6% pro 
Jahr betragen. 

Durch die temporäre Senkung der Mehr-
wertsteuersätze in Deutschland vergrößerte 
sich 2020 der Inflationsabstand Österreichs 
zum Durchschnitt des Euro-Raumes bzw. zu 
Deutschland erneut merklich (rund +1 Pro-
zentpunkt; III. Quartal 2020 +1,7 Prozent-
punkte)5). Durch das Auslaufen der Mehr-
wertsteuersenkung mit Jahresbeginn 2021, 
eine Erhöhung der Ökostromgebühren und 
eine Neugewichtung des HVPI stiegen in 
Deutschland die Preise im I. Quartal 2021 

und Solvenz dieser Unternehmen gestärkt werden. 
Preisreduktionen waren dagegen weder intendiert, 
noch sind sie in der Preisstatistik zu beobachten. Die 
reduzierten Mehrwertsteuersätze gelten bis Ende 2021.  

Die Investitionsprämie 
führt zu Vorzieheffekten, 

wodurch sich die private 
Investitionstätigkeit auf 

die Jahre 2021 und 2022 
konzentriert und sich in 

den Folgejahren ab-
schwächt.  

Trotz eines Rebound-Ef-
fektes 2022 und einer 
weiteren Erholung der 
Wirtschaftstätigkeit in 

den Folgejahren dürfte 
die Arbeitslosenquote 

erst 2025 wieder das 
Vorkrisenniveau errei-

chen. 

Der bereits große posi-
tive Inflationsabstand zu 

Deutschland und zum 
Durchschnitt des Euro-

Raumes nahm im 
2. Halbjahr 2020 infolge 
der Mehrwertsteuersen-

kung in Deutschland 
nochmals beträchtlich 

zu. 
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deutlich an, wodurch sich der Inflationsab-
stand zu Österreich beträchtlich reduzierte. 
Bis Jahresende 2021 werden für Deutschland 
in einzelnen Monaten höhere Inflationsraten 
als in Österreich erwartet. Ab 2022 dürften 
sich die genannten Faktoren nicht mehr aus-
wirken; der Inflationsabstand zu Deutschland 
wird daher wieder zunehmen, aber deutlich 
geringer sein als 2020. Der Grund, warum die 
Inflationsrate in Österreich seit Jahren über 
jener in Deutschland liegt, ist der stärkere 
Preisauftrieb im heimischen Dienstleistungs-
bereich. 

3.4 Öffentlicher Sektor 

Im Jahr 2020 verabschiedete die österreichi-
sche Bundesregierung umfangreiche, defizit-
finanzierte Maßnahmenpakete zur Abfede-
rung der sozioökonomischen Folgen der 
COVID-19-Krise und zur Unterstützung der 
wirtschaftlichen Erholung. Instrumente wie 
Kurzarbeitshilfen, Kredithaftungen, Steuerher-
absetzungen und -stundungen, Transferzah-
lungen, Investitionsprämien und öffentliche 
Investitionen sollen die betroffenen Unter-
nehmen und privaten Haushalte unmittelbar 
unterstützen, kurzfristige wirtschaftliche Im-
pulse setzen und zur Erreichung längerfristi-
ger struktureller Ziele (Digitalisierung und 
Ökologisierung) beitragen. Durch den drasti-
schen Einbruch der Wirtschaftsleistung und 
die budgetwirksamen Maßnahmen zur Un-
terstützung und Konjunkturbelebung stieg 
2020 das Defizit des Gesamtstaates – nach 
einem leichten Überschuss 2019 – auf knapp 
9% des nominellen BIP. 

Da der Großteil der beschlossenen Unterstüt-
zungsmaßnahmen nur vorübergehend zu er-
höhten Ausgaben bzw. Einnahmenausfällen 
führt, geht mit dem Abklingen der Krise ab 
2022 eine Verringerung der Neuverschul-
dung einher.  

Nach dem starken Einbruch des Steuerauf-
kommens im Jahr 2020 unterstellt die Schät-
zung der Einnahmendynamik der Lohn-, Kör-
perschaft- und Verbrauchsteuern eine all-
mähliche Annäherung an die Zusammen-
hänge (Elastizitäten) vor der COVID-19-Krise. 
Insgesamt erwartet das WIFO im Jahr 2021 
einen Anstieg der gesamtstaatlichen Ein-
nahmen (gemäß ESVG 2010) um 3,5% (3,0% 
im Lockdown-Szenario) und im Jahr 2022 um 
5,3% auf rund 199 Mrd. €. Bis zum Ende des 
Prognosezeitraumes wird mit einem durch-
schnittlichen Einnahmenzuwachs von 3,3% 
p. a. gerechnet. Die prognostizierte Einnah-
menquote sinkt von 48¾% des BIP (2021) auf 
48¼% (2025). 

Die Budgetwirkung der umfangreichen Hilfs-
pakete auf der Ausgabenseite hängt vor al-
lem von der administrativen Umsetzung so-
wie von der Inanspruchnahme und Aus-
schöpfung durch die Betroffenen ab. Die In-
vestitionsprämie wurde sehr gut angenom-
men. In der vorliegenden Prognose wurde 

dafür ein Ausgabenvolumen von rund 
6,5 Mrd. € angesetzt, wovon rund 5 Mrd. € in 
den Jahren 2021 und 2022 wirksam werden 
sollten. Als weitere Zusatzausgaben fallen 
die Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen 
der neu eingerichteten Corona-Arbeitsstif-
tung (0,7 Mrd. €) und die überdurchschnittli-
che Pensionsanpassung 2021 an. 

Für den Staatshaushalt besonders relevant 
sind die in der VGR als Subventionen ver-
buchten Kurzarbeitsbeihilfen. Sie tragen in 
vielen Unternehmen zur Aufrechterhaltung 
von Beschäftigungsverhältnissen bei und 
stützen damit die Einkommen der privaten 
Haushalte. Die Prognose unterstellt für 2021 
2,1 Mrd. € (2,9 Mrd. € im Lockdown-Szenario) 
an Zuschüssen für die Kurzarbeit. Zugleich 
werden dadurch die Lohnsteuer- und Sozial-
beitragseinnahmen stabilisiert. Die Budgetef-
fekte des Fixkostenzuschusses lassen sich nur 
schwer abschätzen, weil Anträge bis August 
2021 gestellt werden können und die bisheri-
gen, geringen Auszahlungen keine Rück-
schlüsse auf die tatsächlichen Kosten zulas-
sen. Für 2021 wurden Ausgaben von 
2,7 Mrd. € (3 Mrd. € im Lockdown-Szenario) 
angenommen.  

Alles in allem sind die prognostizierten 
Staatsausgaben 2021 etwas höher als am 
Höhepunkt der COVID-19-Krise. Aufgrund 
des Auslaufens zahlreicher temporärer Maß-
nahmen sollten 2022 die Staatsausgaben um 
1,2% (1,5% im Lockdown-Szenario) sinken. 
Für die Periode 2023 bis 2025 wird ein durch-
schnittliches Ausgabenwachstum von 2½% 
p. a. unterstellt. Die Staatsausgabenquote, 
die 2020 mit 57,7% des BIP ihren Höchststand 
erreichte, wird diesen Annahmen zufolge bis 
2025 auf rund 51% sinken. 

Im Öffnungsszenario wird für 2021 noch ein 
Budgetdefizit von 7,1% des BIP erwartet, das 
2022 auf 3,7% zurückgeht. Bis 2025 wird die 
staatliche Finanzierungslücke auf 2,5% sin-
ken. Im Lockdown-Szenario, das einen stär-
keren wirtschaftlichen Einbruch im Jahr 2021 
unterstellt, bleiben die Unterstützungsleistun-
gen länger aufrecht, wodurch das Defizit 
2021 7,7% des BIP beträgt. Im Zeitraum 2022 
bis 2025 ist das Budgetdefizit im Lockdown-
Szenario jeweils um ¼ Prozentpunkt höher als 
im Öffnungsszenario.  

Die Staatsschuld wird von 84% des BIP (2020) 
bis zum Ende des Prognosezeitraumes 2025 
auf rund 86% (Lockdown-Szenario 88%) an-
steigen. Sie wird damit auch fünf Jahre nach 
Beginn der COVID-19-Krise um fast 15,5 Pro-
zentpunkte (17,5 Prozentpunkte) höher sein 
als im Vorkrisenjahr 2019 (70,5% des BIP).  

Vor dem Hintergrund der in der Prognose 
unterstellten moderaten Zinsentwicklung und 
der Langfristigkeit der begebenen Staatsan-
leihen bleibt die Zinsbelastung der öffentli-
chen Haushalte dennoch vorerst niedrig. 
Wenngleich das Risiko einer Verschlechte-

Die COVID-19-Krise führt 
zu Einnahmenausfällen 
und zu Mehrausgaben 
für fiskalpolitische Maß-
nahmen. Der Finanzie-
rungssaldo des Staates 
weist über den gesam-
ten Prognosezeitraum 
ein Defizit aus.  
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rung der Finanzierungsbedingungen derzeit 
gering erscheint, sollte das Ziel einer mittel-
fristigen Konsolidierung des Staatshaushaltes 
nicht aus den Augen verloren werden, um 

die notwendigen budgetären Spielräume für 
die Bewältigung anderer Herausforderungen 
(Klimawandel, demographische Alterung) zu 
schaffen. 

4. Prognoserisiken 

Die COVID-19-Pandemie bleibt ein bedeu-
tendes Risiko für die weitere Wirtschaftsent-
wicklung. Verzögerungen in der Durchimp-
fung der Bevölkerung und/oder neue Virus-
mutationen bergen die Gefahr weiterer In-
fektionswellen und somit erneuter gesund-
heitspolitischer Einschränkungen, die das 
Wirtschaftsleben beeinträchtigen. Solange 
in den Schwellen- und Entwicklungsländern 
keine ausreichende Durchimpfung erreicht 
ist, wird diese Gefahr nicht gebannt sein. Es 
ist daher im Interesse der reicheren Industrie-
länder, die Impfkampagnen ärmerer Länder 
zu unterstützen. 

Daneben gehen von den internationalen 
Rahmenbedingungen zusätzliche Abwärtsri-
siken aus:  

 Eine weitere Ausweitung protektionisti-
scher Maßnahmen im Handelskonflikt 
zwischen den USA und China, aber auch 
mit der EU, und die zu erwartenden Ge-
genmaßnahmen der betroffenen Länder 
bergen die Gefahr einer neuerlichen Es-
kalation des Handelsstreites, die nega-
tive Folgen für die gesamte Weltwirt-
schaft hätte. Aufgrund der stark ver-
zweigten weltweiten Wertschöpfungsket-
ten würden zusätzliche Behinderungen 
des Welthandels die Produktion in den 
einzelnen Ländern dämpfen und den 
Abwärtstrend der Konjunktur weiter ver-
stärken. Anderseits könnte dadurch aber 
auch eine Rückverlagerung der Produk-
tion ausgelöst werden, wodurch dieser 
Effekt schwächer ausfallen könnte. 

 Schwelende geopolitische Konflikte im 
Nahen und Mittleren Osten sowie die 
Spannungen zwischen Russland und der 
EU bergen ein Risiko für die Versorgung 
mit Energierohstoffen und könnten einen 
Anstieg der Energiepreise und der Infla-
tion verursachen. Darüber hinaus könnte 
eine Verschärfung der Spannungen im 
Nahen Osten oder zwischen der Türkei 
und der EU die Migrationsströme nach 
Europa wieder verstärken. 

Ein Eintreten solcher Abwärtsrisiken würde 
dazu führen, dass sich die österreichischen 
Ausfuhren unmittelbar schlechter entwickeln 
als in der Prognose unterstellt. Das Wirt-
schaftswachstum, die Beschäftigungs- und 
Einkommensentwicklung und das Abgaben-
aufkommen in Österreich würden schwä-
cher, die Staatsausgaben tendenziell höher 
ausfallen als angenommen.  

Eine stärkere Koordination der geld- und fis-
kalpolitischen Maßnahmen – zum einen 

zwischen den wirtschaftspolitischen Akteu-
ren innerhalb eines Landes bzw. Währungs-
raumes, und zum anderen zwischen ver-
schiedenen Ländern  bzw. Währungsräumen 
– würde die Effektivität der wirtschaftspoliti-
schen Maßnahmen deutlich steigern (Gali, 
2020).  

Von der Weltwirtschaft gehen aber auch 
Aufwärtsrisiken aus: 

 In der vorliegenden Prognose wurde das 
im Kongress der USA bereits verhandelte 
Infrastrukturpaket noch nicht berücksich-
tigt. Es würde das Wirtschaftswachstum in 
den USA ab 2022 noch zusätzlich bele-
ben. 

 Maßnahmen, die im Rahmen der Auf-
bau- und Resilienzfazilität der EU umge-
setzt werden, wurden in der Prognose 
ebenfalls nicht berücksichtigt. Sie können 
die wirtschaftliche Entwicklung der euro-
päischen Handelspartner Österreichs 
stärken und die heimische Investitionstä-
tigkeit durch Projektförderungen erhö-
hen. 

Ein Eintreten dieser Aufwärtsrisiken würde 
sich positiv auf die Weltwirtschaft auswirken 
und die Entwicklung der österreichischen 
Ausfuhren gegenüber der Prognose verbes-
sern. Das Wirtschaftswachstum, die Beschäf-
tigungs- und Einkommensentwicklung und 
das Abgabenaufkommen würden in diesem 
Fall höher, die Staatsausgaben tendenziell 
niedriger ausfallen als angenommen.  

Als Folge des Brexit wird sich der Nettobei-
trag Österreichs zum EU-Budget sehr wahr-
scheinlich erhöhen; über das genaue Aus-
maß dieser Erhöhung wird derzeit noch ver-
handelt.  

Der wirtschaftspolitische Pfad der Bundesre-
gierung ist aktuell noch stark von der 
COVID-19-Krise bzw. vom Comeback-Plan 
geprägt. Aufgrund der "No-Policy-Change"-
Annahme wurden in der vorliegenden Prog-
nose keine Hypothesen zu zusätzlichen Maß-
nahmen oder Reformen formuliert, etwa in 
den Bereichen Klimaschutz, Steuersystem, 
Pflege, Pensionen, Bildung oder Finanzaus-
gleich. Eine Umsetzung solcher Maßnahmen 
würde im Wesentlichen in zwei Richtungen 
wirken: Einerseits würden sie den Staatshaus-
halt weiter belasten. Zum anderen würden 
ausgabenseitige Maßnahmen die gesamt-
wirtschaftliche Nachfrage stärken und so 
das Wirtschaftswachstum und die Beschäfti-
gung erhöhen. Die Erneuerung des Kapital-
stocks – durch mehr Investitionen als Folge 
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eines Aufschwungs und durch gezielte Inves-
titionsförderungen – könnte mittelfristig die 
Kapitalproduktivität und das Wirtschafts-

wachstum erhöhen und den Übergang zu 
einer umweltverträglicheren Produktions-
weise unterstützen.  
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Stärkster BIP-Einbruch seit 1945 
Die österreichische Wirtschaft im Jahr 2020 
Josef Baumgartner, Jürgen Bierbaumer, Sandra Bilek-Steindl, Christine Mayrhuber, 
Silvia Rocha-Akis 

 Die COVID-19-Pandemie beeinträchtigte 2020 empfindlich die weltweite Wirtschaftsaktivität. 

 Österreich erlebte die kräftigste Rezession seit der Nachkriegszeit und einen drastischen Anstieg der 
Arbeitslosigkeit. 

 Ab Mitte März 2020 setzte die österreichische Bundesregierung gesundheitspolitische Maßnahmen. In 
Reaktion auf das Infektionsgeschehen wurden diese im Laufe des Jahres abwechselnd gelockert und 
wieder verschärft. 

 Die Maßnahmen schränkten insbesondere in den Bereichen Beherbergung und Gastronomie, Verkehr, 
Handel und sonstige Dienstleistungen die Wirtschaftstätigkeit ein. Auch der private Konsum ging 2020 
stark zurück. 

 Die Industriekonjunktur brach in der ersten Jahreshälfte ein, erholte sich aber ab dem Sommer. 

 Eine hohe Inanspruchnahme der Kurzarbeit dämpfte den Anstieg der Arbeitslosigkeit und stabilisierte 
die Einkommen der betroffenen Personen.  

 Die Inflationsrate betrug 2020 1,4% und war damit geringer als 2018 und 2019. 

 

 
Wirtschaftswachstum im Jahr 2020 in ausgewählten Regionen  

 

Die COVID-19-Pandemie führte sowohl international als auch in Österreich zu einem 
drastischen Einbruch der Wirtschaftsleistung (Q: Eurostat, OECD, Statistik Austria, 
Macrobond). 

 

"Die Wirtschaftsentwicklung 
im Jahr 2020 stand im 
Zeichen der COVID-19-
Pandemie. Aufgrund des 
früheren Auftretens des 
Virus in China sank das BIP 
dort bereits im I. Quartal 
deutlich; danach folgte 
eine Erholung. In den USA, 
im Euro-Raum und in 
Österreich wurde der 
Tiefpunkt hingegen im 
II. Quartal erreicht." 
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Stärkster BIP-Einbruch seit 1945. Die österreichische 
Wirtschaft im Jahr 2020 
Die COVID-19-Pandemie und die gesundheitspolitischen 
Maßnahmen zu ihrer Eindämmung prägten 2020 die Wirt-
schaftsentwicklung. In Österreich ging die Wirtschaftsleis-
tung drastisch zurück. Am stärksten betroffen waren Touris-
mus, Verkehr, Handel, persönliche Dienstleistungen sowie 
Kultur- und Freizeiteinrichtungen. Auch der private Konsum 
war deutlich geringer als 2019. Die Ausweitung der Kurzar-
beitsprogramme stützte die Beschäftigung und damit die 
Pro-Kopf-Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit. 
Die COVID-19-Krise wirkte sich auch auf die Inflationsent-
wicklung aus: Unverarbeitete Nahrungsmittel und Dienst-
leistungen verteuerten sich, während Mineralölprodukte 
den Preisauftrieb dämpften. 

 Strongest Slump in GDP since 1945. The Austrian Economy 
in 2020 
Economic development in 2020 was driven by the COVID-
19 pandemic and the restrictions imposed to contain it. 
The Austrian economy recorded a massive slump. Private 
consumption was hit particularly hard, as were tourism, 
transport, trade, personal services and cultural and leisure 
facilities. The expansion of short-time working regimes sup-
ported per capita incomes. The COVID-19 crisis also had 
an impact on inflation, with unprocessed food and services 
becoming more expensive, while petroleum products 
dampened price increases. 
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1. Einleitung 

Die COVID-19-Pandemie führte 2020 zu ei-
nem drastischen Einbruch der Weltwirt-
schaft. Das SARS-CoV-2-Virus trat erstmals 
Ende 2019 in China auf. Die wirtschaftlichen 
Schäden waren zunächst lokal begrenzt und 
gingen auf Produktionsausfälle zurück. Die 
rasche Ausbreitung des Virus und Einschrän-
kungen der Wirtschaftstätigkeit durch ge-
sundheitspolitische Maßnahmen bewirkten 
jedoch bereits im Frühjahr 2020 einen kräfti-
gen Rückgang der globalen Industriepro-
duktion, des Welthandels, des Tourismus und 
der Rohstoffpreise. 

Zu den Maßnahmen, die im Laufe des 
I. Quartals 2020 international und in Öster-
reich ergriffen wurden, zählten u. a. Bewe-
gungs- und Reisebeschränkungen, Veran-
staltungsverbote sowie Geschäfts- und 
Schulschließungen. Ab dem Frühsommer 
wurden die Maßnahmen in vielen Ländern 
gelockert, im Spätherbst aufgrund eines 
neuerlichen Anstieges der COVID-19-
Infektionen allerdings abermals verschärft. 

Wie ein internationaler Vergleich der Intensi-
tät von behördlichen Maßnahmen im Zeit-
verlauf zeigt, setzten die einzelnen Länder 
weitgehend gleichlaufend Verschärfungen 
bzw. Lockerungen (Abbildung 1). Sie orien-
tierten sich dabei an der wellenförmigen 
Entwicklung des Infektionsgeschehens. Die 
Intensität der Maßnahmen war allerdings un-
terschiedlich hoch.  

Die jeweiligen gesundheitspolitischen Ein-
schränkungen wirkten sich stark auf die wirt-
schaftliche Dynamik im In- und Ausland aus 
und beeinträchtigten sowohl angebots- als 
auch nachfrageseitig merklich die Wirt-
schaftsaktivität, insbesondere im 1. Halbjahr 
2020. Im Sommer folgte eine kräftige Erho-
lung.  

Der vorliegende Beitrag analysiert in einem 
Rückblick das Wirtschaftsgeschehen in Ös-
terreich und weltweit mit Fokus auf die hei-
mische Lohn-, Konsum- und Preisentwick-
lung. Eine Detailanalyse zu den Bereichen 
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Geld- und Finanzmärkte findet sich bei Peka-
nov (2021B, in diesem Heft). Berichte zur Ent-
wicklung von Industrie, Außenhandel und 

Arbeitsmarkt folgen im Heft 5/2021 der WIFO-
Monatsberichte. 

 

Abbildung 1: Intensität von Lockdown-Maßnahmen im internationalen Vergleich 

 

Q: Blavatnik School of Government, University of Oxford, WIFO. 

2. Internationale Wirtschaft: Einbruch auf breiter Basis 

Die Weltwirtschaft stand 2020 ganz im Zei-
chen der COVID-19-Pandemie. Die globale 
Wirtschaftsaktivität nahm im 1. Halbjahr 
deutlich ab. Der Welthandel verzeichnete im 
II. Quartal einen drastischen Einbruch, er-
reichte jedoch im November – nach einem 
kräftigen Rebound im Sommer – wieder das 
Vorkrisenniveau (2020 −5,3%). Die Industrie-
produktion wies eine ähnliche Dynamik auf. 
Durch Produktionsausfälle waren internatio-
nale Lieferketten unterbrochen. In der zwei-
ten Jahreshälfte setzte jedoch auch hier 
eine Erholung ein (Abbildung 2). 

2.1 Wirtschaftsaktivität in den meisten 
Volkswirtschaften eingebrochen 

Bis auf China verzeichneten 2020 alle wichti-
gen Handelspartner Österreichs einen Rück-
gang der Wirtschaftsleistung (Übersicht 1). In 
China war das BIP im I. Quartal gesunken, es 
erholte sich jedoch im Jahresverlauf und er-
reichte bereits Ende 2020 wieder das Vorkri-
senniveau. Andere asiatische Länder profi-
tierten von der raschen Erholung der chinesi-
schen Wirtschaft.  

Die internationale Wirtschaftsentwicklung 
wurde vor allem durch den Konsumrück-

gang im II. Quartal geprägt. Während die In-
dustrieproduktion bereits ab der Jahresmitte 
wieder wuchs, waren der private Konsum 
und die Wertschöpfung im Dienstleistungs-
bereich in vielen Ländern auch zum Jahres-
ende rückläufig. 

In den USA sank das BIP 2020 um 3,5%. Die 
Arbeitslosenquote stieg in der ersten Jahres-
hälfte deutlich und lag im Dezember mit 
6,7% um mehr als 3 Prozentpunkte über dem 
Tiefststand von Februar 2020.  

Im Euro-Raum schrumpfte die Wirtschaftsleis-
tung 2020 um 6,6%, in der EU 27 um 6,2%. 
Nach dem historischen Einbruch im II. Quar-
tal wurde im III. Quartal ein kräftiger Re-
bound verzeichnet. Im IV. Quartal stagnierte 
das BIP. Um den Arbeitsmarkt zu entlasten, 
führten einige Länder (z. B. Deutschland, 
Frankreich und Italien) Kurzarbeitspro-
gramme ein oder weiteten bestehende Pro-
gramme aus. Dies sollte Beschäftigungsver-
luste und den Anstieg der Arbeitslosigkeit 
dämpfen. Die Arbeitslosenquote stieg im 
Euro-Raum von 7,5% im Jänner auf 8,2% im 
Dezember 2020. Im September lag sie vo-
rübergehend bei 8,7%. 
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Abbildung 2: Entwicklung des Welthandels und der Weltindustrieproduktion 

 

Q: CBP Netherlands, Macrobond. 

 
  

Übersicht 1: Wirtschaftswachstum der wichtigsten Handelspartner Österreichs 
 

Gewichte 2019 in % 2016 2017 2018 2019 2020  
Waren-

exporte1) 
BIP2) Veränderung gegen das Vorjahr in % 

EU 27 66,7 15,4  + 2,0  + 2,8  + 2,1  + 1,6  – 6,2 
Euro-Raum 51,5 12,5  + 1,9  + 2,6  + 1,9  + 1,3  – 6,6 

Deutschland 29,3 3,5  + 2,2  + 2,6  + 1,3  + 0,6  – 4,9 
Italien 6,4 2,0  + 1,3  + 1,7  + 0,9  + 0,3  – 8,9 
Frankreich 4,4 2,4  + 1,1  + 2,3  + 1,8  + 1,5  – 8,1 

MOEL 53) 14,7 1,8  + 2,8  + 4,7  + 4,7  + 3,8  – 3,9 
Ungarn 3,6 0,2  + 2,1  + 4,3  + 5,4  + 4,6  – 5,0 
Tschechien 3,5 0,3  + 2,5  + 5,2  + 3,2  + 2,3  – 5,6 
Polen 3,4 1,0  + 3,1  + 4,8  + 5,4  + 4,5  – 2,7 

USA 6,7 15,9  + 1,7  + 2,3  + 3,0  + 2,2  – 3,5 
Schweiz 5,0 0,5  + 2,0  + 1,6  + 3,0  + 1,1  – 2,9 
Vereinigtes Königreich 2,9 2,4  + 1,7  + 1,7  + 1,3  + 1,4  – 9,9 
China 2,9 17,4  + 6,8  + 6,9  + 6,7  + 6,0  + 2,3 
         
Insgesamt, kaufkraftgewichtet4)  52  + 4,1  + 3,9  + 3,8  + 3,2  – 2,7 
Insgesamt, exportgewichtet5) 84   + 2,1  + 2,8  + 2,3  + 1,7  – 5,7 

Q: Eurostat, Macrobond, OECD, WIFO-Berechnungen. – 1) Anteile an den österreichischen Warenexporten. – 
2) Anteile am weltweiten BIP, kaufkraftgewichtet. – 3) Tschechien, Ungarn, Polen, Slowenien, Slowakei. – 4) EU 27, 
USA, Schweiz, Vereinigtes Königreich, China; gewichtet mit dem Bruttoinlandsprodukt zu Kaufkraftparitäten 2019. 
– 5) EU 27, USA, Schweiz, Vereinigtes Königreich, China; gewichtet mit den österreichischen Warenexportanteilen 
2019. 

 

Die Konjunktur der EU-Mitgliedsländer entwi-
ckelte sich 2020 weitgehend gleichförmig, 
wobei der Tiefpunkt im II. Quartal erreicht 
wurde; Einbruch wie Erholung der Wirt-
schaftsleistung fielen allerdings unterschied-
lich kräftig aus. Das ist nicht nur auf Unter-
schiede in der Intensität von nationalen ge-
sundheitspolitischen Maßnahmen (sowie de-
ren Veränderung), sondern auch auf struktu-
relle Faktoren zurückzuführen, etwa auf den 
Anteil des Tourismus an der gesamten Wert-
schöpfung (Schiman, 2021). So ging das BIP 

in Spanien (11%), Italien (8,9%), Frankreich 
(8,1%) und Portugal (7,6%) vergleichsweise 
stark zurück, in Litauen (0,9%), Luxemburg 
(1,3%), Polen (2,7%) und Schweden 
(2,8%) war der Einbruch dagegen deutlich 
milder. In Deutschland sank das BIP um 4,9%. 
Auch die Wirtschaft des Vereinigten König-
reichs wurde heftig von der COVID-19-Krise 
getroffen und schrumpfte um 9,9%. Mit 
1. Jänner 2020 wurde der Brexit vollzogen. 

Die COVID-19-Krise be-
traf alle Volkswirtschaf-
ten in der EU, allerdings 
unterschiedlich stark. 
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Eine expansive Fiskal- und Geldpolitik ver-
hinderte 2020 einen noch tieferen Einbruch 
der Wirtschaftsleistung (für Details siehe 
Pekanov, 2021A). Die EZB weitete dazu be-
stehende Maßnahmen aus und führte zu-
sätzlich neue Programme ein. Der Hauptrefi-
nanzierungssatz blieb 2020 unverändert bei 
0,0%, der Zinssatz für die Einlagefazilität 
bei 0,5%.  

Der Inflationsdruck (HVPI) nahm im Euro-
Raum im Jahresverlauf ab. Nachdem die 
Preise in der ersten Jahreshälfte 2020 noch 
moderat angestiegen waren, setzte ab Au-
gust eine deflationäre Entwicklung ein. Im 
Jahresdurchschnitt betrug der Preisauftrieb 
0,3%.  

2.2 Rückgang der Rohstoffpreise  

Da sich die OPEC+-Länder (13 OPEC-Länder 
und 10 weitere wichtige Rohölproduzenten) 
bei ihrem Treffen Anfang März 2020 weder 
auf den Minimalkonsens einer Verlängerung 
der bestehenden Förderquoten noch auf 
eine Einschränkung der Fördermengen eini-
gen konnten, entbrannte ein Preiskampf. 
Saudi-Arabien kündigte eine Ausweitung der 
Erdölförderung an, wodurch es zu einem an-
gebotsbedingten Preisverfall kam. Die welt-
weite Verbreitung des COVID-19-Virus und 
die allerorts ergriffenen gesundheitspoliti-
schen Maßnahmen verstärkten die Erwar-

tung einer globalen Rezession, was die 
Nachfrage nach Rohstoffen, im Besonderen 
nach Rohöl, zusätzlich einbrechen ließ. Als 
Folge stürzte der Ölpreis der Sorte Brent bis 
21. April 2020 auf 9 $ je Barrel ab und er-
reichte damit den niedrigsten Wert seit De-
zember 19981). Aufgrund dieses Preisverfalls 
und einer Intervention der Präsidenten der 
USA und Russlands wurde beim OPEC+-
Treffen im April eine Einigung auf eine Kür-
zung der Fördermenge erzielt. Diese sollte 
ab Mai um rund 10 Mio. Barrel pro Tag sinken 
(rund 10%), was eine Trendumkehr in der 
Rohölpreisentwicklung einleitete; bis Jahres-
ende 2020 verteuerte sich die Sorte Brent 
wieder auf 50 $ je Barrel. Im Jahresdurch-
schnitt sank der Rohölpreis dennoch von 
64,3 $ je Barrel (2019) auf 41,8 $ (2020) je Bar-
rel (35%). 

Getragen von der Rohölpreisentwicklung 
gingen 2020 die Rohstoffpreise laut HWWI 
um gut 27% zurück (Euro-Basis; Dollarba-
sis 25,6%). Trotz des Anstieges in der zweiten 
Jahreshälfte lag der Index im IV. Quartal im-
mer noch um 21,7% unter dem Vorjahres-
wert (Euro-Basis; Dollarbasis 15,6 %). Die 
Preise für industrielle Rohstoffe nahmen im 
Jahresdurchschnitt um 3,2% zu, wobei sie im 
1. Halbjahr aufgrund des Wirtschaftsein-
bruchs fielen und im Zuge des Rebound ab 
dem III. Quartal wieder deutlich zulegten.  

 

Abbildung 3: Entwicklung der Rohstoff- und Energiepreise 

 

Q: HWWI; Statistik Austria; WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. VPI . . . Verbraucherpreisindex. 

                                                               
1)  Für die Sorte West Texas Intermediate (WTI) kam es 
am 20. April 2020 zum bisher einmaligen Ereignis eines 
negativen Ölpreises: Im Handelsverlauf fiel der WTI-
Kurs auf 40 $, d. h. Verkäufer waren bereit, den Ab-
nehmern 40 $ zu bezahlen, um nicht auf der Ware aus 

ihren Futures-Kontrakten für die Lieferung im Mai 2020 
sitzen zu bleiben. Hauptgrund dafür war, dass der 
20. April der letzte Handelstag für diese Kontrakte war. 
Die Lagerkapazitäten waren schon sehr stark ausge-
lastet (und damit teuer). 
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3. Österreich

3.1 Drastischer Einbruch der Wirtschafts-
leistung 

Im Zuge der COVID-19-Krise ging die österrei-
chische Wirtschaftsleistung 2020 gegenüber 
dem Vorjahr kräftig zurück (real 6,6%; nomi-
nell 5,5%), noch stärker als 2009 während 
der Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise 
(3,8%). Durch die Verbreitung der COVID-
19-Pandemie in Österreich sank das heimi-
sche BIP bereits im I. Quartal 2020 merklich 
(3,0% gegenüber dem Vorquartal). Zur Ein-
dämmung des Infektionsgeschehens wurde 
ab Mitte März (Kalenderwoche 12) das öf-
fentliche und wirtschaftliche Leben im Zuge 
des ersten vollständigen Lockdown stark ein-
geschränkt. Der Handel (mit Ausnahme von 
Lebensmittelgeschäften, Apotheken, Droge-
rien und Postämtern) musste ebenso schlie-
ßen wie Gastronomie- und Beherbergungs-
betriebe, persönliche Dienstleister (wie z. B. 
Frisöre) und Schulen. Die Maßnahmen konn-
ten im Laufe des II. Quartals schrittweise ge-
lockert werden. Konsumrelevante Bereiche 
wie Tourismus, Verkehr, Handel, persönliche 
Dienstleistungen, sowie Kunst, Unterhaltung 
und Erholung waren von den Schließungen 
besonders stark betroffen. Das BIP sank im 
II. Quartal 2020 auf breiter Basis; der Rück-
gang betrug 10,7% gegenüber dem Vor-
quartal – der kräftigste Einbruch seit der 
Nachkriegszeit. Öffnungsschritte über den 
Sommer führten im III. Quartal zu einem kräf-
tigen Rebound (+11,8%). Vor allem im Kon-
sum der privaten Haushalte, aber auch bei 
den Investitionen und im Außenhandel un-
terstützten Nachholeffekte eine Erholung.  

Im Herbst stiegen die Infektionszahlen wieder 
an, wodurch es ab Anfang November 2020 
(Kalenderwoche 45) erneut zu Einschränkun-
gen im Beherbergungs- und Gaststättenwe-
sen kam, die in der Folge verschärft und auf 
weitere Branchen ausgedehnt wurden 
(zweiter vollständiger Lockdown in den Ka-
lenderwochen 47 bis 49). Die Schließungen 
betrafen neben der Gastronomie2) und Ho-
tellerie erneut auch große Teile des Handels 
und die körpernahen Dienstleistungen. Ab 
der Kalenderwoche 50 wurden die Maßnah-
men im Handel (Weihnachtsgeschäft) und 
im Bereich der Dienstleistungen gelockert, 
die Einschränkungen für Restaurants und Ho-
tels blieben jedoch weiter aufrecht.  

Ab dem 26. Dezember traten die Regelun-
gen aus dem zweiten Lockdown neuerlich in 
Kraft und blieben bis Anfang Februar 2021 
(Kalenderwoche 5) aufrecht (dritter vollstän-
diger Lockdown). Die Maßnahmen dämpf-
ten zu Jahresende erneut die wirtschaftliche 
Aktivität, vor allem in den 

                                                               
2)  Eine Abholung von Speisen und Getränken war 
weiterhin möglich. 

Dienstleistungsbereichen. Die Industriepro-
duktion stabilisierte sich hingegen. Das BIP 
sank im IV. Quartal um 2,7%. 

Die COVID-19-Pandemie schlug sich auch in 
den Vertrauensindikatoren des WIFO-Kon-
junkturtests nieder. Breit gestreut über die 
Sektoren Sachgütererzeugung, Bauwirt-
schaft und Dienstleistungen brachen im April 
2020 sowohl der Index der aktuellen Lage-
beurteilung als auch der Erwartungsindex 
ein. Der Gesamtindex erreichte in der Sach-
gütererzeugung etwa jenes Niveau, das er 
während der Finanzmarkt- und Wirtschafts-
krise 2008/09 hatte. Im Dienstleistungsbe-
reich wurde es deutlich unterschritten. Im 
weiteren Jahresverlauf hellte sich die Stim-
mung auf. 

Das Aktivitätsniveau der österreichischen 
Wirtschaft unterlag 2020 großen Schwankun-
gen, nicht zuletzt aufgrund des Wechsels 
von behördlichen Schließungs- und Locke-
rungsmaßnahmen. Um solche unterjährigen 
Veränderungen der Wirtschaftsleistung ge-
nauer abbilden zu können, entwickelte das 
WIFO den Wöchentlichen WIFO-Wirtschafts-
index (WWWI). Er misst auf wöchentlicher Ba-
sis die realwirtschaftliche Aktivität der öster-
reichischen Volkswirtschaft im Vorjahresver-
gleich und zeigt den Beitrag der wichtigsten 
Nachfragekomponenten (Abbildung 4). 

Seit Inkrafttreten des ersten Lockdown Mitte 
März 2020 lag der WWWI durchwegs unter 
dem Vorjahresniveau, wobei sich Verschär-
fungen in Form von Rückgängen und Locke-
rungsschritten in einer Erholung der wirt-
schaftlichen Aktivität niederschlugen. Vor al-
lem die Konsumausgaben der privaten 
Haushalte reagierten empfindlich auf die 
gesundheitspolitischen Maßnahmen und tru-
gen maßgeblich zum Rückgang der Wirt-
schaftsleistung bei.  

Der private Konsum (einschließlich privater 
Organisationen ohne Erwerbszweck) nahm 
2020 um 9,6% ab. Die öffentliche Konsum-
nachfrage wuchs hingegen um 1,6%. Damit 
ging der Konsum insgesamt um 6,5% zurück. 
Auch die Unternehmen schränkten ihre 
Nachfrage ein. Die Bruttoanlageinvestitio-
nen sanken um 4,9% gegenüber dem Vor-
jahr. Vor allem die volatilen Ausrüstungsin-
vestitionen waren stark rückläufig (11,1%). 
Die Bauinvestitionen entwickelten sich 
durchwegs stabiler und sanken nur um 3,3%. 
Die sonstigen Investitionen, welche überwie-
gend geistiges Eigentum wie Forschung und 
Entwicklung sowie Computerprogramme 
und Urheberrechte umfassen, wurden hinge-
gen um 1,6% ausgeweitet. 

Mit der Verbreitung der 
COVID-19-Pandemie in 
Österreich und den ge-
sundheitspolitischen 
Maßnahmen sank die 
heimische Wirtschafts-
aktivität erheblich. 

Der WWWI ist ein neues 
Instrument zur wöchent-
lichen Einschätzung der 
wirtschaftlichen Aktivität 
in Österreich. 
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Abbildung 4: Wöchentlicher WIFO-Wirtschaftsindex (WWWI) – Teilkomponenten der 
Verwendungsseite 

 

Q: WIFO; Statistik Austria; University of Oxford, Blavatnik School of Government. Die grau hinterlegten Bereiche 
zeigen die Intensität der in Österreich zur Eindämmung der COVID-19-Pandemie getroffenen gesundheitspoliti-
schen Maßnahmen laut Stringency Index der Blavatnik School of Government. Dieser Index wird in fünf Intensi-
tätsstufen dargestellt: keine bzw. geringe Einschränkungen . . . lichtgrau: unter 20, 20 bis 40, 40 bis 60, 60 bis 80, 
starke Einschränkungen . . . dunkelgrau: über 80. 

 

Vor dem Hintergrund der weltweiten Wirt-
schaftskrise ging 2020 auch der Außenhan-
del zurück. Die Exporte nahmen um 10,4% 
ab. Zu diesem Rückgang trug sowohl der 
Waren- als auch der Dienstleistungsexport 
bei. Im Bereich Waren setzte ab der Jahres-
mitte eine Erholung ein, während die Dienst-
leistungsexporte – aufgrund der Einbußen im 
Reiseverkehr während der touristischen Win-

tersaison – zu Jahresende weiter einbra-
chen. Die Importe sanken mit 10,2% etwas 
schwächer als die Exporte. Damit trug der 
Außenhandel zum BIP-Rückgang bei. Dem 
internationalen Konjunkturbild entspre-
chend, stiegen sowohl die Waren- als auch 
die Dienstleistungsimporte im III. und 
IV. Quartal gegenüber dem Vorquartal.  

 

Übersicht 2: Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage 
Real, auf Basis von Vorjahrespreisen 

 
2017 2018 2019 2020  

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Konsumausgaben insgesamt  + 1,6  + 1,1  + 1,0  – 6,5 

Private Haushalte1)  + 1,9  + 1,1  + 0,8  – 9,6 
Staat  + 0,9  + 1,2  + 1,5  + 1,6 

Bruttoinvestitionen  + 4,4  + 5,3  + 0,8  – 5,9 
Bruttoanlageinvestitionen  + 4,1  + 3,9  + 4,0  – 4,9 

Ausrüstungen2)  + 7,3  + 3,2  + 4,7  – 11,1 
Bauten  + 2,5  + 3,6  + 3,6  – 3,3 
Sonstige Anlagen3)  + 2,5  + 5,7  + 3,6  + 1,6 

Inländische Verwendung  + 2,5  + 2,2  + 1,1  – 6,4 
Exporte  + 4,9  + 5,5  + 2,9  – 10,4 
Importe  + 5,3  + 5,0  + 2,4  – 10,2 
Bruttoinlandsprodukt  + 2,4  + 2,6  + 1,4  – 6,6 

Q: Statistik Austria; WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) Einschließlich privater Organisationen ohne Er-
werbszweck. – 2) Einschließlich militärischer Waffensysteme. – 3) Überwiegend geistiges Eigentum (Forschung und 
Entwicklung, Computerprogramme, Urheberrechte). 
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Übersicht 3: Wachstumsbeitrag der Nachfragekomponenten zum BIP, real 
 

2017 2018 2019 2020  
Prozentpunkte 

Konsumausgaben insgesamt  + 1,2  + 0,8  + 0,7  – 4,6 
Private Haushalte1)  + 1,0  + 0,6  + 0,4  – 4,9 
Staat  + 0,2  + 0,2  + 0,3  + 0,3 

Bruttoinvestitionen  + 1,1  + 1,3  + 0,2  – 1,5 
Bruttoanlageinvestitionen  + 1,0  + 0,9  + 1,0  – 1,2 

Ausrüstungen2)  + 0,6  + 0,3  + 0,4  – 0,9 
Bauten  + 0,3  + 0,4  + 0,4  – 0,4 
Sonstige Anlagen3)  + 0,1  + 0,3  + 0,2  + 0,1 

Inländische Verwendung  + 2,4  + 2,1  + 1,1  – 6,2 
Exporte  + 2,6  + 3,0  + 1,6  – 5,8 
Importe  – 2,6  – 2,6  – 1,3  + 5,3 
Bruttoinlandsprodukt in %  + 2,4  + 2,6  + 1,4  – 6,6 

Q: Statistik Austria; WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) Einschließlich privater Organisationen ohne Er-
werbszweck. – 2) Einschließlich militärischer Waffensysteme. – 3) Überwiegend geistiges Eigentum (Forschung und 
Entwicklung, Computerprogramme, Urheberrechte). 

 

Der Ausfall der Konsumnachfrage führte zu 
Wertschöpfungseinbußen in den Bereichen 
Handel, Verkehr, Beherbergung und Gastro-
nomie, persönliche Dienstleistungen sowie 
Kunst, Unterhaltung und Erholung. Vor allem 
im II. Quartal 2020 war in diesen Branchen 
ein kräftiger Einbruch zu verzeichnen. Nach 
einem Rebound im III. Quartal ging die Wert-
schöpfung im IV. Quartal erneut zurück. Im 
Bereich Beherbergung und Gastronomie 
nahm sie im Gesamtjahr 2020 um 35,2% ab. 
Damit trug diese Branche maßgeblich zum 
BIP-Rückgang in der Gesamtwirtschaft bei. 
In den sonstigen Dienstleistungen 
schrumpfte die Wertschöpfung um 19,6%, 
aufgrund des geringen Anteils dieser Bran-
che an der Gesamtwertschöpfung fiel dieser 
Rückgang jedoch weniger stark ins Gewicht. 

Im Verkehr sank die Wertschöpfung um 
15,5%. 

Als krisenresistent erwiesen sich hingegen die 
weniger kontaktintensiven Dienstleistungs-
branchen: In den Bereichen Information und 
Kommunikation (+1,8%), Finanz-, Kredit- und 
Versicherungswesen (+2,5%), Grundstücks- 
und Wohnungswesen (+1,9%) sowie öffentli-
che Verwaltung (ÖNACE-Abschnitte O bis 
Q, +0,3%) nahm die Wertschöpfung 2020 zu. 
In der Bauwirtschaft sank sie um 2,3%. Die 
heimische Industriekonjunktur entsprach der 
internationalen Entwicklung; der Tiefpunkt 
war im II. Quartal erreicht, in der zweiten 
Jahreshälfte folgte eine Erholung. Insgesamt 
ging die Wertschöpfung in der Sachgüterer-
zeugung 2020 um 7,2% zurück.  

 

Abbildung 5: Wachstumsbeitrag der Wirtschaftsbereiche zum BIP, real 
Beitrag zur Veränderung gegenüber dem Vorquartal, saison- und arbeitstagsbereinigt 
(gemäß Eurostat-Vorgabe) 

 

Q: Statistik Austria, WIFO. – 1) ÖNACE B bis E. – 2) ÖNACE  F. – 3) ÖNACE G bis I. – 4) ÖNACE J bis L. – 5) ÖNACE M 
und N. 
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Vor allem in kontaktin-
tensiven Wirtschaftsbe-
reichen ging die Wert-
schöpfung 2020 deutlich 
zurück. 
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Übersicht 4: Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen 
Real, auf Basis von Vorjahrespreisen 

 
2017 2018 2019 2020  

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei  + 5,3  + 3,5  – 0,8  – 2,9 
Bergbau, Herstellung von Waren, Energie- und 
Wasserversorgung, Abfallentsorgung  + 4,0  + 4,9  + 1,0  – 6,9 

Herstellung von Waren  + 3,7  + 5,3  + 0,7  – 7,2 
Bauwesen  + 3,3  + 1,8  + 2,7  – 2,3 
Handel  + 0,1  + 2,9  + 0,6  – 5,6 
Verkehr  + 4,0  + 1,4  + 1,6  – 15,5 
Beherbergung und Gastronomie  + 0,7  + 1,3  + 2,1  – 35,2 
Information und Kommunikation  + 2,1  + 9,8  + 3,7  + 1,8 
Kredit- und Versicherungswesen  + 5,6  + 2,9  + 3,0  + 2,5 
Grundstücks- und Wohnungswesen  + 1,3  + 1,1  + 1,2  + 1,9 
Sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen1)  + 3,6  + 3,6  + 2,1  – 11,6 
Öffentliche Verwaltung2)  + 1,2  + 0,8  + 0,6  + 0,3 
Sonstige Dienstleistungen3)  + 2,1  – 0,4  + 0,7  – 19,6 
Wertschöpfung der Wirtschaftsbereiche4)  + 2,5  + 2,8  + 1,4  – 6,4 
Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen  + 2,4  + 2,6  + 1,4  – 6,6 

Q: Statistik Austria; WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftli-
chen, technischen und sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen (ÖNACE M und N). – 2) Einschließlich Sozialver-
sicherung, Verteidigung, Erziehung, Unterricht, Gesundheits- und Sozialwesen (ÖNACE O bis Q). – 3) Einschließlich 
Kunst, Unterhaltung und Erholung, persönliche Dienstleistungen, private Haushalte (ÖNACE R bis U). – 4) Vor Ab-
zug der Gütersubventionen und vor Zurechnung der Gütersteuern. 

 

Aufgrund des drastischen Anstieges der 
Staatsausgaben und des Einnahmenrück-
gangs stieg das öffentliche Defizit 2020 auf 
8,9% des nominellen BIP – der höchste Wert 
seit Beginn der Aufzeichnungen im Jahr 
1954. Damit endete die günstige Entwick-
lung der Vorjahre abrupt (Überschuss 2019: 
0,6% des BIP). Die Staatsschulden stiegen er-
neut an und waren Ende 2020 mit 
315,2 Mrd. € (83,9% des BIP) um 34,8 Mrd. € 
höher als Ende 2019. Auf der Ausgabenseite 
erhöhten expansive fiskalpolitische Maßnah-
men wie die Kurzarbeit, der Fixkostenzu-
schuss oder der Umsatzersatz das Defizit. Auf 
der Einnahmenseite sanken das direkte Steu-
eraufkommen, die Produktions- und Import-
abgaben sowie die Sozialbeiträge. 

Die COVID-19-Krise belastete auch den hei-
mischen Arbeitsmarkt. Im Jahr 2020 sank die 
Zahl der unselbständig aktiv Beschäftigten 
um 2,0%. Besonders hoch waren die Rück-
gänge im Tourismus (19,2%) und in den 
sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen 
(7,5%; vgl. Bock-Schappelwein et al., 2021). 
Die Arbeitslosenquote stieg um 2,5 Prozent-
punkte auf einen neuen Höchstwert von 
9,9%. Durch die Ausweitung der Kurzarbeit 
konnte ein noch stärkerer Beschäftigungs-
rückgang verhindert werden (Huemer et al., 
2021). Mit über 1,0 Mio. abgerechneten Kurz-
arbeitsfällen wurde der Höhepunkt der Nut-
zung im April 2020 erreicht. Bis Ende Oktober 
sank die Anzahl der Personen in Kurzarbeit 
auf rund 80.000 und stieg im Zuge des Lock-
down im November wieder an. Ende De-
zember war für rund 420.000 Personen Kurz-
arbeit genehmigt (Budgetdienst, 2021). 

3.2 Kurzarbeit stützte die Einkommen 

Die Lockdown-Maßnahmen prägten 2020 
die Arbeitsmarktentwicklung. Die Zahl der 
unselbständig Beschäftigten ging zurück, 
das Arbeitsvolumen sank insgesamt wie 
auch pro Kopf. Darüber hinaus befand sich 
ein erheblicher Anteil der Beschäftigten in 
Kurzarbeit. Die genannten Faktoren wirkten 
sich auf die Lohnentwicklung im Jahr 2020 
aus. Neben den kollektivvertraglichen Min-
destlöhnen beeinflussten die krisenbedingte 
Reduktion der tatsächlichen Arbeitszeit pro 
Kopf und das Instrument der Kurzarbeit die 
Lohnentwicklung der unselbständig Beschäf-
tigten. Dementsprechend unterschiedlich 
war die Lohndynamik, sowohl im Jahresver-
lauf als auch zwischen den Branchen, insbe-
sondere ab dem II. Quartal. Während Bran-
chen mit relativ stabilen Beschäftigungszah-
len (Energieversorgung, Bauwirtschaft, öf-
fentliche Verwaltung, Erziehungs- und Ge-
sundheitswesen) Lohnsteigerungen verzeich-
neten, blieben diese in Bereichen aus, in de-
nen ein hoher Anteil der Ausfallstunden 
durch Kurzarbeit abgedeckt wurde (Beher-
bergung und Gastronomie, Erbringung von 
sonstigen Dienstleistungen, Handel). 

Die Kollektivvertragsabschlüsse, ihrerseits 
vom konjunkturellen Umfeld 2019 geprägt, 
waren 2020 somit nur für einen Teil der effek-
tiven Lohnentwicklung verantwortlich. Auf-
grund der Abschwächung der Konjunktur 
2019 einigten sich die Sozialpartner auf – im 
Vergleich zu den Lohnrunden für 2019 – 
deutlich geringere Abschlüsse. In den Fach-
verbänden der Metallindustrie, deren Ab-
schluss traditionell die Herbstlohnrunde ein-

Die COVID-19-Krise 
hatte tiefgreifende Aus-

wirkungen auf die öf-
fentlichen Haushalte 

und den Arbeitsmarkt.  

Die Tariflöhne stiegen 
2020 deutlich kräftiger 

als die effektiven Löhne 
pro Kopf. 
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läutet und mit Jahresbeginn 2020 wirksam 
wurde, verständigten sich die Tarifpartner 
auf eine Anhebung der Ist-Löhne und Ist-
Gehälter bzw. der Kollektivverträge um 
+2,6% bis +2,8%. Der Abschluss lag damit um 
0,8 Prozentpunkte unter dem Vorjahreswert. 
Den Beschäftigten stand es weiterhin frei, 
anstatt einer Lohnerhöhung ihre Arbeitszeit 
bei gleichem Lohn zu verkürzen; im Fall einer 
Vollzeitbeschäftigung ergibt sich so ein zu-
sätzlicher monatlicher Freizeitanspruch von 
3 Stunden und 45 Minuten. Der Abschluss für 
2020 war für alle Fachverbände der Metallin-
dustrie gleich. Darüber hinaus wurde in der 
Metallindustrie der Mindestlohn um 4,46% 
auf einheitlich 2.000 € angehoben. Auch für 
den öffentlichen Dienst konnte ein Abschluss 
erzielt werden; die Gehaltssteigerungen la-
gen zwischen 2,25% und 3,05%. Für den Han-
del wurde eine gestaffelte Erhöhung um 
2,2% bis 2,5% vereinbart. Die Frühjahrslohn-
runden 2020 standen bereits im Zeichen der 

COVID-19-Krise. Die Tarifparteien einigten 
sich auf Abschlüsse nahe an der Inflations-
rate. Der Abschluss in der von den behördli-
chen Maßnahmen stark betroffenen Touris-
mus- und Freizeitwirtschaft war bis zum 
30. April 2020 gültig. Im Zusatzkollektivvertrag 
wurde für November 2020 eine einmalige 
Corona-Zulage in Höhe von 100 € netto fest-
gelegt.  

Laut Tariflohnindex stiegen die Mindestlöhne 
2020 im gewichteten Durchschnitt um 2,4% 
(Übersicht 5). In den Bereichen Gewerbe 
und Handwerk (Gewicht ein Fünftel), Indust-
rie und öffentlicher Dienst (Gewicht jeweils 
ein Sechstel) stiegen die Indexwerte zwi-
schen 2,4% und 2,5%. Mit +1,1% deutlich un-
terdurchschnittlich war die Lohnentwicklung 
im Bereich Tourismus und Freizeitwirtschaft, 
da es hier krisenbedingt zu keinem Neuab-
schluss per 1. Mai 2020 gekommen war.  

  

Übersicht 5: Entwicklung der kollektivvertraglichen Mindestbezüge 
 

Tariflohnindex 2016  
Gewichtung Beschäftigte insgesamt   

2019 2020 
  

 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Tariflohnindex insgesamt 1,000.000  + 3,0  + 2,4 
Ohne öffentlichen Dienst 837.726  + 3,0  + 2,3 

Gewerbe und Handwerk 196.327  + 3,1  + 2,5 
Industrie 163.994  + 3,2  + 2,4 
Handel 127.187  + 2,6  + 2,3 
Transport und Verkehr 54.763  + 3,6  + 2,0 
Tourismus und Freizeitwirtschaft 49.712  + 2,6  + 1,1 
Banken und Versicherungen 37.035  + 2,9  + 2,2 
Information und Consulting 67.321  + 2,9  + 2,3 
Öffentlicher Dienst 162.274  + 3,1  + 2,4 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen auf Basis des Tariflohnindex 2016. 

 

Die effektiven Löhne entwickelten sich 2020 
allerdings merklich schwächer als die gesetz-
lichen Mindestlöhne und sehr heterogen. Be-
sonders in stark von Arbeitszeitreduktionen 
betroffenen Branchen wich die tatsächliche 
Lohnentwicklung von den Tariflohnabschlüs-
sen ab. Die Pro-Kopf-Einkommen stiegen no-
minell um durchschnittlich 0,6% und damit 
deutlich schwächer als laut Tariflohnindex 
(+2,4%). Eine so hohe negative Lohndrift 
(1,8 Prozentpunkte) gab es zuletzt im Jahr 
2009.  

Die Bruttolohn- und -gehaltssumme betrug 
2020 156,2 Mrd. €. Gegenüber dem Vorjahr 
sank sie mit 1,8% (Übersicht 6) weniger stark 
als die Zahl der unselbständig Beschäftigten 
(2,3%), wobei die Kurzarbeit den Rückgang 
dämpfte. Die österreichischen Unternehmen 
bezogen 2020 für rund 1,2 Mio. Beschäftigte 
Kurzarbeitsbeihilfen, davon 43% Frauen und 
57% Männer (abgerechnete Fälle Stand 
26. 1. 2021, AMS, 2021). Von März bis Novem-
ber 2020 befanden sich durchschnittlich 
11,8% der unselbständig aktiv Beschäftigten 
in Kurzarbeit. Die durchschnittliche Ausfalls-

zeit betrug 43% der jeweiligen Normalar-
beitszeit (AMS, 2021). Die Nettoersatzrate für 
die Ausfallstunden richtet sich nach dem 
Bruttoverdienst der Beschäftigten: Bei einem 
Bruttoentgelt vor Kurzarbeit von unter 1.700 € 
beträgt sie 90%, zwischen 1.700 € und 2.685 € 
85% und bei höheren Verdiensten 80% (bis 
zur Höchstbeitragsgrundlage von 5.370 € im 
Jahr 2020). Die Kurzarbeitsunterstützung fe-
derte somit für viele Beschäftigte die mit den 
Ausfallzeiten verbundenen Verdiensteinbu-
ßen ab und stützte die Pro-Kopf-Einkommen 
wie auch die gesamtwirtschaftliche Lohn-
summe. Da die Kurzarbeitsunterstützung Teil 
der monatlichen Bezüge ist, stiegen 2020 die 
Einkommen je tatsächlich geleistete und 
vom Arbeitgeber abgegoltene Arbeits-
stunde mit +8,5% außergewöhnlich kräftig.  

Durch den progressiven Einkommensteuerta-
rif wachsen die Nettolöhne und -gehälter 
tendenziell schwächer als die Bruttolöhne. 
Während 2019 die Brutto- und Nettogehälter 
pro Kopf nahezu im selben Ausmaß stiegen 
(+2,9%), dürften die vorgezogene Tarifre-
form, der Familienbonus und die Kurzarbeit 

Die Kurzarbeitsbeihilfe 
stützte die Pro-Kopf-Ein-
kommen deutlich. 
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dazu beigetragen haben, den krisenbeding-
ten Rückgang im Wachstum der Nettolöhne 
im Vergleich zu jenem der Bruttolöhne zu 
dämpfen: Der nominelle Zuwachs pro Kopf 
lag netto bei 1,2% (brutto +0,6%). Da die 

Verbraucherpreise 2020 um 1,4% stiegen, 
mussten die unselbständig Beschäftigten im 
Durchschnitt leichte Nettoreallohnverluste 
von 0,2% hinnehmen. 

  

Übersicht 6: Entwicklung der Löhne und Gehälter 
 

2018 2019 2020 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Löhne und Gehälter, insgesamt   

Brutto  + 5,0  + 4,4  – 1,8 
Netto1)  + 4,5  + 4,5  – 1,2 

Beschäftigte2)   + 2,2  + 1,5  – 2,3 
     
Löhne und Gehälter pro Kopf2)    

Brutto nominell  + 2,7  + 2,9  + 0,6 
Brutto real3)  + 0,7  + 1,3  – 0,8 
Netto nominell1)  + 2,2  + 2,9  + 1,2 
Netto real1)3)  + 0,2  + 1,4  – 0,2 

     
Geleistete Arbeitsstunden pro Kopf2)  – 0,1  + 0,6  – 7,3 
     
Löhne und Gehälter je geleistete Arbeitsstunde   

Brutto nominell  + 2,8  + 2,3  + 8,5 
Brutto real3)  + 0,8  + 0,8  + 7,0 
Netto nominell1)  + 2,3  + 2,4  + 9,1 
Netto real1)3)  + 0,3  + 0,9  + 7,6 

Q: Statistik Austria; WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) Laut WIFO-Konjunkturprognose vom März 2021. – 
2) Je unselbständiges Beschäftigungsverhältnis. – 3) Deflationiert mit dem Verbraucherpreisindex (VPI). 

 

3.3 Kräftiger Einbruch der Konsumnachfrage 

Nach vorläufigen Zahlen von Statistik Austria 
lagen 2020 die Ausgaben der inländischen 
privaten Haushalte (einschließlich privater 
Organisationen ohne Erwerbszweck) um 
real 9,6% unter dem Vorjahresniveau (Über-
sicht 7). Nominell entspricht dies einer Verrin-
gerung um 8,6%. Damit ist der Rückgang der 
Konsumnachfrage um 17,6 Mrd. € für rund 
vier Fünftel des gesamten BIP-Einbruchs ver-
antwortlich.  

Der Nachfragerückgang war einerseits Folge 
eines negativen Angebotsschocks: Tempo-
räre Schließungen der meisten Handels- und 
Dienstleistungsbetriebe in den Lockdown-
Phasen lösten eine Art Zwangssparen der pri-
vaten Haushalte aus. Andererseits wirkte das 
unsichere Umfeld deutlich dämpfend auf 
die Konsumausgaben (negativer Nachfra-
geschock): Die privaten Haushalte reagier-
ten vermehrt mit Vorsichtssparen, sowohl auf 
die hohe Unsicherheit auf dem Arbeitsmarkt, 
die sich häufig auf die individuelle Einkom-
menssituation auswirkte, als auch auf die Un-
gewissheit über den weiteren Verlauf der 
Pandemie. Die Sparquote stieg von 8,2% im 
                                                               
3)  Eine Ex-ante-Analyse der Wirkungen der im Zuge 
der COVID-19-Krise beschlossenen Maßnahmen zur 
Stützung der Einkommen und der Investitionstätigkeit 
auf der Mikro-, der Makro- und der sektoral-regionalen 
Ebene findet sich in Baumgartner et al. (2020).   
4)  Nach vorläufigen Berechnungen von Statistik Aus-
tria (Stand 1. 4. 2021) sanken die Arbeitnehmerent-
gelte im Jahr 2020 nominell um 1,8%. Der Betriebsüber-
schuss und die Selbständigeneinkommen gingen um 

Jahr 2019 auf 14,5% im Jahr 2020 
(+13,5 Mrd. €) – ein im langjährigen Ver-
gleich sehr hoher Wert.  

Einkommensstützende Maßnahmen wie 
etwa die Kurzarbeitsbeihilfe bzw. -unterstüt-
zung, Zuschüsse zur Arbeitslosenunterstüt-
zung, der Corona-Familienhärtefonds, der 
Härtefallfonds für Selbständige oder die vor-
gezogene Senkung des Eingangssteuersat-
zes bei der Lohn- und Einkommensteuer 
konnten insgesamt die Einkommensausfälle 
2020 nicht zur Gänze kompensieren3). Die 
verfügbaren Haushaltseinkommen sanken 
erstmals seit 1995 auch nominell (1,9%; 
real 3,0%)4).  

Wie die Darstellung der Konsumnachfrage 
nach Güterarten zeigt (Übersicht 8), war der 
Rückgang im Bereich des Dienstleistungs-
konsums am kräftigsten (real 14,7%). Dies 
geht maßgeblich auf Konsumeinschränkun-
gen in der Gastronomie, bei Reisen und in 
den Bereichen Sport, Kultur und Freizeit so-
wie persönliche Dienstleistungen zurück. Die 
Konsumausgaben für Waren des täglichen 
Bedarfs (vor allem Lebensmittel) nahmen 
kräftig zu. Die Nachfrage nach nichtdauer-

2,0% zurück. Der Saldo der Vermögenseinkommen 
verminderte sich um gut 40%, die an die privaten 
Haushalte ausbezahlten monetären Sozialleistungen 
stiegen um 8,9% und das Einkommen- und Vermögen-
steueraufkommen sank um 7,2%. Die Sozialbeiträge 
der privaten Haushalte stagnierten annähernd 
(+0,2%). Im Langzeitvergleich handelt es sich bei den 
genannten Veränderungsraten durchwegs um 
Tiefst- bzw. Höchstwerte. 

Stark rückläufig waren 
2020 insbesondere die 

Ausgaben für Dienstleis-
tungen (z. B. Restaurant-
besuche und Reisen) so-

wie für Waren, die nicht 
zum täglichen Bedarf 

zählen (z. B. Bekleidung 
und Schuhe, Pkw).  

Der drastische Kon-
sumausfall bei zugleich 
relativ stabilen verfüg-

baren Haushaltseinkom-
men bewirkte einen An-
stieg der Sparquote auf 
14,5%. Die Kurzarbeits-
beihilfe und andere fis-
kalpolitische Maßnah-
men stützten die Haus-

haltseinkommen. 
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haften Konsumgütern, worunter auch Le-
bensmittel fallen, war 2020 dennoch rück-
läufig (real 5,5%), hauptsächlich aufgrund 
deutlich geringerer Ausgaben für Treibstoffe 
infolge der eingeschränkten Mobilität der 
privaten Haushalte. Die Ausgaben für halb-
dauerhafte bzw. dauerhafte Konsumgüter 
sanken 2020 dagegen nur geringfügig. Für 
diese Bereiche wäre aufgrund der schwa-
chen Einkommensentwicklung ein deutlicher 
Rückgang zu erwarten gewesen, da die pri-
vaten Haushalte in wirtschaftlich unsicheren 
Phasen üblicherweise teure Anschaffungen 
hintanstellen. Während dies auf die Pkw-
Neukäufe zutraf, nahmen 2020 die Konsum-
ausgaben für Möbel, Einrichtungen, Haus-

haltsgeräte, EDV-Ausstattung oder Sportge-
räte teils kräftig zu – was das veränderte 
Konsumverhalten durch den vermehrten 
Aufenthalt zu Hause widerspiegelt. Im Ag-
gregat ergibt sich für den Inlandskonsum ein 
Rückgang um 9,6% (real). Der Inländerkon-
sum sank real um 9,8%. Zu dessen Berech-
nung wird der Inlandskonsum um Ausgaben 
erweitert, die in Österreich wohnhafte Perso-
nen im Ausland tätigen, und um die Kon-
sumausgaben ausländischer Touristinnen 
und Touristen im Inland vermindert. Aufgrund 
von Reisebeschränkungen und geschlosse-
nen Beherbergungsbetrieben war beides 
stark rückläufig (real 69,6% bzw. 39,5% ge-
genüber 2019, Übersicht 8).  

 

Übersicht 7: Privater Konsum, persönlich verfügbares Einkommen, Konsumquote 
 Privater Konsum1) Persönlich verfügbares Einkommen Konsumquote2) 
 Nominell Real3) Nominell Real3)  
 Veränderung in % p. a. 
Ø 2008/2012  + 2,8  + 0,9  + 1,8  – 0,1  + 1,0 
Ø 2012/2016  + 2,3  + 0,6  + 2,1  + 0,3  + 0,3 
Ø 2016/2020  + 0,1  – 1,5  + 2,0  + 0,3  – 1,9 
2017  + 3,8  + 1,9  + 3,4  + 1,6  + 0,3 
2018  + 3,2  + 1,1  + 3,5  + 1,4  – 0,3 
2019  + 2,7  + 0,8  + 3,2  + 1,3  – 0,5 
2020  – 8,6  – 9,6  – 1,9  – 3,0  – 6,8 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – 1) Inländerkonsum einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbs-
zweck. – 2) Konsum in % des persönlichen verfügbaren Einkommens. – 3) Berechnet auf Basis von Vorjahresprei-
sen. 

  
  

Übersicht 8: Entwicklung des privaten Konsums im längerfristigen Vergleich 
Real (auf Basis von Vorjahrespreisen) 

 Ø 2008/ 
2012 

Ø 2012/ 
2016 

Ø 2016/ 
2020 

2017 2018 2019 2020 

 Veränderung in % p. a. 
Inlandskonsum  + 0,8  + 0,6  – 1,6  + 1,6  + 0,9  + 1,0  – 9,6 

Dauerhafte Konsumgüter  + 2,4  – 0,2  + 0,5  + 1,9  + 1,0  – 0,4  – 0,5 
Halbdauerhafte Konsumgüter  + 1,1  + 1,9  + 0,5  + 0,9  + 0,4  + 1,0  – 0,4 
Nichtdauerhafte Konsumgüter  – 0,2  + 0,1  – 0,8  + 1,3  + 0,7  + 0,6  – 5,5 
Dienstleistungen  + 1,0  + 0,7  – 2,8  + 1,8  + 1,1  + 1,5  – 14,7 

Konsum von Touristinnen und Touristen in Österreich  – 1,0  + 2,0  – 9,7  + 2,6  + 4,1  + 3,1  – 39,5 
Konsum von in Österreich wohnhaften Personen im 
Ausland  – 1,4  + 0,8  – 22,5  + 9,3  + 8,5  + 0,0  – 69,6 
Inländerkonsum1)  + 0,9  + 0,5  – 1,7  + 1,8  + 1,0  + 0,8  – 9,8 
Konsum privater Organisationen ohne Erwerbszweck  + 1,8  + 3,0  + 1,0  + 3,8  + 3,3  + 1,9  – 4,6 
Inländerkonsum einschließlich privater Organisationen 
ohne Erwerbszweck  + 0,9  + 0,6  – 1,5  + 1,9  + 1,1  + 0,8  – 9,6 

Dauerhafte Konsumgüter  + 2,5  – 0,1  + 0,5  + 2,0  + 1,1  – 0,4  – 0,5 
Inländerkonsum ohne dauerhafte Konsumgüter  + 0,7  + 0,6  – 1,8  + 1,9  + 1,1  + 1,0  – 10,5 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – 1) Inlandskonsum abzüglich des Konsums von Touristinnen und Touristen in Österreich zuzüglich des Konsums 
von in Österreich wohnhaften Personen im Ausland. 

 

Das Konsumentenvertrauen, das dem Ver-
lauf der COVID-19-Pandemie folgte, 
schwankte im Jahresverlauf 2020 deutlich: 
Zu Jahresbeginn lag der saisonbereinigte 
Saldo des harmonisierten EU-Konsumklima-
indikators bei 2,8 Prozentpunkten. Während 
des ersten Lockdown verschlechterte sich 

der Wert im April auf bis zu –18,4 Prozent-
punkte. Danach folgte eine Erholung bis 
September (7,1 Prozentpunkte), bevor das 
Konsumentenvertrauen im zweiten Lock-
down wieder auf knapp 16 Prozentpunkte 
zurückging. Die Einschätzungen der Konsu-
mentinnen und Konsumenten fielen in 
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Österreich ähnlich aus wie in Deutschland. 
Während der Lockdown-Phasen – vor allem 
im Herbst – brach der Indikator in Österreich 

jedoch stärker ein. Darin spiegelt sich die un-
terschiedliche Lockdown-Intensität (Abbil-
dung 6). 

  

Abbildung 6: Entwicklung des saisonbereinigten Konsumklimaindikators 

 

Q: Eurostat. Arithmetisches Mittel der Salden aus positiven und negativen Antworten in % aller Antworten zur 
vergangenen und künftigen finanziellen Situation des Haushaltes, zur Ansicht über die künftige allgemeine 
Wirtschaftslage und zu geplanten größeren Anschaffungen. Saisonbereinigt durch Eurostat mittels Dainties. 

  
  

Übersicht 9: Entwicklung im Handel 
 Handel, 

Instandhaltung und 
Reparatur von Kfz 

Kfz-Handel, 
Reparatur von Kfz 

Handelsvermittlung 
und Großhandel 

(ohne Kfz) 

Einzelhandel 
(ohne Kfz) 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Umsätze, nominell     
2018  + 3,7  + 2,1  + 4,9  + 2,4 
2019  + 1,2  + 0,6  + 0,9  + 2,1 
2020  – 5,3  – 10,7  – 7,0  + 0,1 
      
Umsätze, real     
2018  + 1,3  + 0,7  + 2,1  + 0,3 
2019  + 0,6  – 1,2  + 0,6  + 1,2 
2020  – 4,8  – 12,5  – 5,3  – 0,2 
      
Preise (Ø 2015 = 100)     
2018  + 2,3  + 1,4  + 2,7  + 2,1 
2019  + 0,7  + 1,8  + 0,4  + 0,9 
2020  – 0,5  + 2,0  – 1,8  + 0,4 
      
Beschäftigung     
2018  + 1,3  + 2,2  + 2,0  + 0,8 
2019  + 0,2  + 0,9  + 0,9  – 0,4 
2020  – 1,7  – 1,8  – 1,5  – 1,8 

Q: Statistik Austria. 

 

Auch die für den Konsum relevanten Berei-
che des Handels mussten durch die COVID-
19-Pandemie 2020 teils drastische Umsatzein-
bußen hinnehmen. Für den Handel insge-
samt bedeutet dies einen kräftigen Umsatz-
rückgang (real 4,8%, nominell 5,3%). Be-
sonders stark fiel dieser aufgrund des Nach-
frageeinbruchs bei Pkw-Neuanschaffungen 
(vor allem in den Monaten März bis August) 
im Kfz-Handel aus (im Vergleich zu 

2019 24,5% bzw. rund 80.000 Stück). Auch 
im Großhandel ging der Umsatz zurück 
(real 5,3%, nominell 7,0%). Insbesondere 
die Schließungen der Gastronomie und der 
Beherbergungsbetriebe wirkten sich negativ 
auf die Geschäftsaktivitäten im Großhandel 
aus. Im Einzelhandel (ohne Kfz-Handel) stag-
nierte der Umsatz, was jedoch zwei gegen-
läufigen Entwicklungen geschuldet ist: Wäh-
rend der Lebensmitteleinzelhandel 
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(einschließlich z. B. Drogeriemärkte, Tabak-
trafiken), der Waren für die Grundversor-
gung bereitstellt und nicht von Schließungs-
maßnahmen betroffen war, kräftige, teils 
zweistellige Umsatzsteigerungen erzielte, gin-
gen die Umsätze im Einzelhandel mit Nicht-
nahrungsmitteln, besonders im Bereich von 
Bekleidung und Schuhen, deutlich zurück 
(real 22,8%, nominell 24,0% gegenüber 
2019). Andere Teilbereiche wie etwa Bau-
märkte, der Möbeleinzelhandel oder der 
Sporthandel (vor allem in den Sommermo-
naten) entwickelten sich positiv. Günstig war 
die Entwicklung auch im Internet-Einzelhan-
del. Die Beschäftigung war 2020 im Handel 
mit 1,7% weniger stark rückläufig als in der 
Gesamtwirtschaft (2,0% unselbständig aktiv 
Beschäftigte, Übersicht 9). 

3.4 Energie und Dienstleistungen 
bestimmten 2020 die Preisdynamik 

Die Inflationsentwicklung war 2020 durch die 
COVID-19-Krise mitbeeinflusst. Der durch die 
Rezession ausgelöste Verfall der Rohölpreise 
führte ab März zu einem Rückgang der 
Preise für Mineralölprodukte (im Jahres-
durchschnitt 13,9%, Inflationsbei-
trag 0,5 Prozentpunkte). Die Energiepreise 
sanken aber lediglich um 5,6%, da die 
Strompreise um mehr als 5,5% stiegen. 

Die Nahrungsmittelnachfrage nahm durch 
die behördlichen COVID-19-Maßnahmen zu: 
Ausgangsbeschränkungen, geschlossene 
Restaurants, Home-Office und Distance 
Learning machten gegenüber dem Vorjahr 
eine höhere Eigenversorgung notwendig. 
Durch Grenzschließungen kam es im Frühjahr 
zu einem Mangel an Arbeitskräften aus Ost-
europa (Erntehelfer, Metzger), wodurch teil-
weise die Ernten nicht zur Gänze einge-
bracht bzw. Fleisch nicht verarbeitet werden 
konnte und sich das Angebot verknappte. 
Die Preise für unverarbeitete Nahrungsmittel 
stiegen im Jahresdurchschnitt um 3,5%.  

Die industriellen Güter (ohne Energie) ver-
teuerten sich nur geringfügig um 1,3%, u. a. 
bedingt durch eine Stagnation der Preise für 
Bekleidung und Schuhe (0,1%). Durch den 
ersten Lockdown wurden unmittelbar nach 
dem Kollektionswechsel zur Frühjahrs- bzw. 
Sommerware die Geschäfte geschlossen. Im 
Zuge der Öffnung wurde praktisch schon ab 
Mai statt wie üblich ab Juni mit dem Som-
merschlussverkauf begonnen, der aufgrund 
der schleppenden Nachfrage bis August an-
dauerte. Im Zuge der Öffnung nach dem 
zweiten Lockdown wurden bereits im De-
zember die Preise reduziert.  

 

Übersicht 10: Entwicklung des Verbraucherpreisindex 
Gliederung nach dem Konsumzweck 

 
2010 2015 2018 2019 2020 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Nationaler Verbraucherpreisindex (VPI)  + 1,9  + 0,9  + 2,0  + 1,5  + 1,4 
Kerninflationsrate des VPI1)  + 1,2  + 1,8  + 1,8  + 1,6  + 1,9 
Mikrowarenkorb (täglicher Einkauf)  + 0,6  + 1,1  + 2,6  + 0,3  + 2,9 
Miniwarenkorb (wöchentlicher Einkauf)  + 3,4  – 1,3  + 4,2  + 0,7  – 0,6 
Gebühren und Tarife  + 0,9  + 2,5  + 1,8  + 1,5  + 1,6 
       
COICOP-Gruppen      

Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke  + 0,5  + 0,8  + 1,6  + 1,1  + 2,3 
Alkoholische Getränke und Tabak  + 2,0  + 3,1  + 3,8  + 1,0  + 1,2 
Bekleidung und Schuhe  + 1,1  + 0,2  + 0,6  + 0,8  – 0,1 
Wohnung, Wasser, Energie  + 2,6  + 1,2  + 2,2  + 2,8  + 2,3 
Hausrat und laufende Instandhaltung des Hauses   + 1,2  + 1,3  + 2,3  + 1,1  + 0,9 
Gesundheitspflege   + 1,6  + 1,6  + 2,2  + 1,1  + 2,0 
Verkehr   + 3,4  – 3,0  + 2,9  + 0,3  – 1,7 
Nachrichtenübermittlung  + 1,9  + 0,8  – 2,8  – 3,2  – 3,0 
Freizeit und Kultur  + 0,8  + 1,8  + 0,5  + 1,4  + 1,7 
Erziehung und Unterricht  – 4,7  + 2,6  + 2,3  + 2,7  + 2,0 
Restaurants und Hotels  + 1,1  + 2,9  + 3,1  + 2,9  + 3,1 
Verschiedene Waren und Dienstleistungen   + 2,8  + 2,0  + 2,1  + 1,7  + 2,1 

       
Sondergliederung       

Unverarbeitete Nahrungsmittel2)  + 2,0  + 1,3  + 1,0  + 1,3  + 3,5 
Verarbeitete Nahrungsmittel3)   + 0,1  + 1,4  + 2,5  + 0,9  + 1,3 
Energie   + 7,6  – 7,3  + 5,2  + 1,0  – 5,6 
Industriegüter  + 1,2  + 0,5  + 1,2  + 1,1  + 1,3 
Dienstleistungen   + 1,5  + 2,5  + 2,0  + 2,0  + 2,4 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – 1) Ohne Energie und unverarbeitete Nahrungsmittel (Fleisch, Fisch, 
Obst, Gemüse). – 2) Saisonwaren, Fleisch- und Wurstwaren.  3) Einschließlich alkoholischer Getränke und Tabak. 

 
 

Die Inflationsrate betrug 
2020 1,4%. Vor allem un-
verarbeitete Nahrungs-
mittel und Dienstleistun-
gen verteuerten sich 
überdurchschnittlich 
stark. Mineralölprodukte 
dämpften hingegen 
markant den gesamten 
Preisauftrieb. 
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Wie schon in den letzten Jahren trugen 
auch 2020 die Dienstleistungspreise (+2,4%) 
überproportional zur Inflation bei: Mit einem 
Anteil von knapp 50% am Warenkorb waren 
sie für mehr als drei Viertel des gesamten 
Preisauftriebes verantwortlich. Getragen 
wurde diese Entwicklung neuerlich von den 

Wohnkosten (+3%; Mieten +4,1%) und von 
Bewirtungsdienstleistungen (+3,5%). Diese 
beiden Dienstleistungskomponenten erklä-
ren 65% des Preisanstieges der Dienstleistun-
gen und über 50% des gesamten Preisauf-
triebes.  

  

Abbildung 7: Beiträge zur Inflationsdifferenz gegenüber Deutschland und dem Euro-Raum  
Prozentpunkte 
HVPI insgesamt Unverarbeitete Lebensmittel 

  

Bearbeitete Lebensmittel einschließlich Alkohol und 
Tabak 

Energie 

  

Nichtenergetische Industriegüter Dienstleistungen 

  

Q: Macrobond, Eurostat. 

 

Die Kerninflationsrate (Gesamtinflation ohne 
unverarbeitete Nahrungsmittel und Energie, 
gemäß VPI) war aufgrund des relativ höhe-
ren Inflationsbeitrages der Dienstleistungen 
mit 1,9% etwas höher als die Inflationsrate 

laut VPI. Die administrierten Preise (im VPI 
enthaltene Tarife und Gebühren, die von 
der öffentlichen Hand bestimmt werden) 
stiegen 2020 um 1,6%. 
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Gemäß dem Harmonisierten Verbraucher-
preisindex (HVPI) betrug die Inflationsrate in 
Österreich im Jahr 2020 1,4% und war damit 
beträchtlich höher als in Deutschland 
(+1,0 Prozentpunkt) bzw. im Durchschnitt des 
Euro-Raumes (+1,1 Prozentpunkte). Im Ver-
gleich zu den vorangegangenen Jahren 
vergrößerte sich der Abstand zu Deutsch-
land und zum Euro-Raum erneut. Dies ergibt 
sich wesentlich aus dem unterschiedlichen 
Umfang wie auch der unterschiedlichen In-
tention der Mehrwertsteuersenkungen in 
Deutschland und Österreich, die in beiden 
Ländern ab 1. Juli 2020 in Kraft traten. In 
Deutschland wurden die Mehrwertsteuer-
sätze für alle Kategorien mit dem Ziel ge-
senkt, die Preise zu reduzieren. Damit sollte 
die Kaufkraft der privaten Haushalte gestützt 
und die Konsumnachfrage angekurbelt wer-
den. In Österreich wurde die Mehrwertsteuer 
lediglich für von der Pandemie besonders 
stark betroffene Bereiche gesenkt und als 
Maßnahme zur Liquiditätsstützung dieser 
Unternehmen eingeführt; Preissenkungs-
effekte wurden weder erwartet noch be-
obachtet. 

Das Inflationsdifferential gegenüber 
Deutschland und dem Durchschnitt des 
Euro-Raumes lag im II. Quartal 2020 noch bei 
0,4 bzw. 0,8 Prozentpunkten und vergrößerte 
sich in der zweiten Jahreshälfte deutlich auf 
1,7 bzw. 1,4 Prozentpunkte. Daneben wirkt 
der größere Inflationsabstand im Bereich der 
Bewirtung und Beherbergung weiter, der 
schon vor der Mehrwertsteuersenkung be-
trächtlich gewesen war. Zusätzlich ist das 
Gewicht dieser Positionen in Österreich mit 
16% erheblich größer als in Deutschland 
(5,8%) bzw. im Durchschnitt des Euro-Rau-
mes (10,1%), wodurch ihr Inflationsbeitrag in 
Österreich höher ausfällt.  

Auf Basis der relativen Preisniveauindizes wa-
ren 2019 Konsumgüter (tatsächlicher Indivi-
dualverbrauch) in Österreich um 10% teurer 
als in Deutschland und um 11,6% teurer als 
im Durchschnitt des Euro-Raumes. Das Preis-
niveau in Österreich war damit das fünft-
höchste im Euro-Raum; Nahrungsmittel und 
alkoholfreie Getränke waren 2020 nur in Lu-
xemburg teurer als in Österreich. 
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Der Preisauftrieb war in 
Österreich 2020 laut 
HVPI mit +1,4% deutlich 
höher als in Deutschland 
bzw. im Durchschnitt des 
Euro-Raumes, auch be-
dingt durch eine um-
fangreiche Mehrwert-
steuersenkung in 
Deutschland.  
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Geldpolitik und Kreditwesen in der COVID-19-Krise 
Atanas Pekanov 

 In Reaktion auf die COVID-19-Krise gestaltete die EZB ihre Geldpolitik 2020 besonders expansiv. Das 
umfangreiche Pandemie-Notfallankaufprogramm (PEPP) stabilisierte die Finanz- und 
Staatsanleihenmärkte im Euro-Raum. 

 Trotz der COVID-19-Krise und der hohen Neuverschuldung blieben die Zinssätze auf österreichische 
Staatsanleihen weiterhin niedrig. 

 Da sich viele Unternehmen zur Überbrückung von Liquiditätsengpassen verschuldeten, nahm 2020 das 
Kreditvolumen zu, sowohl in Österreich als auch im Euro-Raum.  

 Die Aktienmärkte verzeichneten im Frühjahr 2020 zunächst kräftige Verluste, bis Jahresende 
stabilisierten sich die Kurse jedoch wieder.  

 Der Euro wertete 2020 deutlich gegenüber dem Dollar auf.  

 

 
BIP-gewichtete Sekundärmarktrendite auf Staatsanleihen des Euro-Raumes 

 

Durch die geldpolitischen Interventionen der EZB im Laufe des Jahres 2020 sanken die 
Sekundärmarktrenditen auf Staatsanleihen des Euro-Raumes auf ein niedrigeres Niveau als 
vor Ausbruch der COVID-19-Pandemie (Q: EZB-Blog. PEPP . . . Pandemic Emergency Purchase 
Programme, Pandemie-Notfallankaufprogramm der EZB). 

 

"Nach Einführung des 
PEPP sank die BIP-
gewichtete Rendite 
für Staatsanleihen 
des Euro-Raumes 
unter Null und war 
somit deutlich ge-
ringer als vor Beginn 
der COVID-19-Krise. 
Dies deutet auf die 
Wirksamkeit der EZB-
Interventionen hin." 
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Geldpolitik und Kreditwesen in der COVID-19-Krise 
Atanas Pekanov 

 
Geldpolitik und Kreditwesen in der COVID-19-Krise 
Neben der COVID-19-Pandemie prägten 2020 vor allem 
die umfangreichen Interventionen der Europäischen Zent-
ralbank die Entwicklungen auf den Finanzmärkten und im 
Kreditwesen im Euro-Raum. In Reaktion auf die Krise gestal-
tete die EZB ihre Geldpolitik 2020 besonders expansiv. Ein 
zentrales Element war die Einführung des Pandemie-Not-
fallankaufprogrammes (PEPP), das die Sekundärmarktren-
diten auf 10-jährige Staatsanleihen stabilisierte. Die kurzfristi-
gen Zinssätze im Euro-Raum blieben 2020 im negativen Be-
reich. Dies schuf stabile Finanzierungsbedingungen. Die 
Kreditvergabe durch die Banken stützte die Liquidität der 
Unternehmen. Die regulatorischen Kennzahlen des Bank-
wesens in Österreich blieben unverändert. Trotz der kurzfris-
tig erfolgreichen Stabilisierung bestehen weiterhin Gefah-
ren für die Wirtschaft und das Bankensystem. Diese drohen 
u. a. bei einer Überschuldung der Unternehmen, einer Ver-
schärfung der Finanzierungsbedingungen oder einem ver-
zögerten Anstieg der Insolvenzen. 

 Monetary Policy and Credit in the COVID-19 Crisis 
In addition to the COVID-19 pandemic, developments on 
the financial markets and in the credit sector in the euro 
area in 2020 were dominated by the extensive interven-
tions of the European Central Bank. In response to the crisis, 
the ECB made its monetary policy particularly expansion-
ary in 2020. A key element was the introduction of the Pan-
demic Emergency Purchase Program (PEPP), which stabi-
lised secondary market yields on 10-year government 
bonds. Short-term interest rates in the euro area remained 
in negative territory in 2020. This created stable financing 
conditions. Bank lending supported corporate liquidity. The 
regulatory ratios of the banking industry in Austria re-
mained unchanged. Despite the successful stabilisation in 
the short term, there are still risks to the economy and the 
banking system. Among other things, these loom in the 
event of corporate overindebtedness, a tightening of fi-
nancing conditions or a delayed rise in insolvencies. 
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1. Geldpolitik unterstützt die Krisenbewältigung  

Neben der COVID-19-Pandemie prägten 
2020 vor allem die Interventionen der Euro-
päischen Zentralbank die Entwicklungen auf 
den Finanzmärkten und im Kreditwesen im 
Euro-Raum. Im Jahresverlauf 2020 gestaltete 
die EZB ihre Geldpolitik in Reaktion auf die 
COVID-19-Krise besonders expansiv. Auf-
grund der zunehmenden Unsicherheit des 
wirtschaftlichen Umfeldes wurde am 
12. März 2020 zunächst das Programm zum 
Erwerb von Vermögenswerten (Asset Purch-
ase Programme – APP) um 120 Mrd. € aufge-
stockt. Zur Eindämmung des Infektionsge-
schehens setzten viele europäische Länder 
ab Mitte März harte Lockdown-Maßnah-
men. Die Finanzmärkte reagierten darauf 
mit drastischen Kurseinbrüchen. Auch die 
Staatsanleihen entwickelten sich in den ers-
ten Märzwochen sehr volatil. Wie häufig in 
Zeiten von Marktstress bevorzugten die Anle-
ger deutsche Anleihen, die als die sichersten 
im Euro-Raum gelten. Dies barg die Gefahr 
einer Fragmentierung des gemeinsamen 
Währungsraumes.  

Die Zinsspannen zwischen den Ländern des 
Euro-Raumes erreichten ein Niveau wie zu-
letzt während der Finanzmarkt- und Wirt-
schaftskrise 2008/09. Im Fall Italiens stiegen 
die Sekundärmarktrenditen auf 10-jährige 
Staatsanleihen drastisch an – im März 2020 
wurde mit +142 Basispunkten der höchste 
wöchentliche Zuwachs seit 10 Jahren ver-
zeichnet (Abbildung 1). Er war noch höher 
als im November 2011 nach dem Rücktritt 
von Silvio Berlusconi als Ministerpräsident 
(+105 Basispunkte). Auch die Anstiege im 
Oktober 2008 (+64 Basispunkte zu Beginn der 
Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise), im Juni 
2012 (+60 Basispunkte vor der Verabschie-
dung des EU-Rettungspaketes für Spanien), 
und Ende Mai 2018 (+65 Basispunkte auf-
grund von Unsicherheiten bei der Regie-
rungsbildung in Italien) waren merklich 
schwächer. Der Anstieg im März 2020 betraf 
jedoch nicht den gesamten Euro-Raum. Nur 
für spanische und französische Anleihen stie-
gen die Renditen ähnlich stark wie für italie-
nische. Die EZB wollte eine unerwünschte 
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Zinssatzsteigerung in großen Mitgliedslän-
dern des Euro-Raumes vermeiden und ver-
ankerte daher im Pandemie-Notfallankauf-

programm (Pandemic Emergency Purchase 
Programme – PEPP) eine Lockerung der An-
kaufsquoten.  

  

Abbildung 1: Veränderung der Sekundärmarktrendite auf 10-jährige italienische 
Staatsanleihen im Vergleich zur Vorwoche 

 

Q: Eurostat.  

 

Die Einführung des PEPP wurde am 18. März 
2020 beschlossen. Es sollte die Preisstabilität 
und die Liquidität der Kreditwirtschaft sicher-
stellen. Bereits am Tag nach seiner Ankündi-
gung beruhigten sich die Finanzmärkte spür-
bar.  

Die Intervention der EZB stabilisierte erfolg-
reich die Sekundärmarktrenditen und ver-
schaffte den nationalen Regierungen mehr 
Freiraum, um sich auf die Eindämmung der 
COVID-19-Pandemie und die Aufrechterhal-
tung der Gesundheitsversorgung zu konzent-
rieren. Ein wesentliches Moment des PEPP ist 
die bereits erwähnte und Ende April 2020 
eingeführte Lockerung der Ankaufsquoten, 
die es der EZB im Bedarfsfall ermöglicht, 
überproportional viele Anleihetitel einzelner 
Mitgliedsländer anzukaufen, um eine Ver-
schärfung der Finanzierungsbedingungen 
auf nationalen Teilmärkten zu verhindern. 
Vor dieser Lockerung bestimmte der Eigen-
kapitalschlüssel der EZB die Ankaufsquoten 
für die einzelnen Mitgliedsländer. Österreichs 
Beitrag zum Eigenkapital der EZB beträgt 
2,93%. Die im Zuge des PEPP beschlossene 
Flexibilisierung der Ankäufe senkte die Risi-
ken für den Transmissionsmechanismus, 
wodurch vor allem die drohende Fragmen-
tierungsgefahr hintangehalten werden 
sollte. Auf der anderen Seite riefen die ak-
kommodative Geldpolitik und die teilweise 
disproportionalen Ankäufe auch Kritik her-
vor. So wurde vorgebracht, dass derartige 
Interventionen einer monetären Staatsfinan-
zierung sehr nahe kämen, wodurch gegen 

ein wichtiges Prinzip der Europäischen Wäh-
rungsunion verstoßen würde.  

Für das PEPP war anfangs ein Umfang von 
höchstens 750 Mrd. € vorgesehen, im Ge-
gensatz zum Programm der Federal Reserve 
war seine Mittelausstattung somit begrenzt. 
Die Dotierung erwies sich jedoch als unzu-
reichend; sie wurde daher im Juni 2020 um 
600 Mrd. € erhöht. Im Sommer kam es durch 
die expansive Geldpolitik und kräftige fiskali-
sche Impulse zu einer Stabilisierung der An-
leihenmärkte. Anlässlich der zweiten Welle 
der COVID-19-Pandemie im Herbst beschloss 
die EZB am 10. Dezember 2020 eine erneute 
Aufstockung des PEPP um 500 Mrd. € auf ins-
gesamt 1.850 Mrd. €, was etwa 15% des BIP 
des gesamten Euro-Raumes vor der COVID-
19-Krise entsprach. Außerdem wurde der 
Zeithorizont für die Ankäufe bis zumindest 
Ende März 2022 verlängert.  

Die EZB beließ den Hauptrefinanzierungssatz 
bei 0%, den Zinssatz für die Einlagenfazilität 
bei 0,5% und der Spitzenrefinanzierungssatz 
bei 0,25%. Sie entschied sich aus mehreren 
Gründen gegen eine weitere Senkung der 
Zinssätze:  

 Nach einer langen Niedrigzinsphase kön-
nen die Effekte weiterer Zinssatzsenkun-
gen auf Konsum und Investitionen 
schwach sein. Dies ist insbesondere dann 
der Fall, wenn private Haushalte oder Un-
ternehmen größere Ausgaben für langle-
bige Konsum- oder Investitionsgüter 
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bereits getätigt haben, sodass weitere 
Zinssatzsenkungen keine ausgabenstei-
gernde Wirkung mehr erzielen (McKay – 
Wieland, 2019).  

 Die Effekte geldpolitischer Maßnahmen 
sind vom Konjunkturzyklus abhängig und 
in Rezessionen schwächer, insbesondere 
auf die Ausgaben für Konsum- oder In-
vestitionsgüter (Tenreyro – Thwaites, 
2016).  

 Bei hoher Unsicherheit wirken Zinssatzsen-
kungen nur schwach konjunkturbele-
bend. 

Am 30. April 2020 kündigte die EZB ein weite-
res langfristiges Refinanzierungsprogramm 
an: PELTRO (Pandemic emergency longer-
term refinancing operation) sollte den Ge-
schäftsbanken günstig Geldmittel zur Verfü-
gung stellen. Dies wurde an die Bedingung 
geknüpft, diese Liquidität in Form von Kredi-
ten an Unternehmen weiterzugeben1). Der 
Zinssatz für die PELTRO-Mittel lag um 25 Basis-
punkte unter dem durchschnittlichen Haupt-
refinanzierungssatz. Dadurch werden die 
Geschäftsbanken durch die Zentralbank teil-
weise subventioniert. Im Dezember 2020 be-
schloss die EZB für 2021 vier weitere Ge-
schäfte innerhalb des Refinanzierungspro-
grammes. Gleichzeitig verfolgte sie ihre 

Forward-Guidance-Politik weiter, indem sie 
den Hauptrefinanzierungssatz auf Null beließ 
und die Bedingung für eine zukünftige Zins-
wende bestätigte: Solange das Inflationsziel 
von knapp unter 2% nicht erreicht wird, soll 
das Zinsniveau nicht angehoben werden. 
Als weitere Bedingung für künftige Zinsanhe-
bungen nannte die EZB die Überwindung 
der COVID-19-Pandemie.  

In den USA vollzog die Notenbank im August 
2020 einen geldpolitischen Kurswechsel: Ge-
mäß dem "Average Inflation Targeting" ori-
entiert sie sich nicht mehr an klassischen 
Taylor-Regeln und hebt die Leitzinssätze 
nicht an, sobald das Inflationsziel erreicht 
wurde. Stattdessen wird versucht, über einen 
längeren Zeitraum eine durchschnittliche 
Inflation von 2% zu erzielen. Dazu wird die 
Inflation vergangener Perioden berücksich-
tigt. Zur Kompensation von Phasen mit nied-
riger Inflation wird eine vorübergehende 
Überschreitung des 2%-Zieles zugelassen. 
Laut März-Prognose der Federal Reserve 
wird die Inflation 2021 in den USA bei 2,4%, 
2022 bei 2,0% und 2023 bei 2,1% liegen2). Da 
demnach keine Gefahr einer Überhitzung 
der Wirtschaft besteht, blieb das Zinsniveau 
unverändert.  

2. Geldmarktzinssätze weiterhin auf Langzeittief 

Die kurzfristigen Zinssätze im Euro-Raum blie-
ben 2020 weiterhin negativ. Der Euribor-Drei-
monatssatz bewegte sich im Jahresverlauf 
zwischen 0,4% und 0,5% (Abbildung 2). Nur 
im April und Mai stieg er vorübergehend auf 

rund 0,25%. Die stabilen Werte um 0,5% in 
den Herbstmonaten waren eine Folge der 
akkommodativen Geldpolitik der EZB. Der 
Eonia3) veränderte sich auch 2020 kaum 
und bewegte sich um 0,46%.  

  

Abbildung 2: Geldmarktzinssätze in Österreich 

 

Q: Eurostat. 

                                                               
1)  https://www.bundesbank.de/de/aufgaben/geld 
politik/offenmarktgeschaefte/pandemic-emergency-
longer-term-refinancing-operation-peltro-/peltro-
832176. 

2)  https://www.federalreserve.gov/monetarypolicy/ 
fomcprojtabl20210317.htm.  
3)  Eonia (Euro overnight index average) ist der eintä-
gige interbankäre Zinssatz für den Euro-Raum. 
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Aufgrund des unvorhersehbaren Verlaufs 
der COVID-19-Pandemie waren die Sekun-
därmarktrenditen 10-jähriger Staatsanleihen 
einiger Länder des Euro-Raumes in den ers-
ten beiden Märzwochen 2020 rasant ange-
stiegen. Nach der Ankündigung der EZB-Pro-

gramme fielen die Renditen deutlich unter 
Null, die BIP-gewichtete Rendite für Staats-
anleihen des Euro-Raumes lag in der Folge 
im negativen Bereich und merklich unter 
dem Vorkrisenniveau. Dies zeigt die Wirksam-
keit der EZB-Programme (Abbildung 3). 

  

Abbildung 3: BIP-gewichtete Sekundärmarktrendite auf Staatsanleihen des Euro-Raumes 

 

Q: EZB-Blog. PEPP . . . Pandemic Emergency Purchase Programme (Pandemie-Notfallankaufprogramm der 
EZB). 

 

Die Sekundärmarktrenditen festverzinslicher 
österreichischer Staatsanleihen mit 10-jähri-
ger Laufzeit blieben 2020 trotz der COVID-
19-Krise und der Rekorddefizite im öffentli-
chen Sektor stabil. 2020 waren sie in allen 
Monaten bis auf April negativ (Jahresdurch-
schnitt 0,2%). Ähnliche Verläufe waren 
auch in anderen Mitgliedsländern des Euro-
Raumes zu beobachten. In Deutschland be-
wegte sich die Rendite im 1. Halbjahr 
um 0,5% und erreichte im Herbst 0,6%. Der 
Zinsabstand zwischen Österreich und 
Deutschland blieb gegenüber dem Vorjahr 
unverändert und betrug durchschnittlich 
0,3 Prozentpunkte. Die Zinsabstände zwi-
schen Deutschland und anderen Euro-Län-
dern nahmen deutlich ab, vor allem zu Ita-
lien, Griechenland oder Belgien (Abbil-
dung 4). Diese Entwicklung ging vorrangig 
auf die EZB Programme zurück, aber auch 
auf die weiterhin hohe Nachfrage nach 
Staatsanleihen seitens institutioneller Investo-
ren. Seit Jahresende 2020 stieg die Rendite 
auf deutsche Staatsanleihen und war Ende 
Februar 2021 um 0,3 Prozentpunkte höher als 
Anfang Dezember. Auch die Sekundär-
marktrendite für Staatsanleihen des Euro-
Raumes lag nach mehreren Monaten mit 
negativen Werten im Februar 2021 wieder 
leicht über Null (+0,06%). Prognosen zufolge 
dürfte die Sekundärmarktrendite im Fall der 
USA auch 2021 und 2022 weiterhin positiv 

bleiben. Zu Jahresbeginn war die Rendite 
10-jähriger Staatsanleihen der USA merklich 
angestiegen; Anfang März 2021 war sie mit 
1,6% um 0,6 Prozentpunkte höher als Anfang 
Dezember 2020. Für 10-jährige deutsche 
Staatsanleihen betrugen die Renditen An-
fang März 2021 0,3%, für österreichi-
sche 0,1%.  

Angesichts historisch niedriger langfristiger 
Renditen flachte sich 2020 die Zinsstruktur-
kurve in Österreich weiter ab, von 0,3 Pro-
zentpunkten zu Jahresbeginn auf 0,1 Pro-
zentpunkt zu Jahresende. Im Jahresdurch-
schnitt erreichte sie damit einen Wert von 
0,2 Prozentpunkten (2019: 0,4 Prozentpunkte, 
Abbildung 5). Seit Jahresbeginn 2021 ist ein 
erneuter Anstieg beobachtbar. 

Mit dem Beschluss expansiver geldpolitischer 
Maßnahmen stieg die konsolidierte Bilanz-
summe der EZB um fast 50% an – von 
4.671 Mrd. € auf 6.979 Mrd. € Ende 2020. Die 
Nettokäufe von Anleihen öffentlicher und 
privater Schuldner im Rahmen des PEPP be-
liefen sich in den ersten drei vollständigen 
Monaten des Programmes (April bis Juni 
2020) auf über 100 Mrd. € pro Monat und 
schwankten von Juli bis Dezember zwischen 
60 und 85 Mrd. € pro Monat (Abbildung 6). 
Bis Ende 2020 wurden somit in Summe 
757 Mrd. € an Nettoankäufen getätigt.  
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Abbildung 4: Zinsabstand 10-jähriger Staatsanleihen ausgewählter Länder zu deutschen 
Staatsanleihen 

 

Q: OeNB. 

  
  

Abbildung 5: Zinsstrukturkurve in Österreich 
Differenz zwischen Sekundärmarktrendite und Euribor-Dreimonatssatz  

 

Q: WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. 

 

Die Geldmenge gemäß engster Definition 
(M1) wuchs im Euro-Raum im 1. Halbjahr 
2020 durchschnittlich um 10,7% gegenüber 
der Vorjahresperiode, im 2. Halbjahr um 
13,2%. Die Geldmengen M2 und M3, die 
auch Komponenten mit Bindungsfristen um-
fassen, nahmen schwächer zu, allerdings 
beschleunigte sich auch hier im Laufe des 
Jahres das Wachstum (M3 +7,6% im 1. Halb-
jahr, +10% im 2. Halbjahr 2020). Bedingt 

durch das PEPP wuchs im Euro-Raum die 
Geldmenge M3 in den Herbstmonaten mit 
zunehmender Geschwindigkeit; die relative 
Veränderung zum Vorjahr betrug im Oktober 
9,9%, im November 10,3% und im Jänner 
2021 bereits 11,7%. Die Geldmenge M1 war 
im Dezember 2020 um 14,6% höher als Ende 
2019; auch diese war im Herbst 2020 sehr dy-
namisch gewachsen.  
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Abbildung 6: Monatliche Nettoankäufe von Anleihen öffentlicher und privater Schuldner 
im Rahmen des PEPP 

 

Q: EZB. PEPP . . . Pandemic Emergency Purchase Programme (Pandemie-Notfallankaufprogramm der EZB). 

  
  

Abbildung 7: Geldmengenwachstum im Euro-System  

 
 

Q: EZB, Geldmengen saisonbereinigt. 

 

Die Entwicklungen auf den Geldmärkten 
wirkten sich auch auf die Einlagenzinssätze 
der nichtfinanziellen Unternehmen und der 
privaten Haushalte aus: Der kapitalgewich-
tete Durchschnittszinssatz für täglich fällige 
Unternehmenseinlagen lag in Österreich im 
Dezember 2020 erstmals im negativen Be-
reich (0,002%)4). Negative Einlagenzinssätze 
auf Spareinlagen privater Haushalte sind in 
Österreich aufgrund eines OGH-Urteils nicht 

                                                               
4)  https://www.oenb.at/Presse/20210317.html.  

erlaubt. Auch in Deutschland und im Euro-
Raum waren 2020 bei Neugeschäften die 
Zinssätze für Unternehmenseinlagen negativ. 
Bedingt durch die Streichung oder Verschie-
bung von Investitionen aufgrund der COVID-
19-Pandemie stiegen die Unternehmensein-
lagen bei Banken dennoch deutlich an, in 
Österreich um 19,7% und im Euro-Raum um 
19,4%.  
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Seit Beginn der COVID-19-Krise vergaben die 
meisten Länder Staatsgarantien für Unter-
nehmenskredite. Laut aktuellem Bank Len-
ding Survey für den Euro-Raum (Stand Jän-
ner 2021) wurden die Kreditbedingungen für 
Unternehmen und private Haushalte in den 
letzten zwei Quartalen weiter verschärft. Der 
infolge der Krise hohe Liquiditätsbedarf der 
Unternehmen zur Aufrechterhaltung ihrer 
Zahlungsfähigkeit und ihres Betriebs ließ im 
Euro-Raum die Kreditnachfrage vor allem im 
1. Halbjahr 2020 kräftig ansteigen, insbeson-
dere nach kurzfristigen Krediten5). Während 
die Kreditnachfrage der Unternehmen im 
2. Halbjahr wieder zurückging, nahm die 
Nachfrage der privaten Haushalte nach 
Wohnbaukrediten weiter zu. In Österreich 
war die Entwicklung laut rezenten Ban-
kenumfragen ähnlich6). Aufgrund des unsi-
cheren Umfeldes verfolgten die Banken im 
Kreditgeschäft mit Unternehmen eine vor-
sichtigere Angebotspolitik. Die Richtlinien für 
Unternehmenskredite wurden von den be-
fragten Banken im 2. Halbjahr 2020 ver-
schärft, wobei die staatlichen Kreditgaran-
tien frühere und stärkere Verschärfungen 
verhinderten. Im IV. Quartal ging die Kredit-
nachfrage der heimischen Unternehmen zu-
rück.  

Konstante Leitzinssätze, die Ausweitung des 
Anleiheankaufsprogrammes und das neu 

aufgelegte Pandemie-Notfallankaufpro-
gramm (PEPP) der EZB drückten die Rendi-
ten über alle Laufzeiten hinweg in den ne-
gativen Bereich. Gleichzeitig stieg 2020 auf-
grund der eingeschränkten Konsummöglich-
keiten die Sparquote der privaten Haus-
halte. Ihr Geldvermögen wuchs dement-
sprechend um knapp 30 Mrd. € – der Groß-
teil (20,4 Mrd. €) davon täglich fällige Einla-
gen in der Kreditwirtschaft. Bemerkenswert 
war 2020 die hohe Nachfrage nach Bargeld: 
Trotz der Empfehlung des Einzelhandels zur 
bargeldlosen Bezahlung von Einkäufen und 
der steigenden Bedeutung des Online-Han-
dels war der zusätzliche Bargeldbedarf der 
privaten Haushalte mit 2,4 Mrd. € so hoch 
wie zuletzt in der Staatsschuldenkrise 2010/11 
und davor anlässlich der Euro-Einführung 
2002/03. Angesichts negativer Renditen auf 
den Geld- und Kapitalmärkten verloren für 
die privaten Haushalte festverzinsliche Wert-
papiere als Anlageform an Attraktivität. 
Auch langfristig gebundene Veranlagungs-
formen wie etwa Lebensversicherungen 
wurden 2020 aufgrund der weiterhin hohen 
Liquiditätspräferenz nur schwach nachge-
fragt. Die Veranlagung in börsennotierte Ak-
tien und Investmentfonds profitierte hinge-
gen von den allgemein niedrigen Renditen 
im Festzinsbereich.  

  

Abbildung 8: Struktur des Finanzvermögens der privaten Haushalte 
2020 

 

Q: OeNB, Stand Ende 2020. Das Geldvermögen der privaten Haushalte betrug insgesamt 763,1 Mrd. €. – 
1) Nicht börsennotierte Aktien und sonstige Anteilsrechte. – 2) Kredite, Nicht-Lebensversicherungsansprüche, 
Ansprüche auf andere Leistungen als Altersversicherungsleistungen, sonstige Forderungen einschließlich Fi-
nanzderivate. 

                                                               
5)  https://www.ecb.europa.eu/stats/ecb_surveys/ 
bank_lending_survey/html/index.en.html.  

6)  https://www.oenb.at/Geldpolitik/Erhebungen/ 
umfrage-ueber-das-kreditgeschaeft.html.  
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3. Hohe Bedeutung des Kreditwesens für die Liquiditätssicherung von 
Unternehmen 

Da die Unternehmen zur Überbrückung von 
Liquiditätsengpässen vermehrt auf Kredite 
zurückgriffen, entwickelte sich 2020 die reale 
Wertschöpfung im österreichischen Kredit-
wesen (ÖNACE-Abschnitt K) trotz der 
COVID-19-Krise leicht positiv. Das Kreditvolu-
men wuchs 2020 sogar kräftiger als 2019. 
Schon zu Beginn der Krise hatte der Bedarf 
an Zwischenfinanzierungen für Umlaufkapital 
zugenommen. Dies führte im II. und III. Quar-
tal 2020 zu einer Erhöhung der Kreditnach-
frage. Vor allem in Phasen vollständiger 
Lockdowns stieg der Kreditbedarf der nichtfi-
nanziellen Unternehmen deutlich an. Der Be-
stand der ein- bis fünfjährigen Krediten war 
in Österreich im April 2020 um 14,1% und im 
Mai um 13,1% höher als im Vorjahr, Kredite 
mit einer Laufzeit von über 5 Jahren nahmen 
um 9,1% bzw. 8,7% zu. Ähnlich hohe An-
stiege wurden auch im Euro-Raum verzeich-
net. Die Nachfrage nach kurzfristigen Kredi-
ten mit einer Laufzeit von unter einem Jahr 
war hingegen sowohl in Österreich als auch 
im Euro-Raum rückläufig. Solche Kredite ma-
chen jedoch weniger als ein Fünftel des ge-
samten Volumens aus.  

Ab Herbst entwickelte sich die Kreditnach-
frage des Nichtbankensektors (Nicht Mone-
täre Finanzinstitute – Nicht-MFI) in Österreich 
etwas schwächer (im Vorjahresvergleich 
+4,2% im September nach +4,5% im Juli). Die 
Nachfrage der privaten Haushalte nach 
Konsumkrediten ging im Laufe des Jahres 
2020 immer deutlicher zurück (1,1% im Jän-
ner, 5,5% im Dezember). Im Euro-Raum 
wuchs die Kreditnachfrage des nichtfinanzi-
ellen Sektors kräftiger als in Österreich, ge-
trieben vor allem durch Spanien und Frank-
reich: Im Vorjahresvergleich stiegen die 
Wachstumsraten von 3% im Februar 2020 auf 
über 7% ab Mai.  

Zu Jahresende 2020 betrug das durch öster-
reichische Kreditinstitute an inländische 
Nichtbanken vergebene Kreditvolumen 
385 Mrd. € (+3,9% gegenüber dem Vorjahr). 
Rund die Hälfte davon (175 Mrd. €, +3,5%) 
ging an private Haushalte (einschließlich frei-
beruflich tätiger Personen, Selbständiger 
und privater Organisationen ohne Erwerbs-
zweck), weitere 44% an Unternehmen (+5% 
gegenüber dem Vorjahr). Der Rest ging an 
die öffentliche Hand oder sonstige Finanzin-
termediäre. Im Euro-Raum betrug das Kredit-
volumen an Nicht-MFIs Ende 2020 rund 
13 Bio. €; es war damit höher als 2019 (+4%).  

Das Wachstum der Wertschöpfung im Kre-
ditwesen wurde 2020 vor allem durch Men-
genentwicklungen bestimmt. Das Zinsniveau 
blieb dagegen unverändert – von kurzen 
Schwankungen abgesehen – und trug somit 
wenig zum Wachstum bei. Sofern die 
                                                               
7)  https://www.derstandard.at/story/2000119878896/ 
vorerst-kein-rueckgang-bei-immobilientransaktionen.  

COVID-19-Pandemie 2021 überwunden wird 
und sich die Wirtschaftslage normalisiert, 
dürften bereits verschuldete Unternehmen 
keine neuen Kredite aufnehmen, sondern 
eher versuchen, bestehende Kredite zu til-
gen. Dies könnte in den nächsten Jahren zu 
einem niedrigeren Zuwachs des Kreditvolu-
mens und somit auch der Wertschöpfung im 
Bankensektor führen.  

Bei den Krediten an österreichische private 
Haushalte handelt es sich zum überwiegen-
den Teil um Kredite für die Wohnraumfinan-
zierung. Diese gewannen 2020 trotz der 
COVID-19-Krise weiter an Bedeutung. Die 
unterjährige Wachstumsdynamik ähnelte 
den Vorkrisenjahren; zum Jahresende 2020 
betrug das Wohnbaukreditvolumen 
121 Mrd. € (+5,5% gegenüber dem Vorjahr, 
bereinigt um Abschreibungen und Wechsel-
kursveränderungen). Die Nachfrage nach 
Wohnbaukrediten profitierte auch von der 
Einschränkung der privaten Konsummöglich-
keiten im Zuge der Lockdown-Phasen, die 
einen Anstieg der Ersparnisse und der Immo-
biliennachfrage bewirkte. Trotz der Ein-
schränkungen durch die COVID-19-Pan-
demie nahmen die Immobilientransaktionen 
allein im 1. Halbjahr 2020 um 4,9% zu, wobei 
das Transaktionsvolumen stagnierte 
(16,4 Mrd. €)7). Im Euro-Raum wuchs das 
Wohnbaukreditvolumen 2020 sogar stärker 
als 2019 (+4,7%, 2019 +3,9%). Im Gegensatz 
zu den Wohnbaukrediten war in Österreich 
das Konsumkreditvolumen 2020 rückläufig 
(−5,5% gegenüber dem Vorjahr), was dem 
deutlichen Rückgang der Konsumnachfrage 
geschuldet ist.  

Die Ertragslage der österreichischen Kredit-
wirtschaft litt 2020 spürbar unter der COVID-
19-Krise; der erwartete Jahresabschluss für 
2020 ist mit 2,7 Mrd. € um 44,7% niedriger als 
im Vorjahr. Die Eigenkapitalrendite sank 
deutlich auf 3,5% (2019: 6,4%), zugleich redu-
zierte sich auch das Aufwand-Ertrag-Verhält-
nis (Cost-Income-Ratio) von 71,9% auf 70,6%. 
Dennoch blieb der Nettozinsertrag mit 
8,6 Mrd. € konstant und bildete weiterhin die 
wichtigste Ertragskomponente (45% der Be-
triebserträge). Einerseits sinken durch die 
Niedrigzinspolitik der EZB seit Jahren die Zins-
margen, andererseits stabilisieren vermin-
derte Zinsaufwendungen den Nettozinser-
trag. Die Zinsaufwendungen (25,3%) 
schrumpften 2020 deutlich stärker als die 
zins- und zinsähnlichen Erträge (10,8%). Der 
Saldo des Provisionsgeschäftes blieb mit 
4,7 Mrd. € (+1,9% gegenüber dem Vorjahr) 
die zweitwichtigste Ertragskomponente. Die 
sonstigen betrieblichen Erträge stiegen ge-
ringfügig (+1,6%). Die Betriebsaufwendun-
gen sanken um 3,9% auf 13,6 Mrd. €, die 

Die Nachfrage nach 
Krediten zur Wohnraum-
finanzierung nahm 2020 
erneut zu. Der Anteil der 
Wohnbaukredite an der 

Gesamtverschuldung 
der privaten Haushalte 

ist weiterhin hoch. 

In Österreich gingen die 
Bankenerträge im Zuge 

der COVID-19-Krise 
merklich zurück. 

https://www.derstandard.at/story/2000119878896/vorerst-kein-rueckgang-bei-immobilientransaktionen
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Löhne und Gehälter um 3,7%. Zugleich bau-
ten die Kreditinstitute Beschäftigte ab (0,8% 
auf 60.000 Vollzeitäquivalente). 

Die regulatorischen Kennzahlen der österrei-
chischen Kreditwirtschaft verschlechterten 
sich im Jahresverlauf 2020 kaum. Die Kernka-
pitalquote (Regulatorisches Tier 1)8) er-
reichte im IV. Quartal 2020 den höchsten 
Wert der letzten Jahre (16,76%). Der Anteil 
der notleidenden Kredite und uneinbringli-
chen Forderungen an allen Krediten sank 
weiter, von 1,77% Ende 2019 auf 1,53% im 
III. Quartal 2020. Diese Entwicklungen ent-
sprechen zwar der stabilen Wertschöpfung 
im Finanzsektor und der krisenbedingt hohen 
Nachfrage nach Krediten, sind jedoch nur 
eine vorübergehende Momentaufnahme. 
Die Auswirkungen der COVID-19-Krise und 
die damit verbundenen Risiken für die Kredit-
wirtschaft lassen sich daran nicht ablesen. 
Aufgrund der zahlreichen Unterstützungs-
maßnahmen für Unternehmen – dazu gehö-
ren etwa Kreditstundungen, Kurzarbeit, 
Fixkostenzuschüsse oder die Aussetzung der 
Insolvenzantragspflicht – gab es 2020 

deutlich weniger Insolvenzen. Falls Nachhol-
effekte eintreten oder Unternehmen nach 
dem Auslaufen der Unterstützungsmaßnah-
men insolvent werden, könnten sich die re-
gulatorischen Kennzahlen verschlechtern. 

Aufgrund des hohen Kreditaufkommens 
stieg auch die von der Bank für Internationa-
len Zahlungsausgleich (BIZ) berechnete Lü-
cke im Kredit-BIP-Verhältnis zum ersten Mal 
seit Ende 2010 über Null. Sie war im II. Quar-
tal 2020 leicht positiv und betrug im III. Quar-
tal sogar 2,6%. Darin spiegelt sich das über-
durchschnittliche Wachstum des Kreditvolu-
mens in Österreich. Auch in anderen Län-
dern, etwa in Deutschland (11,4%) oder 
Frankreich (23,6%), war die Kredit-BIP-Lücke 
2020 positiv, in Spanien und Italien lag sie 
dagegen weiterhin unter Null. Im Euro-Raum 
betrug die Lücke 0,3%. Insgesamt boten die 
Kennzahlen keinen Anlass für makropruden-
zielle Eingriffe. Dementsprechend beließ das 
österreichische Finanzmarktstabilitätsgre-
mium die Vorgabe für den antizyklischen Ei-
genkapitalpuffer auf 0%.  

4. Aktienmärkte trotzten der Krise 

Mit Beginn der COVID-19-Krise fielen die Akti-
enkurse im März 2020 innerhalb weniger Wo-
chen um bis zu 40% gegenüber dem Stand 
zu Jahresende 2019. Ab dem II. Quartal 
setzte in Europa und den USA eine Erholung 
auf den Aktienmärkten ein. Die EZB-Pro-
gramme gaben den meisten Aktienmärkten 
im Euro-Raum einen positiven Impuls. Auch 
der heimische ATX konnte die Verluste teil-
weise wettmachen, verglichen mit anderen 
Leitindizes fiel die Erholung des ATX jedoch 
schwächer aus: Zu Jahresende 2020 betrug 
der Verlust gegenüber dem Jahresbeginn 
12,8%. Die Kursentwicklung der führenden 
Börsenindizes Deutschlands war deutlich 
besser: Der DAX schloss das Jahr mit einem 
Plus von 3,5% ab. Die Verluste an den Börsen 
im Vereinigten Königreich und in Frankreich 
waren ähnlich hoch wie jene des ATX 
(FTSE 100 14,3%, CAC40 7,1%). Der Euro-
Raum-Index Eurostoxx 50 verlor im Jahresver-
gleich 5,1%. Die Aktienindizes in den USA re-
agierten auf die umfangreichen Fiskalpa-
kete und die verringerte Unsicherheit nach 
der Wahl des neuen Präsidenten Biden mit 
deutlichen Kursgewinnen (Standard & 
Poors 500 +16,3%, Abbildung 9). Der Total-
Return-Index (Preisindex einschließlich 

Dividenden, Zinsen und anderer Ausschüt-
tungen) des MSCI-Weltindex wuchs eben-
falls stark dynamisch (Dollarbasis +16,5%, 
Euro-Basis +6,9%). Die Volatilität – gemessen 
an der impliziten Volatilität von Optionen auf 
Aktien der Chicago Board Options Ex-
change (VIX) – war im Jahresdurchschnitt 
2020 mit 29,1% sehr hoch und lag weit über 
dem Durchschnitt der Jahre 1991 bis 2020 
von 19%. Im März 2020 erreichte die Volatili-
tät sogar ein Langzeithoch von über 80% – 
ein Indikator für die Unsicherheit auf den Fi-
nanzmärkten.  

Auch die Marktkapitalisierung der Wiener 
Börse litt unter den Kursverlusten des vergan-
genen Jahres. Hatte sie Ende 2019 noch 
118,7 Mrd. € oder 29,9% des nominellen Brut-
toinlandsproduktes betragen, so war sie 
Ende 2020 mit 108,2 Mrd. € um 10 Mrd. € ge-
ringer. Finanzwesen und Grundindustrie do-
minierten weiterhin den ATX. Der durch-
schnittliche monatliche Umsatz an der Wie-
ner Börse betrug 2020 5,74 Mrd. € und war 
damit höher als 2019. Die Aktienumsätze stie-
gen um 11%. 2020 war die Wiener Börse der 
am schnellsten wachsende Handelsplatz für 
Anleiheemissionen in Europa. 

5. Nominelle und real-effektive Aufwertung  

Der Euro wertete im Jahr 2020 deutlich ge-
genüber dem Dollar auf und machte im 
2. Halbjahr die Verluste aus der ersten Jah-
reshälfte wett. Die Aufwertung setzte sich 

                                                               
8)  Das Regulatorische Tier 1 (Kernkapitalquote) ergibt 
sich aus dem Verhältnis des Kernkapitals einer Bank zu 
ihren gesamten risikogewichteten Aktiva (RWA). 

auch in den ersten Wochen 2021 fort. Ende 
Dezember 2020 erreichte der Euro einen Kurs 
von 1,22 $ (+9,2% seit Jahresbeginn). Der 
wichtigste Grund dafür war die deutlich 
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expansivere Geld- und Fiskalpolitik der USA. 
Die Dollar-Schwäche hängt aber auch mit 
dem neuen "Average Inflation Targeting" 
der Federal Reserve zusammen. Der Wech-
selkurs lag Anfang März 2021 bei einem Wert 
von 1,20 $ je Euro, um den er sich seit Ende 
Dezember 2020 bewegt hatte. Für 2021 und 
2022 wird für die USA ein deutlich höheres 
Haushaltsdefizit erwartet als im Euro-Raum 

(Europäische Kommission, 2020), insbeson-
dere dann, wenn das geplante neue Infra-
strukturprogramm "Build Back Better" im Um-
fang von 2 Bio. $ tatsächlich verabschiedet 
wird. Die Fiskalpolitik dürfte jedenfalls auch 
2021 in den USA expansiver ausfallen als im 
Euro-Raum. All das könnte für eine weitere 
Aufwertung des Euro gegenüber dem Dollar 
sprechen.  

  

Abbildung 9: Internationale Börsenindizes 
Jänner 2011 = 100 

 

Q: Deutsche Bundesbank, OECD, Wiener Börse. 

  
  

Abbildung 10: Effektiver Wechselkursindex und Dollar-Euro-Kurs 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

Q: OeNB, WIFO. 
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Der starke Euro trug auch zu einer deutli-
chen nominellen und real-effektiven Aufwer-
tung bei. Auch der russische Rubel, die türki-
sche Lira und der ungarische Forint werteten 
gegenüber dem Euro ab, der Schweizer 
Franken dagegen auf. Am real-effektiven 
Wechselkursindex, der auf den Verbraucher-
preisindizes basiert, lässt sich die Entwicklung 
der preislichen Wettbewerbsfähigkeit Öster-
reichs besser ablesen als an den Wechsel-
kursen. Zu seiner Berechnung wird die Verän-
derung der Wechselkurse um die Entwick-

lung des österreichischen und internationa-
ler Verbraucherpreisindizes bereinigt. Be-
dingt durch die stabile Preisentwicklung im 
In- und Ausland wertete der effektive Wech-
selkursindex Österreichs im Jahresdurch-
schnitt 2020 um 1,9% auf. Auch für die In-
dustriewaren wuchs er ähnlich stark (+1,8%). 
Für Österreich bedeuten diese Aufwertun-
gen gleichzeitig – wie schon in den Jahren 
2016 bis 2018 – einen Verlust an Wettbe-
werbsfähigkeit (Abbildung 10).  

6. Ausblick 

Die erhoffte Konjunkturerholung wird im 
Euro-Raum 2021 nur zum Teil erreicht wer-
den. In den meisten Ländern des Euro-Rau-
mes sind weiterhin Lockdown-Maßnahmen 
in Kraft, auch weitere Lockdowns sind nicht 
auszuschließen. Zudem kommen die Impf-
kampagnen nur langsam voran. Dies ge-
fährdet die Wachstumsperspektiven für 
2021, dämpft die mittelfristigen Wachstums-
aussichten und führt zu Unsicherheiten in der 
makroökonomischen Prognostik. Wie die 
niedrigen Renditen auf heimische Staatsan-
leihen andeuten, verfügt Österreich über 
ausreichend finanziellen Spielraum für Maß-
nahmen, um Unternehmen und private 
Haushalte im Bedarfsfall zu unterstützen und 
eine wirtschaftliche Erholung zu fördern.  

Angesichts der Entwicklungen auf den Anlei-
henmärkten zu Jahresbeginn 2021 signali-
sierte die EZB für die kommenden Monate 
eine Ausweitung ihrer Ankäufe im Rahmen 
des PEPP. Durch diese Ankäufe, deren Aus-
maß durch die Marktbedingungen mitbe-
stimmt wird, soll eine akute Verschärfung der 
Finanzierungsbedingungen vermieden, die 
Konjunktur gestützt und die mittelfristige 
Preisstabilität gesichert werden. Die Reakti-
onsfunktion der EZB bezüglich der Finanzie-
rungsbedingungen wird von einer Kombina-
tion aus unterschiedlichen Indikatoren be-
stimmt9). Diese beinhalten die risikofreien 

Zinssätze und Staatsrenditen, die am Anfang 
des Transmissionsprozesses stehen, und die 
Finanzierungsbedingungen für Unternehmen 
und private Haushalte, die sich an den Kapi-
talmärkten oder über Bankkredite finanzie-
ren wollen.  

Gegenwärtig zeigen die regulatorischen 
Kennzahlen keine akute Gefahr für das Ban-
kensystem. Als Folge der Finanzmarktkrise 
2008/09 wurde die Bankenregulierung welt-
weit verstärkt, wodurch das Bankensystem 
besser auf Krisen vorbereitet ist. Banken sind 
dadurch derzeit ein Stabilitätsfaktor zur Über-
brückung der Krise. Dennoch sollten mögli-
che Gefahren nicht außer Acht gelassen 
werden. Eine akkommodative Geldpolitik 
kann die kurzfristige Stabilisierung der Wirt-
schaft unterstützen, sie kann jedoch langfris-
tig zu überzogenen Preisen auf den Aktien-
märkten und steigenden finanziellen Risiken 
führen (IWF, 2021). Unternehmen, die über-
schuldet sind oder eine schlechte Profitper-
spektive aufweisen, könnte zukünftig der Zu-
gang zu Krediten erschwert werden. Sollte es 
zu einer deutlichen Insolvenzwelle kommen, 
kann das auch zu Verlusten im Bankensektor 
führen. Die Wirtschaftspolitik sollte dement-
sprechend angepasst werden und die Sa-
nierung von Unternehmensbilanzen unter-
stützen.  
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Der europäische COVID-19-Aufbauplan 
Julia Bachtrögler-Unger, Margit Schratzenstaller, Franz Sinabell 

 Der europäische COVID-19-Aufbauplan hat ein Gesamtvolumen von 1.824,3 Mrd. €. Er umfasst das 
temporäre Aufbaupaket "NextGenerationEU" (NGEU) im Umfang von 750 Mrd. € und den Mehrjährigen 
Finanzrahmen (MFR) im Umfang von 1.074,3 Mrd. €. 

 Die Schwerpunkte im MFR wurden nur moderat angepasst. Ausgabenbereiche, in denen ein höherer 
europäischer Mehrwert erwartet wird, wurden leicht aufgewertet. 

 Dagegen ist NGEU explizit zukunftsorientiert – der Fokus der Ausgaben liegt auf Klimaschutz, 
Digitalisierung, Bildung und Qualifizierung sowie auf der Abfederung sozialer Härten, die durch 
Transformationsprozesse entstehen. 

 Trotz seines mit 0,6% des EU-Bruttonationaleinkommens relativ geringen Volumens kann NGEU die 
Transformation des Wirtschaftssystems in Richtung Klimaneutralität und Resilienz wirksam unterstützen. 

 Neue Eigenmittel sollen dazu dienen, die zur Finanzierung von NGEU aufgenommenen Schulden zu 
tilgen. Zudem sollen sie zur Umsetzung wichtiger EU-Vorhaben beitragen. 

 

 
Europäischer COVID-19-Aufbauplan 2021 bis 2027 

 

Der europäische COVID-19-Aufbauplan beinhaltet das temporäre COVID-19-Aufbaupaket 
"NextGenerationEU" im Umfang von 750 Mrd. € und den Mehrjährigen Finanzrahmen 2021-2027 
im Umfang von 1.074,3 Mrd. € (Q: Rat der Europäischen Union, 2020). 

 

"Die EU-Mitglieds-
länder sollten die 
NGEU-Mittel für zu-
sätzliche Projekte 
nutzen, um damit 
nationale Investi-
tionen in Klimaschutz, 
Digitalisierung, Bil-
dung und Qualifizie-
rung zu ergänzen. 
Die Implementierung 
der geplanten neuen 
Eigenmittel sollte 
vorangetrieben 
werden." 

 

 

Mehrjähriger 
Finanzrahmen 2021-2027

1.074,3 Mrd. €

Finanzhilfen
390 Mrd. €

Darlehen
360 Mrd. €

NextGenerationEU
2021-2026

insgesamt 750 Mrd. € 

Insgesamt 
1.824,3 Mrd. €
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Der europäische COVID-19-Aufbauplan 
Julia Bachtrögler-Unger, Margit Schratzenstaller, Franz Sinabell 

 
Der europäische COVID-19-Aufbauplan 
Der COVID-19-Aufbauplan der EU umfasst das temporäre 
Aufbaupaket NextGenerationEU (NGEU) im Umfang von 
750 Mrd. € – dessen wichtigstes Instrument die Aufbau- und 
Resilienzfazilität (RRF) mit 672,5 Mrd. € ist – sowie den Mehr-
jährigen Finanzrahmen (MFR) 2021-2027 im Umfang von 
1.074,3 Mrd. €. Während die Ausgabenstruktur des MFR nur 
mäßig modernisiert wurde, sind NGEU und vor allem die 
RRF explizit zukunftsorientiert: 37% der RRF-Mittel sollen in 
den Klimaschutz fließen, 20% in den digitalen Wandel. 
Neue Eigenmittel sollen künftig wichtige europäische Vor-
haben unterstützen: Die bestehenden Eigenmittel zur Fi-
nanzierung des MFR werden um ein plastikbasiertes Eigen-
mittel ergänzt. Zur Tilgung der für NGEU aufgenommenen 
Schulden sollen u. a. eine Digitalsteuer, ein auf dem EU-
Emissionshandelssystem basierendes Eigenmittel und ein 
CO2-Grenzausgleichsmechanismus beitragen. 

 The European COVID-19 Recovery Plan 
The EU's COVID-19 Recovery Plan includes the 750 billion € 
NextGenerationEU (NGEU) temporary recovery package – 
the most important instrument of which is the 672.5 billion € 
Recovery and Resilience Facility (RRF) – and the 1,074.3 bil-
lion € Multiannual Financial Framework (MFF) 2021-2027. 
While the spending structure of the MFF has only been 
moderately modernised, the NGEU and especially the RRF 
are explicitly future-oriented: 37 percent of RRF funds are to 
be used for climate protection, 20 percent for digital trans-
formation. New own resources are to support important Eu-
ropean projects in the future: a plastic-based own re-
source will be added to the existing own resources used to 
finance the MFF. A digital tax, an own resource based on 
the EU Emissions Trading Scheme and a carbon border ad-
justment mechanism, among others, are to contribute to 
the repayment of the debt taken on for NGEU. 
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1. Einleitung 

Ende 2020 einigten sich der Europäische Rat 
und das Europäische Parlament auf einen 
COVID-19-Aufbauplan im Gesamtumfang 
von 1.824,3 Mrd. €, dessen erste Säule das 
temporäre Aufbaupaket "NextGenera-
tionEU" (NGEU, 750 Mrd. €) ist. Es soll im Zeit-
raum 2021/2026 implementiert werden und 
umfasst 390 Mrd. € an nicht rückzahlbaren Fi-
nanzhilfen sowie 360 Mrd. € an zinsgünstigen 
Darlehen an die Mitgliedsländer. Zur Finan-
zierung nimmt die EU gemeinsame Schulden 
auf. Die zweite Säule des Aufbauplans ist der 
Mehrjährige Finanzrahmen (MFR) 2021-2027 
im Umfang von 1.074,3 Mrd. €1) (Abbil-
dung 1). 

Auch wenn sein Umfang – etwa 1,7% des 
Bruttonationaleinkommens (BNE) der EU 27 – 
im Vergleich zu den Fiskalpaketen der Mit-

                                                               
1)  Vgl. zu einem Überblick Dorn – Fuest (2021). Der vor-
liegende Beitrag greift Teile von Schratzenstaller 
(2021A, 2021B) auf. 
2)  Während der MFR 1993-1999 immerhin 1,28% des 
BNE der EU 27 betragen hatte, sank dieser Anteil in 

gliedsländer begrenzt ist (Pekanov, 2021, 
Fuest, 2021), belegt der europäische Auf-
bauplan die Handlungsfähigkeit der EU in 
der COVID-19-Krise. Er weist durchaus be-
merkenswerte Elemente auf (Schratzen-
staller, 2021A), insbesondere die gemein-
same Aufnahme erheblicher Schulden 
durch die Mitgliedsländer zur Finanzierung 
von NGEU, die zukunftsorientierte Ausrich-
tung dieses Paketes sowie die Tatsache, 
dass die Schulden für die 390 Mrd. € an 
NGEU-Finanzzuschüssen aus neuen 
Eigenmitteln zurückgezahlt werden sollen. 
Allerdings stagniert, trotz zunehmender 
Herausforderungen auf europäischer Ebene, 
der Gesamtumfang des MFR bei 1,05% des 
BIP, womit sich die Tendenz langfristig 
sinkender EU-Budgets fortsetzt2).  

den folgenden MFR auf 1,11% (2000-2006) bzw. 1,15% 
(2007-2013). Für den MFR 2014-2020 betrug er 1,16% 
(bezogen auf das BNE der EU 27) bzw. 1,03% (bezo-
gen auf das BNE der EU 28). 

Auch wenn sein Umfang 
mit 1,7% des BNE der 
EU 27 begrenzt ist, kann 
der Aufbauplan wichtige 
Impulse setzen. Die Do-
tierung des MFR stag-
niert – trotz zunehmen-
der Herausforderungen 
auf europäischer Ebene. 
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Abbildung 1: Europäischer COVID-19-Aufbauplan 2021 bis 2027 

Q: Rat der Europäischen Union (2020). 

2. Ausgabenstruktur im Mehrjährigen Finanzrahmen 2021-2027 

Während NGEU auf Klimaschutz, Digitalisie-
rung und Gesundheit fokussiert und explizit 
zukunftsorientiert ist (vgl. Kapitel 4), wurde 
die seit Langem geforderte Modernisierung 
des MFR (vgl. z. B. Bachtrögler et al., 2019), 
wodurch Ausgaben mit einem höheren eu-
ropäischen Mehrwert verstärkt werden sol-
len, nur zaghaft umgesetzt (Übersicht 1). 

Der Anteil der Agrarausgaben an den Ge-
samtausgaben sinkt gegenüber dem MFR 
2014-2020 von knapp 36%3) auf 31%, die Ag-
rarausgaben bilden jedoch auch im MFR 
2021-2027 weiterhin die größte Ausgabenpo-
sition (vgl. Kapitel 2.1). Auch der Anteil der 
Ausgaben für Kohäsionspolitik wird nur ge-
ringfügig von etwa 34% auf knapp 31% redu-
ziert (vgl. Kapitel 2.2). Der Spielraum für eine 
budgetäre Aufwertung jener Ausgabenbe-
reiche, in denen insgesamt ein höherer euro-
päischer Mehrwert erwartet werden kann, 
bleibt daher begrenzt. Der Ausgabenanteil 
des Forschungsrahmenprogrammes "Hori-
zont Europa" wird von 6% auf 7,1% erhöht, 
die entsprechenden Ausgaben steigen um 
rund 10 Mrd. € auf knapp 76 Mrd. €. Die Eu-
ropäische Kommission hatte in ihrem MFR-

                                                               
3)  Stand Juni 2020 gemäß Schätzungen der Kommis-
sion (Europäisches Parlament, 2020) unter Berücksichti-
gung des Brexit sowie diverser Anpassungen seit Be-
schluss des MFR 2014-2020 und einschließlich des Euro-

Entwurf vom Mai 2018 für Horizont Europa ein 
Volumen von 83,5 Mrd. € (oder 7,4% der Ge-
samtausgaben) vorgeschlagen. Dieser Wert 
wird nur dann erreicht (bzw. leicht über-
schritten), wenn die zusätzlichen Mittel aus 
NGEU (5 Mrd. €) sowie die durch das Euro-
päische Parlament ausverhandelte Aufsto-
ckung um 4 Mrd. € berücksichtigt werden. 
Der Ausgabenanteil der "Connecting Eu-
rope Facility" (CEF), die der Finanzierung 
grenzüberschreitender Infrastruktur in den 
Bereichen Verkehr, Digitalisierung und Ener-
gieversorgung mit potentiell hohem europäi-
schen Mehrwert dient, steigt nur leicht von 
1,6% auf 1,7%.  

Die MFR-Mittel werden zwar insbesondere in 
den Bereichen Klimaschutz und Digitalisie-
rung durch NGEU-Mittel ergänzt. Allerdings 
dürfte der darlehensbasierte Teil der Finan-
zierung nur teilweise in Anspruch genommen 
werden, da Mitgliedsländer, die sich zu 
günstigeren Konditionen verschulden kön-
nen, nicht auf die NGEU-Darlehen zurück-
greifen werden. Eine Nutzung solcher Darle-
hen könnte zudem negativ behaftet sein 
(Cohen-Setton – Vallée, 2021).  

päischen Entwicklungsfonds; der ursprüngliche Rah-
men hatte einen Anteil der Agrarausgaben von 39% 
vorgesehen. 

Mehrjähriger 
Finanzrahmen 2021-2027

1.074,3 Mrd. €

Finanzhilfen
390 Mrd. €

Darlehen
360 Mrd. €

NextGenerationEU
2021-2026

insgesamt 750 Mrd. € 

Insgesamt 
1.824,3 Mrd. €

Die seit Langem gefor-
derte Modernisierung 

des MFR wurde nur zag-
haft umgesetzt. 

Die Agrarausgaben ver-
loren zwar leicht an Be-
deutung, sind aber wei-
terhin die größte Ausga-

benposition im MFR. 
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Übersicht 1: Mehrjährige Finanzrahmen 2014-2020 und 2021-2027 im Vergleich 
Verpflichtungen, zu Preisen von 2018, einschließlich Europäischer Entwicklungsfonds 

 

Mehrjähriger 
Finanzrahmen 

2014-20201) 

Mehrjähriger Finanzrahmen 2021-2027 NextGenerationEU Mehrjähriger 
Finanzrahmen 
2021-2027 und 

NextGenerationEU 

Auf-
stockung 

Euro-
päisches 

Parla-
ment 

 

  Vorschlag 
Europäische 
Kommission 

Mai 2018 

Vorschlag 
Europäische 
Kommission 

Mai 2020 

Ratsbeschluss 
Juli 2020, Einigung 
November bzw. 
Dezember 2020 

Vor-
schlag 
Euro-

päische 
Kommis-

sion 
Mai 2020 

Rats-
beschluss 
Juli 2020, 
Einigung 
Novem-
ber bzw. 
Dezem-
ber 2020 

Ratsbeschluss 
Juli 2020, Einigung 
November bzw. 
Dezember 2020 

Novem-
ber 2020 

 Mrd. € Anteile 
in % 

Mrd. € Anteile 
in % 

Mrd. € Anteile 
in % 

Mrd. € Anteile 
in % 

Mrd. € Mrd. € Mrd. € Anteile 
in % 

Mrd. € 

1. Binnenmarkt, 
Innovation und Digitales 121,6 11,1 166,3 14,7 140,7 12,8 132,8 12,4 69,8 10,6 143,4 7,9 5,0 
Horizont Europa 65,5 6,0 83,5 7,4 80,9 7,4 75,9 7,1 13,5 5,0 80,9 4,4 4,0 
Internationaler 
thermonuklearer 
Versuchsreaktor (ITER) 3,0 0,3 5,4 0,5 5,0 0,5 5,0 0,5 . . 5,0 0,3 . 
Fonds "InvestEU" 4,3 0,4 13,1 1,2 1,3 0,1 2,8 0,3 30,3 5,6 8,4 0,5 1,0 
Solvenzhilfeinstrument . . . . . . 0,0 0,0 26,0 0,0 0,0 0,0  
Fazilität "Connecting 
Europe" (CEF; Transport, 
Energie, Digitaler Sektor) 17,5 1,6 21,8 1,9 19,9 1,8 18,4 1,7 . . 18,4 1,0 . 
Programm "Digitales 
Europa" 0,2 0,0 8,2 0,7 8,2 0,7 6,8 0,6 . . 6,8 0,4 . 
Europäisches 
Raumfahrtprogramm 11,0 1,0 14,2 1,3 13,2 1,2 13,2 1,2 . . 13,2 0,7 . 
2. Zusammenhalt und 
Werte 391,7 35,8 392,0 34,5 374,5 34,0 377,8 35,2 619,7 721,9 1.099,7 60,3 7,0 
Kohäsionspolitik und 
"REACT-EU" (Aufbauhilfe 
für den Zusammenhalt 
und die Gebiete Europas) 373,2 34,1 331,9 29,3 323,2 29,4 330,2 30,7 50,0 47,5 377,7 20,7 . 
Aufbau- und 
Resilienzfazilität 0,1 0,0 . . 0,8 0,1 0,8 0,1 560,0 672,5 673,3 36,9 . 
Finanzierungskosten 
NextGenerationEU . . . . 17,4 1,6 12,9 1,2 . . 12,9 0,7 . 
Erasmus 13,9 1,3 26,4 2,3 24,6 2,2 21,2 2,0 . . 21,2 1,2 2,2 
Europäischer Katastro-
phenschutz und 
humanitäre Hilfe "RescEU" 0,9 0,1 1,2 0,1 1,1 0,1 1,1 0,1 2,0 1,9 3,0 0,2 . 
EU-Gesundheits-
programm 0,4 0,0 . . . . 1,7 0,2 7,7 0,0 1,7 0,1 3,4 
Kreatives Europa 1,4 0,1 1,6 0,1 1,5 0,1 1,6 0,1 . . 1,6 0,1 0,6 
Justiz, Recht, Werte 0,9 0,1 0,8 0,1 0,7 0,1 0,8 0,1 . . 0,8 0,0 0,8 
3. Natürliche Ressourcen 
und Umwelt 399,6 36,5 336,6 29,7 357,0 32,5 356,4 33,2 45,0 17,5 373,9 20,5 . 
Gemeinsame Agrarpolitik 
(GAP) 388,2 35,5 324,3 28,6 333,3 30,3 336,4 31,3 15,0 7,5 343,9 18,9 . 

Europäischer Garantie-
fonds für die Land-
wirtschaft (EGFL) 291,5 26,6 254,2 22,4 258,3 23,5 258,6 24,1 . . 258,6 14,2 . 
Europäischer Landwirt-
schaftsfonds für die 
Entwicklung des 
Ländlichen Raumes 
(ELER) 96,8 8,8 70,0 6,2 75,0 6,8 77,9 7,3 15,0 7,5 85,4 4,7 . 

Investitionsprogramm für 
Umwelt-, Natur- und 
Klimaschutz "LIFE" 3,2 0,3 4,8 0,4 4,8 0,4 4,8 0,4 . . 4,8 0,3 . 
Fonds für einen 
gerechten Übergang 0,0 0,0 . 0,0 10,0 0,9 7,5 0,7 30,0 10,0 17,5 1,0 . 

Q: Europäisches Parlament (2020), Schratzenstaller (2021B). Europäischer Entwicklungsfonds wird mit dem Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 2021-2027 
in den MFR integriert ("budgetiert"), vorher außerhalb des MFR. – 1) Ohne Vereinigtes Königreich, einschließlich Europäischer Entwicklungsfonds, unter 
Berücksichtigung verabschiedeter und anhängiger Berichtigungshaushaltspläne sowie der vorgeschlagenen "Brückenlösung" (vom Europäischen Rat 
abgelehnt), Umsetzungsstand Mitte 2020, daher vom ursprünglichen MFR-Voranschlag abweichend. 
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Übersicht 1/Fortsetzung: Mehrjährige Finanzrahmen 2014-2020 und 2021-2027 im Vergleich 
Verpflichtungen, zu Preisen von 2018, einschließlich Europäischer Entwicklungsfonds 

 Mehrjähriger 
Finanzrahmen 

2014-20201) 

Mehrjähriger Finanzrahmen 2021-2027 NextGenerationEU Mehrjähriger 
Finanzrahmen 
2021-2027 und 

NextGenerationEU 

Auf-
stockung 

Euro-
päisches 

Parla-
ment 

 

  

Vorschlag 
Europäische 
Kommission 

Mai 2018 

Vorschlag 
Europäische 
Kommission 

Mai 2020 

Ratsbeschluss 
Juli 2020, Einigung 
November bzw. 
Dezember 2020 

Vor-
schlag 
Euro-

päische 
Kommis-

sion 
Mai 2020 

Rats-
beschluss 
Juli 2020, 
Einigung 
Novem-
ber bzw. 
Dezem-
ber 2020 

Ratsbeschluss 
Juli 2020, Einigung 
November bzw. 
Dezember 2020 

Novem-
ber 2020 

 Mrd. € Anteile 
in % 

Mrd. € Anteile 
in % 

Mrd. € Anteile 
in % 

Mrd. € Anteile 
in % 

Mrd. € Mrd. € Mrd. € Anteile 
in % 

Mrd. € 

4. Migration und 
Grenzmanagement 8,9 0,8 30,8 2,7 31,1 2,8 22,7 2,1 . . 22,7 1,2 1,5 
Asyl- und Migrationsfonds 
(AMF) 7,1 0,6 9,2 0,8 11,0 1,0 8,7 0,8 . . 8,7 0,5  
Fonds für integriertes 
Grenzmanagement 2,8 0,3 8,2 0,7 11,0 1,0 5,5 0,5 . . 5,5 0,3 1,5 
Europäische Agentur 
für die Grenz- und 
Küstenwache . . . . . . 5,1 0,5 . . 5,1 0,3 . 
5. Sicherheit und 
Verteidigung 4,6 0,4 24,3 2,1 19,4 1,8 13,2 1,2 . . 13,2 0,7 . 
Fonds für interne 
Sicherheit 1,3 0,1 2,2 0,2 2,2 0,2 1,7 0,2 . . 1,7 0,1 . 
Stilllegung kerntechni-
scher Anlagen 1,3 0,1 1,0 0,1 1,0 0,1 1,0 0,1 . . 1,0 0,1 . 
Europäischer 
Verteidigungsfonds 0,6 0,1 11,5 1,0 8,0 0,7 7,0 0,7 . . 7,0 0,4 . 
Militärische Mobilität 0,0 0,0 5,8 0,5 1,5 0,1 1,5 0,1 . . 1,5 0,1 . 
6. Nachbarschaft und 
Welt 97,1 8,9 108,9 9,6 102,7 9,3 98,4 9,2 15,5 0,0 98,4 5,4 1,5 
Instrument für Nachbar-
schaft, Entwicklungs-
zusammenarbeit und 
internationale 
Zusammenarbeit 73,1 6,7 79,0 7,0 75,5 6,9 70,8 6,6 15,5 0,0 70,8 3,9 1,0 
Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik 2,1 0,2 2,6 0,2 2,4 0,2 2,4 0,2 . . 2,4 0,1 . 
Überseeische Länder und 
Gebiete 0,6 0,1 0,4 0,0 0,4 0,0 0,4 0,0 . . 0,4 0,0 . 
Heranführungshilfe 13,2 1,2 12,9 1,1 12,9 1,2 12,6 1,2 . . 12,6 0,7 . 
Humanitäre Hilfe 11,1 1,0 9,8 0,9 9,8 0,9 9,8 0,9 . . 9,8 0,5 0,5 
7. Europäische öffentliche 
Verwaltung 70,8 6,5 75,6 6,7 74,6 6,8 73,1 6,8 . . 73,1 4,0 . 
Europäische Schulen, 
Pensionen 14,0 1,3 17,1 1,5 17,1 1,6 17,1 1,6 . . 17,1 0,9 . 
Verwaltungsausgaben 
der Organe 56,8 5,2 58,5 5,2 57,5 5,2 56,0 5,2 . . 56,0 3,1 . 
               
Mittel für Verpflichtungen 
insgesamt 1.094,4 100,0 1.134,6 100,0 1.100,0 100,0 1.074,3 100,0 750,0 750,0 1.824,3 100,0 15,0 
               
In % des BNE 1,03  1,11  1,08  1,05       

Q: Europäisches Parlament (2020), Schratzenstaller (2021B). Europäischer Entwicklungsfonds wird mit dem Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 2021-2027 
in den MFR integriert ("budgetiert"), vorher außerhalb des MFR. – 1) Ohne Vereinigtes Königreich, einschließlich Europäischer Entwicklungsfonds, unter 
Berücksichtigung verabschiedeter und anhängiger Berichtigungshaushaltspläne sowie der vorgeschlagenen "Brückenlösung" (vom Europäischen Rat 
abgelehnt), Umsetzungsstand Mitte 2020, daher vom ursprünglichen MFR-Voranschlag abweichend. 

 

2.1 Agrarpolitik 

Die EU-Kommission präsentierte im Mai 2018 
einen Vorschlag zur Ausgestaltung des MFR 
2021-2027, der angesichts der divergieren-
den Einzelinteressen der Mitgliedsländer rela-
tiv weitreichend war. Demgemäß sollte der 
Anteil der Agrarausgaben auf etwa 29% 

sinken (Europäische Kommission, 2018A). Eng 
verbunden mit dem Finanzierungsvorschlag 
war ein Vorschlag zur Reform der Gemeinsa-
men Agrarpolitik (GAP), deren neue Heraus-
forderungen bereits 2017 umrissen worden 
waren (Europäische Kommission, 2017). Die-
ser Reformvorschlag sah im Kern eine 



 326 COVID-19-Aufbauplan WIFO  ■  Monatsberichte 4/2021, S. 321-334
 

Verschiebung der Zielgewichte und die 
Übertragung wichtiger Aufgaben auf die 
Mitgliedsländer vor, wozu die Kommission ei-
nen Verordnungsentwurf vorlegte (Europäi-
sche Kommission, 2018C). Die Mitgliedslän-
der entwickeln derzeit unter Einbindung der 
Öffentlichkeit maßgeschneiderte nationale 
GAP-Strategiepläne. 

Nach den Reformplänen der EU-Kommission 
sollen neun strategische Ziele verfolgt wer-
den, zu denen neben der Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit auch der Klimaschutz 
und die Unterstützung bei der Anpassung an 
den Klimawandel, der Ressourcenschutz 
(Boden, Wasser, Luft) und die Verbesserung 
der Biodiversität sowie die Stärkung von Digi-
talisierung und Weiterbildung zählen. 

Die im Rat erzielte Einigung über den Agrar-
haushalt weicht allerdings von den Vorschlä-
gen der Kommission ab (Europäische Kom-

mission, 2018B, Rat der Europäischen Union, 
2020). Wie ein Blick auf den Europäischen 
Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) 
und den Europäischen Landwirtschaftsfonds 
für die Entwicklung des Ländlichen Raumes 
(ELER) – also die beiden Säulen der GAP – 
zeigt, blieb die Ausgabenstruktur der Ge-
meinsamen Agrarpolitik gegenüber der Pro-
grammperiode 2014-2020 weitgehend un-
verändert. Im MFR 2014-2020 waren 
308 Mrd. € für marktbezogene Ausgaben 
und Direktzahlungen (EGFL) und knapp 
100 Mrd. € für struktur- und umweltpolitische 
Maßnahmen (ELER) vorgesehen (Europäi-
scher Rat – Europäisches Parlament, 2013, 
Europäische Kommission, 2015). Im MFR 
2021-2027 beträgt der Anteil der Agraraus-
gaben 31%, wenn NGEU-Mittel nicht berück-
sichtigt werden4). Das relative Gewicht der 
Agrarausgaben im EU-Haushalt wurde somit 
etwas weniger stark reduziert als im ur-
sprünglichen Vorschlag der Kommission. 

  

Abbildung 2: Agrarzahlungen je Hektar und Jahr 

 

Q: Eurostat (2020), Europäischer Rat – Europäisches Parlament (2013), Europäische Kommission (2015). Bezugs-
basis ist die landwirtschaftliche Nutzfläche. Für Malta (nicht dargestellt) betrugen die Zahlungen 2018 1.699 € je 
ha. Laut Mehrjährigem Finanzrahmen (MFR) 2021-2017 betragen sie jährlich 2.037 € je ha (ohne NextGeneratio-
nEU – NGEU) bzw. 2.143 € je ha (einschließlich NextGenerationEU – NGEU). 

 

Die Verteilung der Mittel auf die beiden Säu-
len der GAP blieb unverändert; die Dotie-
rung des EGFL ist nach wie vor drei Mal so 
hoch wie jene des ELER. Die Mitgliedsländer 
können jedoch Mittel zwischen den beiden 
Fonds umschichten. Inwieweit es gelungen 
ist, die unausgewogene Verteilung der För-
derungen zwischen den Mitgliedsländern zu 
reduzieren, lässt sich schwer beantworten. 
Durch den Austritt des Vereinigten König-
reichs aus der EU, die Inflation und Verände-
rungen der Agrarflächen fehlt für entspre-
chende Berechnungen ein einheitlicher Be-
zugspunkt. Abbildung 2 zeigt die jährlichen 
Agrarzahlungen je Hektar zu Preisen von 
                                                               
4)  Werden die NGEU-Mittel berücksichtigt, so sinkt der 
Anteil der Agrarausgaben am EU-Haushalt auf 19%. 

2018. Daten zu den Agrarflächen wurden 
der aktuellsten Agrarstrukturerhebung von 
2016 entnommen (Eurostat, 2020). Wie ein 
Vergleich des Jahres 2018 mit dem MFR 
2021-2027 mit bzw. ohne NGEU zeigt, wer-
den die Zahlungsrückgänge gegenüber 
2018 durch NGEU durchwegs abgemildert. 
In einzelnen Ländern (Kroatien, Malta, Portu-
gal, Slowakei und Zypern) fallen die Zahlun-
gen je Hektar im MFR 2021-2027 sogar höher 
aus als 2018. Zwischen den EU-Mitglieds-
ländern bestehen jedoch weiterhin große 
Unterschiede. 
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Da sich die Einigung auf den MFR verzö-
gerte, musste für 2021 und 2022 eine Über-
gangsfinanzierung für die GAP beschlossen 
werden (Europäisches Parlament – Europäi-
scher Rat, 2020). Die Maßnahmen der seit 
2014 etablierten Agrarpolitik (Hofreither – 
Sinabell, 2014) wurden kaum verändert.  

Zu Jahresbeginn 2021 legten Österreich und 
andere Länder erste Elemente der Strategie-
pläne zur Umsetzung der GAP-Reform vor. 
Das österreichische Dokument hält u. a. fest, 
mit welchen Prioritäten die verschiedenen 
Ziele der Reform verfolgt werden sollen und 
welcher Handlungsbedarf besteht (Bundes-
ministerium für Landwirtschaft, Regionen und 
Tourismus, 2021). 2020 veröffentlichte die Eu-
ropäische Kommission die "Farm to Fork"-
Strategie (Europäische Kommission, 2020A). 
Die darin genannten Vorgaben sind deutlich 
ambitionierter als jene des Reformpapiers 
aus 2018. Damit in Zusammenhang stehen 
die Biodiversitätsstrategie 2030 (Europäische 
Kommission, 2020B) und die Bewertungen 
der nationalen Aktionspläne zum Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln (Europäische Kommis-
sion, 2020C). Diese Elemente beziehen sich 
auf den 2019 vorgestellten Green Deal (Eu-
ropäische Kommission, 2019), wodurch die 
Wirtschaft der EU rascher klimaneutral und 
nachhaltig werden soll. Die sich für die Land-
wirtschaft in den Mitgliedsländern ergeben-
den Herausforderungen wurden 2020 von 
der Europäischen Kommission ausdrücklich 
benannt (für Österreich siehe Europäische 
Kommission, 2020D). Ersten Analysen zufolge 
dürfte eine konsequente Umsetzung der 
Ziele der EU-Kommission die Agrarproduktion 
in den Mitgliedsländern extensivieren und 
das Produktionsvolumen verringern (Beck-
mann et al., 2020). Für Deutschland liegen 
bereits qualitative Bewertungen vor (Iser-
meyer et al., 2020), für Österreich noch 
nicht. 

2.2 Kohäsionspolitik 

Mit 330,2 Mrd. € (zu Preisen 2018) bildet die 
Kohäsionspolitik weiterhin den zweitgrößten 
Budgetposten innerhalb des MFR 2021-2027. 
Davon entfallen 200,4 Mrd. € auf den Euro-
päischen Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE), 88,0 Mrd. € auf den Europäischen So-
zialfonds Plus (ESF+) und 42,6 Mrd. € auf den 
Kohäsionsfonds5). Laut dem aktuellen Ent-
wurf der entsprechenden Dachverordnung 
(COM(2018) 375 final)6) sollen diese Förder-
töpfe gemeinsam mit dem Europäischen 
Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds 
(EMFAF) zur Erreichung der folgenden fünf 
politischen Ziele beitragen7):  

                                                               
5)  https://www.consilium.europa.eu/de/infographics/
mff2021-2027-ngeu-final/.  
6)  https://www.consilium.europa.eu/en/press/ press-
releases/2021/03/03/council-approves-330-billion-
cohesion-legislative-package/.  
7)  https://ec.europa.eu/regional_policy/de/2021_ 
2027/.  

 Europa soll – durch Innovation, Digitalisie-
rung, intelligenten wirtschaftlichen Wan-
del sowie die Förderung von kleinen und 
mittleren Unternehmen – intelligenter und 
damit wettbewerbsfähiger werden.  

 Durch eine deutliche Reduktion der CO2-
Emissionen soll Europa umweltfreundli-
cher ("grüner") werden. Erneuerbare 
Energien sowie eine faire Energiewende, 
"grüne" und "blaue" Investitionen in den 
Umwelt- und Gewässerschutz und die 
Kreislaufwirtschaft werden gefördert. Ent-
sprechende Maßnahmen sollen den Kli-
mawandel einerseits abschwächen und 
andererseits die Anpassung daran er-
leichtern. Zur Erhöhung der Resilienz sol-
len die Risikoprävention und das Risiko-
management verbessert werden. 

 Durch eine Verbesserung der Mobilität 
sowie der regionalen digitalen Konnekti-
vität soll sich Europa stärker vernetzen. 

 Europa soll sozialer werden, indem es die 
Europäische Säule sozialer Rechte um-
setzt und u. a. hochwertige Arbeitsplätze, 
Bildung und soziale Inklusion fördert.  

 Die Bürgernähe soll durch die Förderung 
einer nachhaltigen und integrierten Ent-
wicklung sämtlicher Regionstypen sowie 
lokaler Initiativen erhöht werden.  

Obwohl zahlreiche Studien belegen, dass 
Förderungen von (Transport-)Infrastrukturpro-
jekten keine mittelfristigen ökonomischen Ef-
fekte auslösen (siehe etwa Rodríguez-Pose – 
Fratesi, 2004 oder Mayerhofer et al., 2020), 
flossen auch in der Programmperiode 2014-
2020 bedeutende Teile der europäischen 
Regionalförderungen und insbesondere des 
Kohäsionsfonds nach wie vor in große Trans-
portinfrastrukturprojekte. Zwar können auch 
im MFR 2021-2027 Mittel aus dem Kohäsions-
fonds neben Umweltprojekten mit besonde-
rem Fokus auf erneuerbare Energieträger 
(politisches Ziel 2) für die Verbesserung der 
Konnektivität (Fazilität "Connecting Europe") 
und den Ausbau der transeuropäischen 
Netze im Bereich Verkehr (TEN-T; politisches 
Ziel 3) verwendet werden. Die für den Kohä-
sionsfonds budgetierten Mittel sind allerdings 
deutlich geringer als in der Programmperi-
ode 2014-2020 (61,5 Mrd. €)8), während die 
Dotierungen des EFRE und des ESF+ konstant 
gehalten bzw. erhöht wurden.  

Für die Verwendung der Mittel aus dem am 
höchsten dotierten EFRE sieht der Dachver-
ordnungsentwurf für den MFR 2021-2027 
ebenfalls eine stärkere Berücksichtigung des 
Europäischen "Green Deal" und des Ziels der 
Klimaneutralität 2050 vor. So müssen in allen 
Regionen bzw. Mitgliedsländern9), unabhän-
gig vom jeweiligen relativen Entwicklungs-

8)  https://cohesiondata.ec.europa.eu/ overview.  
9)  Der Anforderung der thematischen Konzentration 
der (EFRE-)Fördermittel kann entweder auf der natio-
nalen oder regionalen Ebene nachgekommen wer-
den, wobei die Wahl in der Partnerschaftsvereinba-
rung zu spezifizieren ist.  

Die Kohäsionspolitik bil-
det weiterhin den zweit-

größten Budgetposten 
innerhalb des MFR. 

Bei der Verwendung der 
für die Kohäsionspolitik 
vorgesehenen Budget-

mittel sollen verstärkt die 
europäischen Umwelt- 
und Klimaziele berück-

sichtigt werden. 
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niveau, zumindest 30% der EFRE-Mittel für 
das politische Ziel eines "grüneren" Europas 
eingesetzt werden. Zudem haben die Mit-
gliedsländer zumindest 8% der zugeteilten 
EFRE-Fördermittel (ohne die Mittel für Pro-
jekte im Rahmen der "Europäischen territori-
alen Zusammenarbeit" sowie für technische 
Assistenz) für Initiativen einzusetzen, die die 
nachhaltige städtische Entwicklung beför-
dern. 

In den stärker entwickelten Regionen bzw. 
Mitgliedsländern sollen darüber hinaus zu-
mindest 85% der EFRE-Mittel auf die politi-
schen Ziele 1 (wettbewerbsfähigeres und in-
telligenteres Europa) und 2 ("grüneres" Eu-
ropa) konzentriert werden. In Übergangsre-
gionen mit einem BNE zwischen 75% und 
100% des EU-Durchschnittes und schwächer 
entwickelten Regionen (BNE von unter 75%) 
sind zusätzlich zur 30%-Vorgabe zu Ziel 2 zu-
mindest 40% bzw. 25% der EFRE-Mittel im Be-
reich Innovation, intelligenter wirtschaftlicher 
Wandel und IKT (Ziel 1) zu verorten. Diese 
Vorgaben sind im Vergleich zum MFR 2014-

2020 deutlich strikter. Zusammen mit der ge-
planten Bereitstellung von Mitteln für interre-
gionale Innovationsinitiativen, die die Ent-
wicklung europäischer Wertschöpfungsket-
ten anstoßen sollen, könnten sie dazu beitra-
gen, den europäischen Mehrwert des EU-
Budgets im Bereich der Struktur- und Kohäsi-
onspolitik spürbar zu stärken.  

Die Maßnahmen zur Erreichung des Ziels der 
Klimaneutralität bis 2050 werden die europä-
ischen Regionen unterschiedlich stark be-
treffen. Als Reaktion darauf wurde der soge-
nannte "Just Transition"-Mechanismus einge-
führt. Er soll jene Regionen, die durch den 
"grünen" Strukturwandel besonders stark ge-
fordert werden, bei der Umstellung ihrer Wirt-
schaftsstruktur unterstützen. Teil dieses Me-
chanismus ist der im Bereich der Kohäsions-
politik angesiedelte "Fonds für einen gerech-
ten Übergang", der in Regionen mit einem 
sehr hohen Anteil an emissionsstarken Indust-
rien negative soziale und ökonomische Aus-
wirkungen von Transformationsprozessen ab-
mildern soll. 

3. Reformen im Eigenmittelsystem 

Die Einigung auf den europäischen COVID-
19-Aufbauplan beinhaltet eine rechtlich ver-
bindliche Roadmap für die schrittweise Ein-
führung neuer Eigenmittel in der MFR-Perio-
de 2021-202710). In einem ersten Schritt 
wurde zum 1. Jänner 2021 ein plastikbasier-
tes Eigenmittel eingeführt. Sein Beitrag wird 
(als sogenanntes statistisches Eigenmittel) für 
jedes Mitgliedsland ermittelt, indem ein Ab-
rufsatz von 0,80 € je kg nicht recycelter Ver-
packungsabfälle aus Kunststoff angewendet 
wird. Durch einen Korrekturmechanismus soll 
die Belastung finanzschwacher Mitgliedslän-
der begrenzt werden. Angesichts eines jah-
resdurchschnittlichen EU-Budgets von über 
170 Mrd. € sind die aus diesem Eigenmittel 
erzielten jährlichen Einnahmen mit etwa 
6 Mrd. € allerdings relativ gering. Da für den 
MFR 2021-2027 darüber hinaus keine weite-
ren neuen Eigenmittelquellen vorgesehen 
sind, bleibt der Beschluss hinter den Vor-
schlägen der Europäischen Kommission vom 
Mai 2018 zurück. Diese hatten neben einem 
plastikbasierten Eigenmittel auch 20% der 
Auktionserlöse aus dem EU-Emissionshandels-
system (EHS) sowie einen Anteil von 3% an 
einer Gemeinsamen Konsolidierten Körper-
schaftsteuer-Bemessungsgrundlage (GKKB) 
als Eigenmittelquellen vorgesehen, was ins-
gesamt geschätzte Einnahmen von 
22 Mrd. € pro Jahr erbringen sollte. Mangels 
Einigung auf eine harmonisierte Körper-
schaftsteuer-Bemessungsgrundlage und auf-
grund des Widerstandes der Mitgliedsländer 
gegen eine teilweise Umlenkung der Aukti-
onserlöse aus den EHS-Zertifikaten, die der-
zeit in die nationalen Haushalte fließen, ist es 
kurzfristig nicht gelungen, diese beiden 

                                                               
10)  Vgl. zum Folgenden Schratzenstaller (2021A). 

potentiellen Eigenmittelquellen für den MFR 
zu erschließen. Wünschenswert wäre ein mit-
telfristiger Fahrplan zur schrittweisen Imple-
mentierung weiterer innovativer Eigenmittel-
quellen zur Finanzierung des MFR. Solche 
Quellen könnten die derzeitigen Eigenmittel 
ersetzen oder ergänzen. Diese speisen sich 
primär aus nationalen Beiträgen der EU-
Mitgliedsländer11) und leisten keinerlei Bei-
trag zur Erreichung wichtiger Ziele der EU 
(z. B. Klimaschutz, faire Besteuerung, Digitali-
sierung; Schratzenstaller et al., 2017). 

Die Tilgung der zur Finanzierung von NGEU 
aufgenommenen Schulden soll laut aktuel-
lem Fahrplan durch mehrere neue Eigenmit-
telquellen unterstützt werden. Die Europäi-
sche Kommission soll bis Juni 2021 konkrete 
Vorschläge für Eigenmittel und eine Digital-
steuer vorlegen. Die Eigenmittel beruhen auf 
einem CO2-Grenzausgleichsmechanismus 
sowie einem überarbeiteten und möglicher-
weise auf die Schiff- und Luftfahrt ausge-
dehnten EU-Emissionshandelssystem. Der Eu-
ropäische Rat soll bis Mitte 2022 über eine 
Einführung dieser Instrumente ab 2023 bera-
ten. Bis Juni 2024 soll die EU-Kommission wei-
tere neue Eigenmittel vorschlagen, die sich 
auf Finanztransaktionen, den Unternehmens-
sektor oder eine neue harmonisierte Bemes-
sungsgrundlage für die Körperschaftsteuer 
beziehen könnten. Über ihre Implementie-
rung soll bis Mitte 2025 beraten werden, ihre 
Einführung wird ab 2026 angestrebt.  

Grundsätzlich ist die Erschließung von neuen 
Finanzierungsquellen durch Maßnahmen, 
die auf nationaler Ebene nicht oder nicht 

11)  Vgl. für Details Schratzenstaller (2020). 

In der MFR-Periode 2021 
bis 2027 werden schritt-
weise neue Eigenmittel 
eingeführt, die wichtige 
EU-Politiken unterstützen 
sollen. 

Die Europäische Kom-
mission soll bis Mitte 
2021 konkrete Vor-
schläge für eine Digital-
steuer, für einen CO2-
Grenzausgleichsmecha-
nismus sowie für ein Ei-
genmittel vorlegen, das 
auf dem Emissionshan-
delssystem beruht. 
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wirksam umgesetzt werden können und 
wichtige EU-Vorhaben unterstützen sowie ei-
nen Bezug zum Binnenmarkt haben, sinnvoll 
(Fuest – Pisani-Ferry, 2020, Pisani-Ferry, 2020, 
Schratzenstaller et al., 2017). Diesen Kriterien 
genügen im Prinzip alle angedachten Maß-
nahmen: Sie können das Eigenmittelsystem 
der EU zukunftsfähiger machen, indem sie 
seine Nachhaltigkeit und Resilienz erhöhen. 
Dies gilt vor allem dann, wenn sie gemein-
sam im Rahmen einer "Korblösung" einge-
führt werden, wie die High Level Group on 
Own Resources (2016) vorschlug. Über die 
genannten Instrumente hinaus böten sich 
zur dauerhaften Finanzierung des MFR wei-
tere Maßnahmen an, durch die neue Eigen-
mittelquellen erschlossen werden könnten, 
etwa die Einführung von Steuern auf den 
Flugverkehr (Krenek – Schratzenstaller, 2017) 
oder eines Zuschlags auf nationale Treib-
stoffsteuern (Nerudová et al., 2018). 

In der interinstitutionellen Vereinbarung wer-
den keine konkreten Einnahmenerwartun-
gen angegeben. Ausgehend von den Ein-
nahmenschätzungen des Kommissionsvor-
schlags vom Mai 2020 könnten die auf dem 
Emissionshandels- bzw. dem CO2-Grenz-
ausgleichssystem beruhenden Eigenmittel 
sowie die Digitalsteuer zwischen 16 und 
25 Mrd. € erbringen. Unter der Annahme, 
dass die für die Finanzierung von NGEU auf-
genommenen Schulden gleichmäßig über 
den Zeitraum von 2028 bis 2058 zurückge-
zahlt werden, ergibt sich ein jährlicher Fi-
nanzbedarf von durchschnittlich 13 Mrd. € 
zuzüglich Zinszahlungen12). Die im Fahrplan 
vorgesehenen Eigenmittelquellen würden 
somit jedenfalls zur Tilgung der gemeinsa-
men Schulden ausreichen. Einnahmen, die 
über diesen Bedarf hinausgehen, könnten in 
die Finanzierung des MFR fließen. 

  

Übersicht 2: Neue Eigenmittel  
 Kurzbeschreibung Potentielle Einnahmen 
 

 
Mrd. € p. a. 

Vorschlag der Europäischen Kommission Mai 2018 
 

22 
Plastikbasiertes Eigenmittel 0,80 € je kg nicht recycelte Verpackungsabfälle aus Kunststoff 7 
Eigenmittel basierend auf dem EU-Emissionshandelssystem  Anteil von 20% an den Auktionserlösen von Emissionshandels-

zertifikaten im Rahmen des EU-Emissionshandelssystems 3 
Eigenmittel basierend auf einer Gemeinsamen Konsolidierten 
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage 

Anteil von 3% an einer Gemeinsamen Konsolidierten 
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage 12 

   
Vorschlag der Europäischen Kommission Mai 2020 

 
26,3 bis 35,3 

Eigenmittel basierend auf dem EU-Emissionshandelssystem Eigenmittel basierend auf einem überarbeiteten EU-Emissions-
handelssystem, das möglicherweise auf Schiff- und Luftfahrt 
ausgeweitet wird 10 

Eigenmittel basierend auf Operationen von Unternehmen im 
Gemeinsamen Markt 

 

10 
CO2-Grenzausgleichsmechanismus Unterschiedliche Modelle in Diskussion 5 bis 14 
Digitalsteuer Besteuerung digitaler Unternehmen mit einem Umsatz über 

750 Mio. € 1,3 
   
Einigung im November bzw. Dezember 2020 

 
. 

Plastikbasiertes Eigenmittel 0,80 € je kg nicht recycelte Verpackungsabfälle aus Kunststoff 
Einführung 1. 1. 2021 6 

Eigenmittel basierend auf dem EU-Emissionshandelssystem Eigenmittel basierend auf einem überarbeiteten EU-Emissions-
handelssystem, das möglicherweise auf Schiff- und Luftfahrt 
ausgeweitet wird 
Vorschlag bis Mitte 2021 
Einführung spätestens 1. 1. 2023 . 

CO2-Grenzausgleichsmechanismus Unterschiedliche Modelle in Diskussion 
Vorschlag bis Mitte 2021 
Einführung spätestens 1. 1. 2023 . 

Digitalsteuer Vorschlag bis Mitte 2021 
Einführung spätestens 1. 1. 2023 . 

Weitere mögliche neue Eigenmittel Finanztransaktionssteuer, Eigenmittel basierend auf 
Unternehmenssektor oder einer neuen harmonisierten 
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage 
Vorschlag bis Mitte 2024 
Einführung ab 2026 . 

Q: Europäische Kommission, WIFO-Zusammenstellung.  

  

                                                               
12)  Unter Annahme eines Zinssatzes von 0,5% wären 
dies zu Beginn etwa 2 Mrd. € p. a. 
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4. NextGenerationEU im Überblick 

Das europäische Aufbaupaket NextGenera-
tionEU (NGEU) weist ein Volumen von 
750 Mrd. € auf. Davon entfallen 360 Mrd. € 
auf zinsgünstige Darlehen und 390 Mrd. € auf 
Finanzzuschüsse an die Mitgliedsländer (Ab-
bildung 3). 

Das wichtigste Instrument innerhalb von 
NGEU ist die Aufbau- und Resilienzfazilität 
(RRF) mit einem Umfang von 672,5 Mrd. € 
(davon 360 Mrd. € an Darlehen und 
312,5 Mrd. € an Finanzzuschüssen). Die Mittel 
sind auf der Grundlage nationaler Aufbau- 
und Resilienzpläne zu beantragen, in denen 
ein kohärentes Paket von Projekten, Refor-

men und Investitionen in sechs Politikberei-
chen geschnürt werden soll. Dazu gehören 
der ökologische und der digitale Wandel, 
nachhaltiges und inklusives Wachstum und 
Beschäftigung, soziale und territoriale Kohä-
sion, Gesundheit und Resilienz sowie Maß-
nahmen für die nächste Generation, ein-
schließlich Bildungs- und Qualifikationsmaß-
nahmen. Eine wichtige Grundlage für die 
nationalen Aufbau- und Resilienzpläne bil-
den die länderspezifischen Empfehlungen 
von Rat und Kommission, die im Rahmen der 
Europäischen Semester 2019 und 2020 for-
muliert wurden. 

  

Abbildung 3: NextGenerationEU im Überblick 
Ausgaben in Mrd. € 

 

Q: Budgetdienst (2021). Just Transition Fund . . . Fonds für einen gerechten Übergang, ELER . . . Europäischer 
Entwicklungsfonds für die Entwicklung des Ländlichen Raumes, RescEU . . . Europäischer Katastrophenschutz 
und humanitäre Hilfe, REACT-EU . . . Aufstockung der laufenden Struktur- und Kohäsionsprogramme. 

 

Weitere 10 Mrd. € werden über den Just 
Transition Fund (Fonds für einen gerechten 
Übergang) zur Verfügung gestellt. NGEU ent-
hält weiters das REACT-EU-Paket, das nach 
der RRF am zweithöchsten, aber mit 
47,5 Mrd. € deutlich geringer dotiert ist. Diese 
Mittel werden – je nach Zielsetzung der ge-
planten Ausgaben – über den EFRE, den 
ESF+ (etwa im Rahmen der Beschäftigungs-
initiative für Jugendliche) oder den "Europäi-
schen Hilfsfonds für die am stärksten be-
nachteiligten Personen" (FEAD) ausgeschüt-
tet. Angestrebt werden im Rahmen des 
REACT-EU-Paketes insbesondere der Erhalt 
bzw. die Schaffung von Arbeitsplätzen, In-
vestitionen in die Gesundheitsversorgung so-
wie Förderungen für kleine und mittlere Un-
ternehmen, die durch die COVID-19-Krise 
besonders stark getroffen wurden. Zumin-
dest 30% der durch NGEU geförderten Aus-
gaben müssen in klimarelevante Maßnah-
men und 20% in den digitalen Wandel 

fließen. Bei der Aufbau- und Resilienzfazilität 
beträgt die vorgegebene Quote für Ausga-
ben für Klimaschutz und die Anpassung an 
den Klimawandel sogar 37%; weitere 20% 
sind für Projekte zur Förderung des digitalen 
Wandels vorgesehen. 

NGEU weist eine ausgeprägte Umvertei-
lungskomponente auf, da die Zuschüsse 
deutlich überproportional den wirtschaftlich 
schwächeren Mitgliedsländern zugutekom-
men (Dorn – Fuest, 2021). Allerdings ist eine 
Betrachtung der Nettopositionen der Mit-
gliedsländer in Hinblick auf NGEU noch weni-
ger zielführend als in Hinblick auf den MFR 
(Darvas, 2021). Wie Simulationen nahelegen, 
können die NGEU-Mittel für alle Mitgliedslän-
der positive ökonomische Effekte bewirken. 
Diese hängen allerdings wesentlich vom 
Verwendungszweck und vom tatsächlichen 
Mitteleinsatz ab. Das "Impact Assessment" 
der Europäischen Kommission berücksichtigt 

Aufbau- und 
Resilienzfazilität 

(Zuschüsse)
312,6

Aufbau- und 
Resilienzfazilität 

(Darlehen)
360,0

REACT-EU
47,5

Just Transition Fund
10,0 ELER

7,5
Fonds "InvestEU" 

(Garantien)
5,6

Horizont Europa
5,0

RescEU 1,9

Andere
77,5

Das wichtigste NGEU-
Instrument ist die Auf-
bau- und Resilienzfazili-
tät mit einem Umfang 
von 672,5 Mrd. €. 

Eine Betrachtung der 
Nettopositionen der Mit-
gliedsländer in Hinblick 
auf NGEU ist nicht ziel-
führend, da bei adäqua-
ter Verwendung der Mit-
tel alle Mitgliedsländer 
von positiven ökonomi-
schen Effekten profitie-
ren. 
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verschiedene Szenarien, die sich in Bezug 
auf die Additionalität der aus der RRF ge-
währten Zuschüsse und Darlehen sowie be-
züglich der zeitlichen Verteilung der Mittel 
unterscheiden. Unter den Annahmen einer 
bis 2026 reichenden sechsjährigen Absorpti-
onszeit und einer hohen Additionalität – d. h. 
unter der Voraussetzung, dass alle Zuschüsse 
und die Hälfte der Darlehen für zusätzliche 
produktive öffentliche Investitionen verwen-
det werden – schätzt die Europäische Kom-
mission die kumulierte Wirkung von NGEU bis 
2030 auf etwa 13% des jährlichen EU-BIP. Ab 
2027 nehmen die Effekte zwar ab, der BIP-
Effekt beträgt 2030 aber immer noch +1%. 
Auch in den wirtschaftsstarken Mitgliedslän-
dern steigt gemäß diesen Simulationen das 
BIP, wenn auch nur unterdurchschnittlich. 
Wenngleich die errechneten Effekte vor 
dem Hintergrund der in der jüngeren empiri-
schen Literatur geschätzten Multiplikatoren 
relativ hoch erscheinen (Darvas, 2021), 
dürfte sich NGEU langfristig positiv auf die 
Wirtschaft aller EU-Mitgliedsländer auswirken, 
solange das Prinzip der Additionalität erfüllt 
ist. Wie eine Simulation der EZB ermittelte, 
könnte der reale Output im Euro-Raum mit-
telfristig um 1,5% steigen, wenn die NGEU-
Mittel für produktive Investitionen verwendet 
werden (Bańkowski et al., 2021). Auch die Si-
mulationen von Picek (2020) zeigen die Wir-
kung von NGEU als koordiniertem fiskali-
schem Impuls in der EU: Werden keine Mit-
nahmeeffekte, eine Additionalität des Mittel-
einsatzes und intakte internationale Wert-
schöpfungsketten unterstellt, so bewirken 
die durch NGEU ausgelösten expansiven Ef-
fekte in den einzelnen EU-Ländern positive 
Spillover-Effekte in anderen Mitgliedsländern, 
wodurch dort indirekt die ökonomische Erho-
lung befördert wird. Auch wenn die Größe 
der ermittelten Effekte relativ optimistisch er-
scheint, illustrieren die Simulationsergebnisse, 
dass die ökonomisch schwächeren Mit-
gliedsländer primär von einem expansiven 
Effekt profitieren, der durch die Verwendung 
der EU-Mittel im Inland ausgelöst wird. Für 
die wirtschaftlich stärkeren Mitgliedsländer, 
die gemessen am BIP unterdurchschnittlich 
hohe Zuschüsse erhalten, haben dagegen 
induzierte Spillover-Effekte einen höheren 
Anteil am Gesamteffekt.  

Darüber hinaus dürften alle Mitgliedsländer 
bereits vor Implementierung von NGEU öko-
nomisch von dessen Verabschiedung profi-
tiert haben (Darvas, 2021, Fuest, 2021). Die 
Einigung auf NGEU stärkte das Vertrauen in 

die EU, dämpfte auch für die hoch verschul-
deten Mitgliedsländer das Zinsniveau und 
verhinderte damit möglicherweise fiskalisch 
unhaltbare Situationen. Durch die Einigung 
sanken das Risiko einer Destabilisierung des 
Euro-Raumes und die Wahrscheinlichkeit ei-
ner Verschärfung der Wirtschaftskrise in Län-
dern mit hoher Ausgangsverschuldung. 
Denn diese Länder könnten durch die Aus-
sicht auf künftige NGEU-Mittel dazu veran-
lasst werden, umfangreichere schuldenfi-
nanzierte Fiskalpakete zu verabschieden, als 
sie das ohne NGEU getan hätten. 

Allerdings wird der ökonomische Impuls 
durch NGEU das maximale Gesamtvolumen 
von 750 Mrd. € voraussichtlich nicht errei-
chen. Cohen-Setton – Vallée (2021) gehen 
von einer begrenzten Inanspruchnahme der 
EU-Kredite aus. Dadurch dürfte das potenti-
elle Gesamtvolumen an zinsgünstigen Kredi-
ten von 360 Mrd. € deutlich unterschritten 
werden und somit der Effekt von NGEU ent-
sprechend geringer ausfallen. Zudem wer-
den grenzüberschreitende Projekte mit ho-
hem europäischem Mehrwert im Rahmen 
der RRF voraussichtlich eine geringe Rolle 
spielen. Die Aufbau- und Resilienzpläne wer-
den vielmehr auf nationale Projekte fokussie-
ren (Andersen, 2021). Daher sollte zumindest 
für Länder mit höherem fiskalischem Spiel-
raum – etwa Deutschland und Österreich – 
die Additionalität der RRF-Einreichungen ge-
währleistet werden. Werden aus der RRF da-
gegen vorrangig Projekte und Reformen fi-
nanziert, die ohnehin durchgeführt worden 
wären, so wird der erhoffte konjunkturelle 
und längerfristig strukturelle Impuls ausblei-
ben. Wie erwähnt sollen die nationalen Auf-
bau- und Resilienzpläne gemäß den Umset-
zungsrichtlinien der RRF insbesondere jene 
Reformen und Investitionen berücksichtigen, 
die in den länderspezifischen Empfehlungen 
von Rat und Kommission für 2019 und 2020 
enthalten sind. Zielführender erscheint es al-
lerdings, Investitionsprojekte insbesondere in 
den Bereichen, Klimaschutz und Digitalisie-
rung in komplementäre Reformen einzubet-
ten, also eine noch engere Konditionalität 
zugrunde zu legen, anstatt diese spezifi-
schen Investitionspläne an breit angelegte 
Reformvorhaben – etwa im Bereich der Pen-
sionssysteme – zu knüpfen (Pisani-Ferry, 
2020). Im Falle Österreichs gehört dazu eine 
ökologische Steuerreform, die schon seit län-
gerer Zeit vorgeschlagen und auch in den 
länderspezifischen Empfehlungen 2019 an-
gesprochen wurde. 

5. Verankerung des Querschnittzieles Klimaschutz 

Vor dem Hintergrund der ambitionierten Kli-
maziele der EU sowie des Green Deal der 
Europäischen Kommission spielen Nachhal-
tigkeits- und Umweltschutzaspekte im 
                                                               
13)  Vgl. zum Folgenden ausführlicher Schratzenstaller 
(2021A). 

europäischen Aufbauplan eine wichtige 
Rolle13). Der Vorschlag der Kommission vom 
Mai 2018 hatte eine Erhöhung der Klima-

 

Alle Mitgliedsländer 
dürften bereits vor Im-

plementierung von 
NGEU ökonomisch von 

dessen Verabschiedung 
profitiert haben. 

Zumindest für Länder mit 
höherem fiskalischem 

Spielraum sollte die Ad-
ditionalität der RRF-

Projekte gewährleistet 
werden. 

30% der NGEU- und 37% 
der RRF-Mittel sollen in 

den Klimaschutz fließen. 
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mainstreaming-Vorgabe14) von 20% im MFR 
2014-2020 auf 25% im MFR 2021-2027 vorge-
sehen. Unter Berücksichtigung des Just Tran-
sition Fund wären die im MFR geplanten Kli-
maschutzausgaben somit von etwa 
210 Mrd. € auf gut 290 Mrd. € angestiegen. 
Im Zuge der Einigung auf den europäischen 
Aufbauplan wurde die Klimamainstreaming-
Vorgabe auf 30% erhöht, wodurch im MFR 
2021-2027 gut 322 Mrd. € für den Klimaschutz 
zur Verfügung stehen. Weitere 225 Mrd. € 
kommen aus NGEU15). Somit wurden im eu-
ropäischen COVID-19-Aufbauplan 2021-
2027 insgesamt knapp 550 Mrd. € dem Kli-
maschutz gewidmet. Im Vergleich zu den ur-
sprünglichen Plänen von Mai 2018 wurden 
die Mittel somit beinahe verdoppelt.  

Allerdings sind einige Relativierungen ange-
bracht. Erstens ist, wie erwähnt, keineswegs 
gesichert, dass die darlehensbasierten 
NGEU-Mittel in vollem Umfang abgerufen 
werden. Zweitens legen Analysen des Euro-
päischen Rechnungshofs (2020) nahe, dass 
der Beitrag der Agrarausgaben zur Errei-
chung der Klimaschutzziele bisher systema-
tisch überschätzt wurde. Drittens werden 
mögliche klimaschädigende Effekte der EU-
Ausgaben nicht berücksichtigt. Viertens sol-
len die NGEU-Mittel bis 2023 gebunden und 
bis 2026 verausgabt werden; danach wer-
den die Ausgaben für den Klimaschutz wie-
der auf das im MFR vorgesehene Niveau zu-
rückfallen. Laut Europäischer Kommission 

(2020D) wären bis 2030 jährlich Investitionen 
von 220 Mrd. € erforderlich, um die Klima- 
und Energieziele der EU zu erreichen. Durch 
die kürzlich beschlossene Erhöhung des Re-
duktionszieles auf 50% bis 55% nimmt der In-
vestitionsbedarf weiter zu. Vor diesem Hinter-
grund hätten die Klimamainstreaming-Vor-
gabe und damit der potentielle Beitrag des 
MFR zur Erreichung der EU-Klimaschutzziele 
durchaus ambitionierter ausfallen können. 
Umso wichtiger ist es, die Klimamainstream-
ing-Vorgabe im MFR und in NGEU quantita-
tiv und qualitativ wirksam umzusetzen, um 
zumindest das gegebene Klimaschutz-Po-
tential zu realisieren.  

Zu den "grünen" Elementen im europäischen 
Aufbauplan gehören auch innovative 
"grüne" Eigenmittelquellen. Einige der ge-
planten neuen Eigenmittel versprechen posi-
tive klima- bzw. umweltpolitische Lenkungs-
effekte. Dies gilt für das plastikbasierte Eigen-
mittel sowie für Einnahmen aus der Verstei-
gerung von Emissionszertifikaten und aus 
dem CO2-Grenzausgleichsmechanismus. 
Aus Klimaschutzüberlegungen wäre aller-
dings eine raschere Einführung dieser "grü-
nen" Eigenmittelquellen und ihre Nutzung zur 
Mitfinanzierung des MFR sinnvoll. Daneben 
sollten weitere "grüne" Eigenmittelquellen er-
schlossen werden, etwa, wie erwähnt, über 
die Besteuerung des Flugverkehrs oder 
durch die Einführung eines Zuschlags auf na-
tionale Treibstoffsteuern. 

6. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 

NextGenerationEU birgt großes Potential, 
den Zusammenhalt in der EU zu stärken und 
die Erreichung wichtiger Ziele zu unterstüt-
zen. Die Umsetzung dieses Aufbaupaketes 
dürfte allerdings zu einer Bewährungsprobe 
für die Gemeinschaft werden. Zwei Bereiche 
sind in diesem Zusammenhang von beson-
derer Bedeutung: Erstens die mit den NGEU-
Mitteln getätigten Ausgaben und zweitens 
die Rückzahlung der gemeinsamen Schul-
den durch innovative Eigenmittel. Österreich 
sollte die RRF-Mittel insbesondere dazu nut-
zen, um rezente nachhaltigkeitsorientierte 
Maßnahmen aufzustocken oder zu ergän-
zen – etwa Investitionen in den öffentlichen 
Verkehr, die Gebäudesanierung, klima-
freundliche Heizsysteme, den Breitbandaus-
bau, die Digitalisierung im Schulbereich so-
wie verschiedene Arbeitsmarkt- und Qualifi-
zierungsoffensiven. In all diesen Bereichen 
besteht ein über die nationalen Programme 
hinausgehender Investitionsbedarf, zu des-
sen Deckung die Mittel aus der RRF einen 
wichtigen Beitrag leisten können. Österreich 

                                                               
14)  Die Klimamainstreaming-Vorgabe, wonach ein be-
stimmter Teil der Mittel in den Klimaschutz fließen muss, 
gilt für die Gesamtausgaben. Für die einzelnen Pro-
gramme bzw. Ausgabenkategorien gelten unter-
schiedliche Zielwerte, die von der Gesamtvorgabe 
abweichen können. 

hat nach aktuellen Schätzungen Anspruch 
auf Zuschüsse von 3,46 Mrd. € aus der RRF; je 
nach Tiefe des Wirtschaftseinbruchs könnten 
es sogar über 4 Mrd. € sein (Budgetdienst, 
2021), die im Zeitraum 2021 bis 2026 veraus-
gabt werden können. Auch sind gemäß den 
Umsetzungsrichtlinien der RRF die beantrag-
ten Projekte in komplementäre Reformen 
einzubetten, vor allem in jene, die Rat und 
Kommission in ihren jüngeren länderspezifi-
schen Empfehlungen eingemahnt haben. 
Für Österreich sind das etwa eine ökologi-
sche Steuerreform oder Maßnahmen zur Un-
terstützung der Vollzeitbeschäftigung von 
Frauen. Die Herausforderung, innovative Ei-
genmittel zu implementieren, wird auch im 
MFR 2021-2027 der EU erstmals eine Rolle 
spielen. Während der MFR etwa für Horizont 
Europa oder CEF einen geringeren finanziel-
len Spielraum vorsieht als der ursprüngliche 
Vorschlag der Kommission, enthält er den-
noch Elemente, die bei wirksamer Umset-
zung den europäischen Mehrwert des EU-
Budgets erhöhen können.  

15)  Auch innerhalb von NGEU gelten für die einzelnen 
Programme unterschiedliche Vorgaben: So müssen 
beispielsweise 37% der RRF in den Klimaschutz fließen, 
die Ausgaben aus dem Just Transition Fund haben da-
gegen zu 100% klimarelevant zu sein. 

Zu den "grünen" Elemen-
ten im europäischen 
Aufbauplan gehören 
auch neue "grüne" Ei-
genmittel. 
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1. Internationale Konjunkturindikatoren 

Übersicht 1: Standardisierte Arbeitslosenquote 
 

2018 2019 2020 2020 2020 2021   
  I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar 

 
In % der Erwerbspersonen (saisonbereinigt) 

OECD insgesamt 5,5 5,4 7,1 5,4 8,6 7,7 6,9 7,3 7,0 6,9 6,8 6,8 6,7 
USA 3,9 3,7 8,1 3,8 13,1 8,8 6,8 7,8 6,9 6,7 6,7 6,3 6,2 
Japan 2,4 2,4 2,8 2,4 2,7 3,0 3,0 3,0 3,1 3,0 3,0 2,9 2,9 
Euro-Raum 8,2 7,6 8,0 7,3 7,6 8,6 8,3 8,7 8,5 8,3 8,2 8,3 8,3 

Belgien 6,0 5,4 5,6 5,0 5,1 6,3 5,8 6,4 6,0 5,8 5,7 5,6 5,7 
Deutschland 3,4 3,1 4,2 3,6 4,2 4,5 4,6 4,5 4,5 4,6 4,6 4,6 4,5 
Irland 5,8 5,0 5,6 5,0 4,9 6,5 6,0 6,8 6,2 6,0 5,8 5,8 5,8 
Griechenland 19,3 17,3 16,5 16,0 16,9 16,8 16,1 16,6 16,4 16,2 15,8 . . 
Spanien 15,3 14,1 15,6 13,9 15,5 16,6 16,2 16,6 16,3 16,1 16,2 16,0 16,1 
Frankreich 9,0 8,5 8,1 7,8 7,2 9,1 8,1 9,3 8,5 8,1 7,8 7,9 8,0 
Italien 10,7 10,0 9,3 9,0 8,4 9,9 9,8 10,0 10,0 9,7 9,8 10,3 10,2 
Luxemburg 5,5 5,6 6,8 6,0 7,6 6,9 6,6 6,7 6,5 6,6 6,7 6,8 6,7 
Niederlande 3,8 3,4 3,8 2,9 3,8 4,5 4,1 4,4 4,3 4,0 3,9 3,6 3,6 
Österreich 4,9 4,5 5,3 4,6 5,6 5,6 5,6 5,5 5,4 5,5 5,8 5,7 5,7 
Portugal 7,2 6,7 7,1 6,5 6,6 8,0 7,2 8,0 7,6 7,2 6,9 6,9 6,9 
Slowakei 6,5 5,8 6,7 6,0 6,7 7,1 6,9 7,0 7,0 6,9 6,9 7,2 7,3 
Finnland 7,4 6,7 7,8 6,7 7,8 8,5 8,1 8,4 8,2 7,8 8,4 . . 

Tschechien 2,3 2,0 2,6 1,9 2,4 2,8 3,1 2,8 3,2 2,9 3,1 3,3 3,2 
Ungarn 3,6 3,3 4,1 3,6 4,5 4,3 4,2 4,5 4,4 4,0 4,1 4,9 4,5 
Polen 3,8 3,3 3,2 3,0 3,3 3,3 3,2 3,3 3,2 3,2 3,2 3,1 3,1 
Schweiz 4,7 4,4 4,8 4,2 4,9 5,0 5,1 . . . . . . 

Q: OECD; Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: christine.kaufmann@wifo.ac.at 



 336 Kennzahlen zur Wirtschaftslage WIFO  ■  Monatsberichte 4/2021, S. 335-347
 

Übersicht 2: Verbraucherpreise 
 

2018 2019 2020 2020 2020 2021   
  I. Qu. II. Qu.  III. Qu. IV. Qu. Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar 

 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Verbraucherpreisindex 
             

OECD insgesamt  + 2,6  + 2,1  + 1,4  + 2,1  + 0,9  + 1,3  + 1,2  + 1,3  + 1,2  + 1,2  + 1,2  + 1,5  + 1,7 
USA  + 2,4  + 1,8  + 1,2  + 2,1  + 0,4  + 1,2  + 1,2  + 1,4  + 1,2  + 1,2  + 1,4  + 1,4  + 1,7 
Japan  + 1,0  + 0,5  – 0,0  + 0,5  + 0,1  + 0,2  – 0,8  + 0,1  – 0,4  – 1,0  – 1,2  – 0,6  – 0,4 

               
Harmonisierter VPI              
Euro-Raum  + 1,8  + 1,2  + 0,3  + 1,1  + 0,2  – 0,0  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  + 0,9  + 0,9 

Belgien  + 2,3  + 1,2  + 0,4  + 1,0  – 0,0  + 0,4  + 0,3  + 0,5  + 0,4  + 0,2  + 0,4  + 0,6  + 0,3 
Deutschland  + 1,9  + 1,4  + 0,4  + 1,6  + 0,7  – 0,2  – 0,6  – 0,4  – 0,5  – 0,7  – 0,7  + 1,6  + 1,6 
Irland  + 0,7  + 0,9  – 0,5  + 0,8  – 0,6  – 0,9  – 1,1  – 1,2  – 1,5  – 1,0  – 1,0  – 0,1  – 0,4 
Griechenland  + 0,8  + 0,5  – 1,3  + 0,6  – 1,2  – 2,2  – 2,2  – 2,3  – 2,0  – 2,1  – 2,4  – 2,4  – 1,9 
Spanien  + 1,7  + 0,8  – 0,3  + 0,7  – 0,6  – 0,6  – 0,8  – 0,6  – 0,9  – 0,8  – 0,6  + 0,4  – 0,1 
Frankreich  + 2,1  + 1,3  + 0,5  + 1,3  + 0,3  + 0,4  + 0,1  + 0,0  + 0,1  + 0,2  – 0,0  + 0,8  + 0,8 
Italien  + 1,2  + 0,6  – 0,1  + 0,2  – 0,2  – 0,2  – 0,4  – 1,0  – 0,6  – 0,3  – 0,3  + 0,7  + 1,0 
Luxemburg  + 2,0  + 1,6  + 0,0  + 1,6  – 0,9  – 0,1  – 0,5  – 0,3  – 0,4  – 0,7  – 0,3  + 1,1  – 0,5 
Niederlande  + 1,6  + 2,7  + 1,1  + 1,3  + 1,2  + 1,0  + 0,9  + 1,0  + 1,2  + 0,7  + 0,9  + 1,6  + 1,9 
Österreich  + 2,1  + 1,5  + 1,4  + 2,0  + 1,1  + 1,4  + 1,1  + 1,2  + 1,1  + 1,1  + 1,0  + 1,1  + 1,4 
Portugal  + 1,2  + 0,3  – 0,1  + 0,5  – 0,2  – 0,4  – 0,4  – 0,8  – 0,6  – 0,4  – 0,3  + 0,2  + 0,3 
Slowakei  + 2,5  + 2,8  + 2,0  + 2,9  + 2,0  + 1,5  + 1,6  + 1,4  + 1,6  + 1,6  + 1,6  + 0,7  + 0,9 
Finnland  + 1,2  + 1,1  + 0,4  + 1,1  – 0,1  + 0,4  + 0,2  + 0,3  + 0,2  + 0,2  + 0,2  + 1,0  + 0,9 

Tschechien  + 2,0  + 2,6  + 3,3  + 3,7  + 3,3  + 3,5  + 2,7  + 3,3  + 2,9  + 2,8  + 2,4  + 2,2  + 2,1 
Ungarn  + 2,9  + 3,4  + 3,4  + 4,4  + 2,5  + 3,8  + 2,9  + 3,4  + 3,0  + 2,8  + 2,8  + 2,9  + 3,3 
Polen  + 1,2  + 2,1  + 3,7  + 3,9  + 3,4  + 3,7  + 3,6  + 3,8  + 3,8  + 3,7  + 3,4  + 3,6  + 3,6 
Schweiz  + 0,9  + 0,4  – 0,8  – 0,2  – 1,1  – 1,2  – 0,9  – 1,1  – 0,9  – 0,8  – 1,0  – 0,6  – 0,4 

Q: Statistik Austria; OECD; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: christine.kaufmann@wifo.ac.at 

 

Übersicht 3: Internationale Aktienkursindizes 
 

2018 2019 2020 2020 2021 2020 2021    
 II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Novem-

ber 
Dezember Jänner Februar März 

 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Europa, MSCI Europa  – 0,7  + 0,8  – 4,3  – 11,1  – 5,0  – 5,9  + 7,7  – 6,1  – 4,3  – 2,9  – 1,3  + 32,5 
Euro-Raum, STOXX 50  – 3,0  + 1,4  – 4,7  – 12,1  – 4,8  – 7,7  + 7,8  – 8,2  – 5,1  – 4,5  – 1,8  + 35,0 

Deutschland, DAX 30  – 1,3  – 1,3  + 1,9  – 7,1  + 5,9  + 0,2  + 15,6  – 1,8  + 1,8  + 3,4  + 4,7  + 44,6 
Österreich, ATX  + 7,6  – 9,0  – 20,5  – 27,9  – 24,7  – 22,9  + 8,2  – 24,6  – 15,2  – 7,2  – 3,1  + 44,9 

Vereinigtes Königreich, FTSE 100  – 0,2  – 1,2  – 13,7  – 18,6  – 17,7  – 15,4  – 2,8  – 15,3  – 12,0  – 11,4  – 10,0  + 16,9 
Ostmitteleuropa,  
CECE Composite Index  + 1,1  – 3,1  – 22,1  – 29,3  – 22,5  – 23,5  – 4,6  – 24,9  – 15,7  – 14,5  – 12,4  + 19,5 

Tschechien, PX 50  + 8,0  – 3,2  – 11,6  – 16,9  – 13,0  – 13,4  + 5,2  – 14,9  – 9,6  – 5,9  – 2,4  + 28,7 
Ungarn, BUX Index  + 5,4  + 10,0  – 10,2  – 14,8  – 13,6  – 13,7  + 6,5  – 14,3  – 9,5  – 2,0  – 0,8  + 25,3 
Polen, WIG Index  – 2,6  – 1,3  – 13,9  – 20,6  – 12,1  – 10,4  + 10,8  – 12,9  – 2,1  – 0,3  + 2,2  + 35,3 

Russland, RTS Index  + 5,6  + 12,7  – 4,0  – 9,1  – 6,8  – 12,6  + 5,7  – 14,8  – 7,9  – 9,2  – 4,2  + 40,2 
              
Amerika             

USA, Dow Jones Industrial 
Average   + 15,2  + 5,3  + 2,0  – 5,8  + 2,3  + 5,6  + 18,8  + 4,8  + 7,0  + 6,7  + 9,6  + 43,0 
USA, S&P 500 Index  + 12,1  + 6,1  + 10,5  + 1,7  + 12,2  + 15,3  + 26,5  + 14,3  + 16,3  + 15,7  + 18,5  + 47,4 
Brasilien, BM&FBOVESPA  + 20,0  + 23,3  – 1,9  – 11,9  – 1,9  – 1,8  + 13,2  – 2,6  + 2,5  + 2,6  + 3,9  + 39,7 

              
Asien             

Japan, Nikkei 225  + 10,4  – 2,7  + 4,7  – 3,0  + 7,7  + 9,3  + 32,8  + 8,7  + 13,3  + 19,0  + 27,1  + 55,4 
China, Shanghai Index  – 9,4  – 0,8  + 7,2  – 4,6  + 13,4  + 13,8  + 19,7  + 14,4  + 14,8  + 15,8  + 22,2  + 20,7 
Indien, Sensex 30 Index  + 14,4  + 8,3  – 1,1  – 17,3  – 0,0  + 7,4  + 30,2  + 5,8  + 12,5  + 17,6  + 24,1  + 53,2 

Q: Macrobond. • Rückfragen: ursula.glauninger@wifo.ac.at 

 

Übersicht 4: Dreimonatszinssätze 
 2018 2019 2020 2020 2021 2020 2021     

II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-
ber 

Dezem-
ber 

Jänner Februar März 
 

In % 
USA 2,4  2,3  0,6  0,5  0,2  0,2  0,2  0,2  0,2  0,2  0,2  0,2  0,2  
Japan 0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  
Kanada 1,8  1,9  0,6  0,4  0,3  0,2  0,2  0,2  0,2  0,2  0,2  0,2  0,2  
Euro-Raum  – 0,3   – 0,4   – 0,4   – 0,3   – 0,5   – 0,5   – 0,5   – 0,5   – 0,5   – 0,5   – 0,5   – 0,5   – 0,5  
Tschechien 1,3  2,1  0,9  0,6  0,3  0,4  0,4  0,4  0,4  0,4  0,4  0,4  0,4  
Dänemark  – 0,3   – 0,4   – 0,2   – 0,1   – 0,2   – 0,2   – 0,2   – 0,2   – 0,2   – 0,2   – 0,2   – 0,2   – 0,2  
Ungarn 0,1  0,2  0,7  1,0  0,7  0,8  0,8  0,8  0,7  0,8  0,7  0,8  0,8  
Polen 1,7  1,7  0,6  0,4  0,2  0,2  0,2  0,2  0,2  0,2  0,2  0,2  0,2  
Schweden  – 0,7   – 0,4   – 0,1   – 0,1   – 0,1   – 0,1   – 0,1   – 0,1   – 0,1   – 0,2   – 0,2   – 0,1   – 0,2  
Vereinigtes Königreich 0,7  0,8  0,3  0,4  0,1  0,0  0,1  0,1  0,0  0,0  0,0  0,1  0,1  
Norwegen 1,1  1,6  0,7  0,5  0,3  0,4  0,4  0,3  0,4  0,5  0,5  0,5  0,4  
Schweiz  – 0,7   – 0,7   – 0,7   – 0,6   – 0,7   – 0,8   – 0,8   – 0,8   – 0,8   – 0,8   – 0,8   – 0,7   – 0,8  

Q: OECD; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: ursula.glauninger@wifo.ac.at, nathalie.fischer@wifo.ac.at 
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Übersicht 5: Sekundärmarktrendite 
 

2018 2019 2020 2020 2021 2020 2021 
  

   
II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 
In % 

USA 2,9 2,1 0,9 0,7 0,7 0,9 1,3 0,8 0,9 0,9 1,1 1,3 1,6 
Japan 0,1  – 0,1  – 0,0  – 0,0 0,0 0,0 0,1 0,0 0,0 0,0 0,0 0,1 0,1 
Kanada 2,3 1,6 0,8 0,6 0,5 0,7 1,1 0,6 0,7 0,7 0,8 1,1 1,5 
Euro-Raum 1,3 0,6 0,2 0,5 0,2  – 0,0 0,0 0,0  – 0,1  – 0,1  – 0,1 0,1 0,1 

Belgien 0,8 0,2  – 0,1 0,0  – 0,2  – 0,4  – 0,2  – 0,3  – 0,4  – 0,4  – 0,4  – 0,2  – 0,0 
Deutschland 0,4  – 0,3  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,6  – 0,5  – 0,6  – 0,6  – 0,6  – 0,6  – 0,5  – 0,4 
Irland 1,0 0,3  – 0,1 0,1  – 0,1  – 0,3  – 0,1  – 0,2  – 0,3  – 0,3  – 0,2  – 0,1 0,0 
Griechenland 4,2 2,6 1,3 1,8 1,1 0,8 0,8 0,9 0,8 0,6 0,7 0,8 0,9 
Spanien 1,4 0,7 0,4 0,7 0,3 0,1 0,2 0,2 0,1 0,0 0,1 0,2 0,3 
Frankreich 0,8 0,1  – 0,1  – 0,0  – 0,2  – 0,3  – 0,2  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,2  – 0,1 
Italien 2,6 2,0 1,2 1,7 1,1 0,7 0,6 0,8 0,7 0,6 0,6 0,6 0,7 
Luxemburg 0,6  – 0,1  – 0,4  – 0,3  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,6  – 0,5  – 0,5  – 0,4 
Niederlande 0,6  – 0,1  – 0,4  – 0,3  – 0,4  – 0,5  – 0,4  – 0,5  – 0,5  – 0,6  – 0,5  – 0,4  – 0,3 
Österreich 0,7 0,1  – 0,2  – 0,1  – 0,3  – 0,4  – 0,2  – 0,4  – 0,4  – 0,4  – 0,4  – 0,2  – 0,1 
Portugal 1,8 0,8 0,4 0,8 0,4 0,1 0,1 0,2 0,1 0,0 0,0 0,2 0,2 
Finnland 0,7 0,1  – 0,2  – 0,1  – 0,3  – 0,4  – 0,2  – 0,4  – 0,4  – 0,4  – 0,4  – 0,2  – 0,1 

Dänemark 0,5  – 0,2  – 0,4  – 0,3  – 0,4  – 0,5  – 0,3  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,4  – 0,3  – 0,0 
Schweden 0,7 0,0  – 0,0  – 0,0  – 0,1  – 0,0 0,2  – 0,0 0,0 0,0 0,1 0,3 0,4 
Vereinigtes Königreich 1,4 0,9 0,3 0,3 0,2 0,3 . 0,2 0,3 0,3 0,3 0,6 . 
Norwegen 1,9 1,5 0,8 0,6 0,7 0,8 1,2 0,7 0,8 0,9 1,0 1,3 1,5 
Schweiz 0,0  – 0,5  – 0,5  – 0,4  – 0,5  – 0,5  – 0,4  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,3  – 0,3 

Q: OeNB; OECD; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Rendite langfristiger staatlicher Schuldverschreibungen. • Rückfragen: ursula.glauninger@wifo.ac.at, 
nathalie.fischer@wifo.ac.at 

 

1.1 Wechselkurse 

Übersicht 6: Referenzkurse der wichtigsten Währungen zum Euro 
 

2018 2019 2020 2020 2021 2020 2021   
  I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 
Fremdwährung je Euro 

Dollar 1,18 1,12 1,14 1,10 1,10 1,17 1,19 1,21 1,18 1,22 1,22 1,21 1,19 
Yen 130,41 122,06 121,78 120,10 118,32 124,09 124,59 127,73 123,61 126,28 126,31 127,49 129,38 
Schweizer Franken 1,15 1,11 1,07 1,07 1,06 1,08 1,08 1,09 1,08 1,08 1,08 1,09 1,11 
Pfund Sterling 0,88 0,88 0,89 0,86 0,89 0,90 0,90 0,87 0,90 0,91 0,89 0,87 0,86 
Schwedische Krone 10,26 10,59 10,49 10,67 10,66 10,36 10,27 10,12 10,23 10,17 10,10 10,09 10,17 
Dänische Krone 7,45 7,47 7,45 7,47 7,46 7,44 7,44 7,44 7,45 7,44 7,44 7,44 7,44 
Norwegische Krone 9,60 9,85 10,72 10,46 11,02 10,67 10,76 10,26 10,75 10,60 10,37 10,28 10,15 
Tschechische Krone 25,64 25,67 26,46 25,61 27,07 26,47 26,66 26,07 26,47 26,31 26,14 25,88 26,18 
Russischer Rubel 74,06 72,46 82,65 73,70 79,66 86,32 90,89 89,72 91,01 90,24 90,57 89,96 88,63 
Ungarischer Forint 318,83 325,23 351,21 339,08 351,71 353,57 360,46 360,98 359,84 359,02 359,19 358,15 365,61 
Polnischer Zloty 4,26 4,30 4,44 4,32 4,50 4,44 4,50 4,54 4,49 4,48 4,53 4,50 4,60 
Neuer Rumänischer Leu 4,65 4,75 4,84 4,80 4,84 4,85 4,87 4,88 4,87 4,87 4,87 4,88 4,89 
Bulgarischer Lew 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 
Chinesischer Renminbi 7,81 7,73 7,87 7,69 7,80 8,09 7,90 7,81 7,82 7,96 7,87 7,81 7,75 
    

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Effektiver Wechselkursindex 

             

Nominell  + 1,8  – 0,7  + 1,6  – 0,2  + 1,0  + 2,4  + 3,0  + 2,6  + 2,8  + 3,2  + 3,2  + 3,2  + 1,4 
Industriewaren  + 1,7  – 0,7  + 1,4  – 0,2  + 0,9  + 2,3  + 2,7  + 2,4  + 2,5  + 2,9  + 3,0  + 2,9  + 1,3 

Real  + 1,7  – 1,0  + 1,9  – 0,2  + 1,1  + 3,1  + 3,6   .  + 3,6  + 3,8  + 2,8  + 3,0   . 
Industriewaren  + 1,7  – 1,0  + 1,8  – 0,2  + 1,0  + 3,0  + 3,4   .  + 3,3  + 3,5  + 2,7  + 2,8   . 

Q: OeNB; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: ursula.glauninger@wifo.ac.at, nathalie.fischer@wifo.ac.at 

 

1.2 Weltmarkt-Rohstoffpreise 

Übersicht 7: HWWI-Index 
 

2018 2019 2020 2020 2021 2020 2021  
   II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Auf Dollarbasis  + 23,5  – 12,2  – 25,7  – 44,5  – 22,2  – 15,6  + 29,9  – 18,2  – 18,0  – 10,8  + 2,0  + 24,8  + 82,0 
Ohne Energierohstoffe  + 1,8  – 2,2  + 6,0  – 7,4  + 9,4  + 22,9  + 45,8  + 19,4  + 20,9  + 28,3  + 37,2  + 46,7  + 54,3 

Auf Euro-Basis  + 18,0  – 7,5  – 27,3  – 43,4  – 26,1  – 21,7  + 18,9  – 23,2  – 23,5  – 18,6  – 7,0  + 12,5  + 69,6 
Ohne Energierohstoffe  – 3,0  + 3,3  + 3,7  – 5,5  + 3,9  + 14,1  + 33,4  + 12,1  + 12,9  + 17,2  + 25,1  + 32,3  + 43,5 
Nahrungs- und Genussmittel  – 9,2  – 0,1  + 4,8  + 2,0  + 1,7  + 7,6  + 19,4  + 7,1  + 9,1  + 6,5  + 14,6  + 18,8  + 25,2 
Industrierohstoffe  + 0,7  + 5,0  + 3,1  – 9,0  + 5,0  + 17,6  + 41,0  + 14,8  + 14,9  + 23,0  + 30,8  + 39,6  + 53,5 
Energierohstoffe  + 21,6  – 8,9  – 32,0  – 49,0  – 30,9  – 27,2  + 16,2  – 28,8  – 29,0  – 24,1  – 12,1  + 9,0  + 76,5 
Rohöl  + 23,7  – 5,3  – 33,4  – 51,1  – 32,6  – 32,3  + 10,6  – 34,1  – 33,9  – 29,3  – 20,2  + 2,4  + 82,1 

Q: Hamburgisches WeltWirtschaftsInstitut; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Jahreswerte auf Basis von Monatswerten berechnet. •  
Rückfragen: ursula.glauninger@wifo.ac.at 
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2. Kennzahlen für Österreich 
2.1 Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung laut ESVG 2010 
Übersicht 8: Verwendung des Bruttoinlandsproduktes und Herstellung von Waren 

 
2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2019 2020   

      III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu.  
Veränderung gegen das Vorjahr in %, real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 

Verwendung des Bruttoinlandsproduktes 
           

Bruttoinlandsprodukt  + 2,0  + 2,4  + 2,6  + 1,4  – 6,6  + 2,3  + 4,3  + 1,7  + 0,4  – 3,6  – 13,5  – 3,7  – 5,7 
Exporte  + 3,0  + 4,9  + 5,5  + 2,9  – 10,4  + 2,8  + 7,2  + 2,6  + 2,2  – 4,4  – 22,1  – 7,1  – 8,4 
Importe  + 3,7  + 5,3  + 5,0  + 2,4  – 10,2  + 3,9  + 6,0  + 2,2  – 2,6  – 5,1  – 21,3  – 10,2  – 4,0 
Inländische Verwendung1)  + 2,3  + 2,5  + 2,2  + 1,1  – 6,4  + 2,8  + 3,5  + 1,5  – 2,2  – 3,9  – 13,0  – 5,3  – 3,2 

Konsumausgaben insgesamt  + 1,6  + 1,6  + 1,1  + 1,0  – 6,5  + 2,1  + 3,2  + 1,6  + 0,6  – 3,5  – 11,5  – 4,1  – 6,9 
Private Haushalte2)  + 1,5  + 1,9  + 1,1  + 0,8  – 9,6  + 2,4  + 4,0  + 1,2  + 0,6  – 5,0  – 16,1  – 6,0  – 11,0 
Staat  + 1,8  + 0,9  + 1,2  + 1,5  + 1,6  + 1,4  + 1,2  + 2,5  + 0,8  + 0,3  + 1,1  + 1,0  + 4,1 

Bruttoinvestitionen3)  + 4,5  + 4,4  + 5,3  + 0,8  – 5,9  + 4,4  + 4,1  + 0,5  – 8,8  – 5,1  – 15,9  – 7,8  + 5,9 
Bruttoanlageinvestitionen  + 4,3  + 4,1  + 3,9  + 4,0  – 4,9  + 4,0  + 4,0  + 4,7  + 0,0  – 3,5  – 12,8  – 2,7  – 0,7 

Ausrüstungen und 
Waffensysteme  + 9,5  + 7,3  + 3,2  + 4,7  – 11,1  + 6,6  + 6,9  + 5,6  – 5,5  – 11,7  – 25,5  – 7,4  + 1,7 
Bauten  + 0,3  + 2,5  + 3,6  + 3,6  – 3,3  + 2,5  + 2,0  + 4,0  + 2,7  – 0,4  – 8,5  – 1,1  – 3,0 
Sonstige Anlagen4)  + 5,2  + 2,5  + 5,7  + 3,6  + 1,6  + 3,5  + 4,0  + 4,6  + 2,3  + 5,2  + 0,2  + 0,5  + 0,6                

Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen 
           

Herstellung von Waren  + 4,4  + 3,7  + 5,3  + 0,7  – 7,2  + 4,8  + 4,0  + 0,7  – 2,8  – 4,9  – 18,5  – 4,1  – 1,3 
    

Saison- und arbeitstagsbereinigt, gemäß Eurostat-Vorgabe, Veränderung gegen das Vorquartal in %, real 
(berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 

Verwendung des Bruttoinlandsproduktes            
Bruttoinlandsprodukt         + 0,3  – 0,5  – 3,0  – 10,7  + 11,8  – 2,7 

Exporte         + 0,3  – 0,2  – 4,5  – 18,2  + 18,0  – 0,2 
Importe         – 1,7  – 2,3  – 1,4  – 15,9  + 12,9  + 2,1 
Inländische Verwendung1)         – 0,8  – 1,7  – 1,3  – 9,3  + 9,2  – 1,6 

Konsumausgaben insgesamt         + 0,0  – 0,5  – 3,2  – 7,8  + 8,4  – 3,3 
Private Haushalte2)         – 0,4  – 0,4  – 4,7  – 11,2  + 12,0  – 5,2 
Staat         + 1,2  – 0,7  + 0,6  + 0,6  + 0,5  + 1,6 

Bruttoinvestitionen3)         – 4,8  – 5,9  + 5,2  – 10,6  + 3,4  + 7,8 
Bruttoanlageinvestitionen         – 1,2  – 2,1  – 0,5  – 7,5  + 6,9  + 0,4 

Ausrüstungen und 
Waffensysteme         – 5,1  – 6,6  + 0,6  – 11,4  + 8,0  + 2,8 
Bauten         + 0,7  + 0,2  – 2,2  – 7,6  + 9,5  – 1,2 
Sonstige Anlagen4)         + 1,2  – 0,2  + 1,5  – 1,7  + 0,7  + 0,4                

Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen 
           

Herstellung von Waren         – 0,6  – 1,7  – 1,3  – 15,3  + 15,6  + 1,7 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. 2021 und 2022: Prognose. Im März 2021 wurden im Rahmen der WIFO-Konjunkturprognose zwei Szena-
rien veröffentlicht (Öffnungs- und Lockdown-Szenario), um der Unsicherheit über die weiteren Rahmenbedingungen Rechnung zu tragen. Hier werden die Werte 
aus dem Öffnungsszenario dargestellt.  1) Einschließlich statistischer Differenz.  2) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck.  3) Einschließlich Vor-
ratsveränderung und Nettozugang an Wertsachen.  4) Überwiegend geistiges Eigentum (Forschung und Entwicklung, Computerprogramme, Urheberrechte). • 
Rückfragen: christine.kaufmann@wifo.ac.at 
 

Übersicht 9: Einkommen und Produktivität 
 

2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2019 2020   
      III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu.  

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Bruttonationaleinkommen, nominell  + 4,9  + 2,3  + 4,4  + 4,6  – 6,1  + 3,5  + 6,1       

Arbeitnehmerentgelte  + 3,9  + 3,5  + 5,1  + 4,2  – 1,8  + 2,0  + 3,8  + 3,3  + 4,6  + 2,3  – 6,5  – 1,5  – 0,7 
Betriebsüberschuss und 
Selbständigeneinkommen  + 4,6  + 3,2  + 4,3  + 1,8  – 0,9  – 0,1  + 5,0  + 4,3  – 1,3  – 6,1  – 4,6  + 0,4  + 5,8                

Gesamtwirtschaftliche Produktivität              
BIP real pro Kopf (Erwerbstätige)  + 0,5  + 0,7  + 0,8  + 0,1  – 4,9  + 1,3  + 2,3  + 0,7  – 0,7  – 3,8  – 9,4  – 2,4  – 4,1                

BIP nominell  Mrd. € 357,61 369,34 385,36 397,58 375,56 388,77 412,31 98,97 103,68 93,67 86,82 96,34 98,73 
Pro Kopf (Bevölkerung) in € 40.917 41.994 43.604 44.784 42.108 43.399 45.845 11.143 11.654 10.518 9.742 10.795 11.052                
Arbeitsvolumen Gesamtwirtschaft1)  + 2,1  + 1,0  + 2,0  + 1,7  – 8,8  + 4,2  + 3,3  + 1,2  + 1,9  – 5,2  – 16,1  – 3,5  – 10,2 
Stundenproduktivität Gesamt-
wirtschaft2)   – 0,1  + 1,4  + 0,6  – 0,2  + 2,4  – 1,8  + 0,9  + 0,5  – 1,4  + 1,7  + 3,1  – 0,2  + 5,0 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. 2021 und 2022: Prognose. Im März 2021 wurden im Rahmen der WIFO-Konjunkturprognose zwei 
Szenarien veröffentlicht (Öffnungs- und Lockdown-Szenario), um der Unsicherheit über die weiteren Rahmenbedingungen Rechnung zu tragen. Hier werden die 
Werte aus dem Öffnungsszenario dargestellt.  1) Von Erwerbstätigen geleistete Arbeitsstunden.  2) Produktion je geleistete Arbeitsstunde. • Rückfragen: 
christine.kaufmann@wifo.ac.at 
 
2.2 Konjunkturklima 
Übersicht 10: WIFO-Konjunkturklimaindex 

 
2020 2021 2020 2021  

I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober November Dezember Jänner Februar März  
Indexpunkte (saisonbereinigt) 

Konjunkturklimaindex Gesamt-
wirtschaft   + 7,7  – 27,2  – 11,8  – 11,9  – 8,6  – 9,6  – 15,0  – 11,1  – 11,6  – 10,8  – 3,2 

Index der aktuellen Lage-
beurteilungen   + 10,9  – 31,7  – 14,9  – 12,1  – 12,3  – 9,3  – 13,1  – 13,9  – 14,4  – 14,2  – 8,3 
Index der unternehmerischen  
Erwartungen   + 4,5  – 22,6  – 8,7  – 11,7  – 4,8  – 10,0  – 16,8  – 8,4  – 8,8  – 7,5  + 1,9             

Konjunkturklimaindex Wirtschaftsbereiche           
Sachgütererzeugung  – 1,9  – 30,0  – 17,1  – 10,6  – 5,7  – 10,8  – 14,5  – 6,5  – 7,9  – 8,0  – 1,0 
Bauwirtschaft  + 24,0  – 6,9  + 6,9  + 8,5  + 16,1  + 8,1  + 4,8  + 12,7  + 11,6  + 14,4  + 22,3 
Dienstleistungen  + 10,6  – 29,4  – 12,2  – 16,9  – 15,4  – 12,5  – 19,3  – 18,9  – 18,6  – 17,7  – 9,8 

Q: WIFO-Konjunkturtest; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond, https://konjunktur.wifo.ac.at/. WIFO-Konjunkturklimaindex: Werte zwischen 100 (pessimistisches 
Konjunkturklima) und +100 (optimistisches Konjunkturklima). • Rückfragen: birgit.agnezy@wifo.ac.at, alexandros.charos@wifo.ac.at 
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2.3 Tourismus 
Übersicht 11: Tourismusentwicklung in der laufenden Saison 

 
Wintersaison 2019/20 November 2020 bis Februar 2021  

Umsätze im 
Gesamtreise-

verkehr 

Übernachtungen Umsätze im 
Gesamtreise-

verkehr2) 

Übernachtungen1)  
Insgesamt Aus dem Inland Aus dem 

Ausland 
Insgesamt Aus dem Inland Aus dem 

Ausland  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Österreich  – 14,6  – 18,1  – 21,8  – 17,1  – 93,5  – 93,5  – 78,5  – 97,6 
          
Wien  – 24,9  – 27,6  – 27,8  – 27,6  – 94,4  – 94,4  – 82,8  – 96,9 
Niederösterreich  – 22,7  – 25,9  – 25,3  – 27,1  – 63,3  – 63,4  – 56,5  – 77,7 
Burgenland  – 27,3  – 29,8  – 28,2  – 39,0  – 78,5  – 78,5  – 79,0  – 74,9 
Steiermark  – 13,1  – 16,9  – 20,2  – 11,5  – 87,2  – 87,3  – 81,6  – 93,8 
Kärnten  – 10,8  – 14,3  – 16,9  – 12,7  – 87,6  – 87,6  – 73,3  – 95,7 
Oberösterreich  – 19,3  – 24,0  – 23,0  – 25,6  – 75,9  – 75,9  – 70,2  – 84,8 
Salzburg  – 11,3  – 14,1  – 18,1  – 13,1  – 96,9  – 96,9  – 88,8  – 98,9 
Tirol  – 12,4  – 16,6  – 21,1  – 16,3  – 97,6  – 97,7  – 82,7  – 98,7 
Vorarlberg  – 14,6  – 18,6  – 24,0  – 18,1  – 97,4  – 97,4  – 83,5  – 98,7 

Q: OeNB; Statistik Austria; WIFO-Berechnungen; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Unbereinigte Werte. Wintersaison: 1. November bis 30. April des 
Folgejahres, Sommersaison: 1. Mai bis 31. Oktober. Umsätze einschließlich des internationalen Personentransportes.  1) Februar 2021: Hochrechnung. – 
2) Schätzung. • Rückfragen: sabine.ehn-fragner@wifo.ac.at, susanne.markytan@wifo.ac.at 
 

2.4 Außenhandel 
Übersicht 12: Warenexporte und Warenimporte 

 
2020 2021 2020 2021 2018 2019 2020 2021 2020 2021 

  
 

Jänner 
 

Jänner 
 

  Jänner Septem-
ber 

Oktober Novem-
ber 

Dezem-
ber 

Jänner 
 

Mrd. € Anteile in % Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Warenexporte insgesamt 141,9 11,1 100,0 100,0  + 5,7  + 2,3  – 7,5  – 9,5  – 1,0  – 10,7  + 2,4  + 1,8  – 9,5 
               
Intra-EU 27 (ab 2020) 95,7 7,8 67,5 69,8  + 5,9  + 1,7  – 6,5  – 6,9  – 0,8  – 7,6  + 4,2  + 3,9  – 6,9 

Deutschland 43,3 3,5 30,5 31,2  + 5,5  – 0,4  – 3,8  – 4,8  + 2,0  – 2,5  + 7,3  + 8,7  – 4,8 
Italien 8,8 0,7 6,2 6,6  + 7,2  – 0,1  – 9,3  – 8,9  – 3,6  – 9,6  + 8,5  + 0,8  – 8,9 
Frankreich 6,1 0,5 4,3 4,1  – 8,5  + 4,8  – 9,0  – 21,3  – 10,6  – 32,5  – 3,4  – 7,2  – 21,3 
EU-Länder seit 2004 25,8 2,1 18,2 19,0  + 7,8  + 2,7  – 7,4  – 7,2  – 0,1  – 8,3  – 0,0  + 2,7  – 7,2 

5 EU-Länder1) 20,9 1,7 14,7 15,3  + 7,5  + 3,1  – 7,2  – 9,0  + 0,2  – 8,5  – 0,3  + 3,2  – 9,0 
Tschechien 5,0 0,4 3,5 3,6  + 7,6  – 4,6  – 7,7  – 4,8  – 1,6  – 2,2  – 0,0  – 1,5  – 4,8 
Ungarn 4,9 0,4 3,5 3,6  + 6,1  + 9,3  – 12,4  – 12,4  – 7,7  – 12,1  – 2,9  – 3,9  – 12,4 
Polen 5,3 0,5 3,8 4,1  + 9,8  + 8,1  + 3,2  – 4,8  + 18,5  – 7,5  + 3,5  + 21,5  – 4,8 

Extra-EU 27 (ab 2020) 46,2 3,4 32,5 30,2  + 5,5  + 3,5  – 9,5  – 15,1  – 1,5  – 16,3  – 1,1  – 2,0  – 15,1 
Schweiz 7,5 0,5 5,3 4,3  + 0,2  + 3,6  + 3,0  – 24,1  + 12,0  + 1,7  + 11,3  – 1,9  – 24,1 
Vereinigtes Königreich 4,1 0,3 2,9 2,3  + 7,5  + 7,1  – 9,7  – 29,2  – 3,1  – 0,1  + 28,4  + 20,7  – 29,2 
Westbalkanländer 1,4 0,1 1,0 0,9  + 2,9  + 12,8  – 10,4  – 11,9  + 3,4  – 4,4  – 9,3  + 1,4  – 11,9 
GUS-Europa 2,3 0,1 1,6 1,3  – 3,6  + 11,5  – 11,6  – 13,3  – 11,3  – 49,5  – 11,8  – 11,7  – 13,3 

Russland 2,1 0,1 1,5 1,2  – 3,7  + 12,3  – 10,3  – 15,2  – 9,0  – 50,7  – 11,3  – 12,5  – 15,2 
Industrieländer in Übersee 15,3 1,2 10,8 10,9  + 9,0  + 0,4  – 11,8  – 10,1  – 1,3  – 25,3  + 2,7  + 1,4  – 10,1 

USA 9,3 0,7 6,6 6,0  + 9,7  – 3,4  – 9,2  – 13,0  + 1,2  – 5,4  + 5,4  + 0,4  – 13,0 
China 3,9 0,3 2,8 2,9  + 9,6  + 10,0  – 11,9  + 16,2  – 5,2  + 0,0  – 14,7  – 16,0  + 16,2 
Japan 1,5 0,2 1,1 1,9  + 10,7  + 5,5  – 5,6  + 69,0  – 25,6  – 3,7  + 31,0  + 1,8  + 69,0 

               
Agrarwaren 12,0 0,9 8,5 8,3  + 3,7  + 6,7  + 3,3  – 8,1  + 8,0  + 1,0  + 5,2  + 8,1  – 8,1 
Roh- und Brennstoffe 7,1 0,6 5,0 5,5  + 12,2  + 2,0  – 14,8  – 11,2  – 9,0  – 12,5  – 5,0  – 9,3  – 11,2 
Industriewaren 122,8 9,6 86,5 86,2  + 5,5  + 1,9  – 8,0  – 9,6  – 1,3  – 11,5  + 2,6  + 1,9  – 9,6 

Chemische Erzeugnisse 21,6 1,7 15,3 14,9  + 0,3  + 8,4  + 0,4  – 4,6  + 3,8  – 21,2  + 3,2  + 6,0  – 4,6 
Bearbeitete Waren 28,7 2,4 20,2 21,3  + 6,5  – 3,2  – 9,9  – 8,1  – 2,6  – 10,5  + 3,2  + 5,0  – 8,1 
Maschinen, Fahrzeuge 54,3 4,2 38,2 37,8  + 6,2  + 2,5  – 12,1  – 12,4  – 1,8  – 10,6  + 2,2  – 1,0  – 12,4 
Konsumnahe Fertigwaren 16,1 1,2 11,3 10,8  + 7,2  + 1,8  – 7,1  – 10,7  – 5,7  – 6,5  + 1,8  + 0,3  – 10,7 

               
Warenimporte insgesamt 144,2 11,3 100,0 100,0  + 5,8  + 1,1  – 8,6  – 10,4  – 3,0  – 5,9  + 0,9  + 1,7  – 10,4 
               
Intra-EU 27 (ab 2020) 98,6 7,7 68,4 67,6  + 5,3  + 0,3  – 8,6  – 9,4  – 1,6  – 6,8  + 1,1  + 1,7  – 9,4 

Deutschland 50,5 3,8 35,0 33,2  + 2,7  – 1,1  – 8,6  – 13,1  – 1,1  – 7,9  + 0,7  + 0,0  – 13,1 
Italien 9,1 0,7 6,3 5,9  + 9,5  + 4,1  – 12,1  – 11,3  – 5,6  – 12,6  – 5,0  – 7,7  – 11,3 
Frankreich 3,7 0,3 2,6 2,6  + 8,4  – 1,4  – 12,0  – 10,2  – 0,3  – 6,2  + 0,8  – 1,1  – 10,2 
EU-Länder seit 2004 22,5 1,9 15,6 16,4  + 8,8  + 1,2  – 6,9  – 4,9  – 2,6  – 3,6  + 5,6  + 8,8  – 4,9 

5 EU-Länder1) 19,2 1,6 13,3 14,2  + 9,2  + 1,1  – 8,8  – 4,9  – 4,8  – 6,7  + 3,7  + 7,5  – 4,9 
Tschechien 6,0 0,5 4,2 4,5  + 6,9  – 2,4  – 9,6  – 7,5  – 10,8  – 11,7  + 0,6  + 10,7  – 7,5 
Ungarn 3,9 0,3 2,7 2,9  + 5,9  + 2,5  – 10,3  – 4,7  + 6,9  – 3,1  + 3,3  + 2,5  – 4,7 
Polen 4,5 0,4 3,1 3,5  + 10,3  + 11,0  – 3,4  + 17,5  + 1,3  + 10,0  + 33,2  + 21,8  + 17,5 

Extra-EU 27 (ab 2020) 45,6 3,7 31,6 32,4  + 6,9  + 2,8  – 8,8  – 12,3  – 6,0  – 3,8  + 0,5  + 1,7  – 12,3 
Schweiz 7,6 0,5 5,3 4,8  – 10,8  – 10,8  + 25,5  – 19,8  + 2,8  + 49,4  – 3,4  + 11,5  – 19,8 
Vereinigtes Köngreich 2,2 0,1 1,5 1,0  + 16,3  – 1,3  – 24,0  – 42,1  – 9,0  – 20,6  + 0,1  – 4,4  – 42,1 
Westbalkanländer 1,3 0,1 0,9 0,8  + 9,2  + 16,0  – 10,6  – 13,9  – 6,4  – 14,5  – 7,5  – 5,1  – 13,9 
GUS-Europa 2,3 0,3 1,6 2,2  + 19,0  – 15,9  – 20,7  + 5,5  – 15,4  + 4,2  – 9,7  – 28,4  + 5,5 

Russland 2,2 0,2 1,5 2,2  + 19,0  – 16,1  – 21,4  + 7,0  – 16,5  + 5,5  – 10,9  – 28,3  + 7,0 
Industrieländer in Übersee 8,9 0,6 6,2 5,6  + 1,3  + 10,6  – 19,2  – 15,9  – 11,9  – 14,1  + 18,4  + 18,3  – 15,9 

USA 5,3 0,3 3,7 3,0  + 2,9  + 18,5  – 25,7  – 20,7  – 18,9  – 15,8  + 31,8  + 11,6  – 20,7 
China 10,1 0,8 7,0 7,4  + 7,1  + 7,9  + 3,2  – 5,8  + 0,6  – 4,3  + 11,8  + 12,3  – 5,8 
Japan 2,0 0,2 1,4 1,5  + 4,2  + 0,2  – 8,8  – 11,1  – 10,9  – 12,6  – 9,5  + 7,6  – 11,1 

               
Agrarwaren 11,6 0,9 8,1 7,6  + 1,2  + 4,7  – 0,4  – 14,7  + 4,7  – 7,5  – 3,8  – 5,0  – 14,7 
Roh- und Brennstoffe 14,1 1,3 9,8 11,5  + 15,3  – 4,0  – 23,2  – 14,0  – 23,5  – 18,5  – 17,5  – 16,5  – 14,0 
Industriewaren 118,5 9,2 82,1 81,0  + 4,9  + 1,6  – 7,3  – 9,4  – 0,8  – 4,1  + 3,9  + 5,3  – 9,4 

Chemische Erzeugnisse 20,9 1,7 14,5 15,3  + 4,5  + 3,1  – 4,4  + 1,5  – 9,4  + 1,2  + 10,2  + 4,7  + 1,5 
Bearbeitete Waren 22,9 1,8 15,9 15,6  + 6,9  – 2,2  – 6,2  – 6,4  – 0,7  – 6,6  + 0,6  + 7,3  – 6,4 
Maschinen, Fahrzeuge 50,3 4,0 34,9 35,3  + 4,4  + 3,7  – 11,4  – 9,1  – 0,7  – 7,8  + 5,4  + 6,2  – 9,1 
Konsumnahe Fertigwaren 21,8 1,6 15,1 14,0  + 4,6  + 3,1  – 8,0  – 17,3  – 0,9  – 7,4  – 1,2  – 3,2  – 17,3 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Monatsdaten für das aktuelle Jahr werden laufend revidiert.  1) Tschechien, Ungarn, Polen, Slowenien, 
Slowakei. • Rückfragen: irene.langer@wifo.ac.at 
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2.5 Landwirtschaft 

Übersicht 13: Markt- und Preisentwicklung von Agrarprodukten 
 

2017 2018 2019 2020 2019 2020 2020 2021   
   IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner 

 
1.000 t Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Marktentwicklung             
 

    
 

        
Milchanlieferung1) 3.313 3.391 3.378 3.384  + 0,8  + 3,1  – 0,2  – 0,5  – 1,7  – 1,7  – 1,5  – 1,8  – 1,6 
Marktleistung Getreide insgesamt2) 2.459 2.493 2.691 2.822   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
BEE3) Rindfleisch 213 218 215 205  + 1,2  + 1,9  – 4,2  – 6,6  – 9,8  – 11,8  – 7,8  – 9,5  – 20,8 
BEE3) Kalbfleisch 7 7 7 7  – 5,5  – 0,6  – 7,5  – 14,4  – 4,4  – 4,6  + 7,7  – 12,9  – 24,3 
BEE3) Schweinefleisch 467 468 468 474  – 2,5  + 1,3  – 1,8  + 3,1  + 2,4  – 8,2  + 10,3  + 6,3  – 6,9 
Geflügelschlachtungen4) 108 110 116 125  + 7,4  + 6,6  + 8,5  + 13,6  + 4,3  + 2,7  + 7,4  + 3,2  – 3,8 
     

€ je t Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Erzeugerpreise (ohne Umsatzsteuer)  

            

Milch (4% Fett, 3,3% Eiweiß) 364 352 349 356  – 4,9  – 2,9  – 2,3  + 3,9  + 9,3  + 7,9  + 8,9  + 11,1  + 7,2 
Qualitätsweizen5) 156 159 166 159  – 3,4  – 10,4  – 2,5  – 4,1  + 3,2  + 1,7  + 2,2  + 5,8  + 11,9 
Körnermais5) 144 149 143 142  – 6,6  – 9,3  – 1,0  + 8,2  + 2,1  – 3,0  + 8,0  + 1,7  + 16,3 
Jungstiere (Handelsklasse R3)6)7) 3.861 3.868 3.703 3.650  – 4,0  – 3,3  – 2,7  – 0,5  + 0,7  + 0,0  + 1,1  + 1,0  + 0,4 
Schweine (Handelsklasse E)6) 1.668 1.487 1.757 1.678  + 37,6  + 35,3  – 2,6  – 14,3  – 26,2  – 19,0  – 25,9  – 33,0  – 28,4 
Masthühner bratfertig, lose8) 2.082 2.731 2.665 2.385  – 13,5  – 18,8  – 10,3  – 3,9  – 7,5  – 4,8  – 7,8  – 9,9  – 1,7 

Q: Agrarmarkt Austria; Statistik Austria; Bundesanstalt für Agrarwirtschaft; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Milchanlieferung an die Be- und Verarbei-
tungsbetriebe.  2) Wirtschaftsjahre, Summe der Marktleistung von Juli bis Juni des nächsten Jahres, Körnermais von Oktober bis September (Wirtschaftsjahr 2019/20 
= Jahr 2019).  3) Bruttoeigenerzeugung (BEE) von Fleisch: untersuchte Schlachtungen in Österreich einschließlich Exporte und abzüglich Importe von lebenden 
Tieren.  4) Schlachtungen von Brat-, Back- und Suppenhühnern in Betrieben mit mindestens 5.000 Schlachtungen im Vorjahr.  5) Preise der ersten Handelsstufe; für 
das laufende Wirtschaftsjahr Mischpreise aus A-Konto-Zahlungen und zum Teil endgültigen Preisen.  6) € je t Schlachtgewicht.  7) Preis frei Rampe Schlachthof, 
gemäß Viehmeldeverordnung.  8) Verkaufspreis frei Filiale. • Rückfragen: dietmar.weinberger@wifo.ac.at 

 
2.6 Herstellung von Waren 

Übersicht 14: Produktion, Beschäftigung und Auftragslage 
 

2018 2019 2020 2020 2020 2021    
 I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner 

 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Produktionsindex (arbeitstagsbereinigt) 
           

Insgesamt  + 4,2  + 0,2  – 7,4  – 6,2  – 18,4  – 4,3  – 0,8  – 4,5  – 3,4  – 0,1  – 0,3  – 2,1  – 3,6 
Vorleistungen  + 4,0  – 1,0  – 5,6  – 3,2  – 16,1  – 4,1  + 1,8  – 2,2  – 3,3  + 0,3  + 3,1  + 2,2  + 1,7 
Investitionsgüter  + 6,2  + 2,5  – 12,1  – 12,4  – 26,5  – 7,3  – 2,9  – 11,4  – 4,3  – 3,2  – 3,5  – 2,0  – 8,9 

Kfz  + 10,1  + 5,1  – 16,0  – 12,4  – 46,9  – 8,9  + 6,2  – 19,9  – 3,6  + 4,5  + 10,3  + 3,2  – 11,4 
Konsumgüter  + 1,4  – 1,5  – 2,7  + 0,3  – 9,7  + 0,9  – 2,1  + 0,8  + 1,6  + 0,7  + 0,5  – 7,7  – 5,0 

Langlebige Konsumgüter  + 3,4  – 2,2  – 0,1  – 2,3  – 18,2  + 10,3  + 9,9  + 14,6  + 11,9  + 7,3  + 19,0  + 3,4  + 3,1 
Kurzlebige Konsumgüter  + 1,0  – 1,3  – 3,4  + 0,7  – 7,5  – 1,6  – 5,1  – 1,8  – 1,6  – 0,5  – 4,3  – 10,7  – 7,0 

               
Arbeitsmarkt   

           

Beschäftigte  + 3,4  + 1,6  – 1,1  + 0,3  – 1,4  – 1,5  – 1,7  – 1,3  – 1,3  – 1,5  – 1,7  – 1,8   . 
Geleistete Stunden  + 3,2  + 2,2  – 4,4  – 1,4  – 12,0  – 4,1  – 3,0  – 4,2  – 3,2  – 8,5  – 0,9  – 1,2   . 
Produktion pro Kopf (Beschäftigte)  + 0,7  – 1,4  – 6,4  – 6,5  – 17,2  – 2,9  + 0,9  – 3,2  – 2,1  + 1,4  + 1,5  – 0,3   . 
Produktion (unbereinigt) je 
geleistete Stunde  + 1,1  – 1,9  – 2,7  – 4,2  – 7,2  + 1,0  + 2,2  – 0,4  + 3,6  + 2,3  + 3,4  + 3,0   . 
               
Aufträge   

           

Auftragseingänge  + 7,1  – 2,1  – 7,4  – 9,1  – 22,3  – 3,2  + 5,5  – 1,3  + 3,4  – 1,9  + 9,0  + 10,3   . 
Inland  – 0,2  – 0,9  – 3,9  – 4,8  – 17,2  – 1,4  + 7,3  – 2,9  + 7,4  – 4,5  + 0,2  + 27,7   . 
Ausland  + 9,4  – 2,5  – 8,4  – 10,4  – 23,8  – 3,8  + 5,0  – 0,8  + 2,2  – 1,2  + 11,8  + 4,9   . 

Auftragsbestand  + 10,7  + 2,5  – 1,6  – 2,1  – 3,4  – 1,9  + 1,1  – 1,8  – 0,7  – 0,3  + 0,9  + 2,6   . 
Inland  + 10,0  + 2,1  + 7,3  + 10,0  + 6,5  + 5,6  + 7,4  + 4,5  + 6,2  + 6,5  + 5,3  + 10,3   . 
Ausland  + 10,8  + 2,6  – 3,5  – 4,6  – 5,5  – 3,6  – 0,3  – 3,2  – 2,2  – 1,8  – 0,1  + 0,9   . 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Ab 2020: vorläufig. • Rückfragen: anna.strauss-kollin@wifo.ac.at 
 

Übersicht 15: Ergebnisse des WIFO-Konjunkturtests für die Sachgütererzeugung 
 2020 2021 2020 2021 
 I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober November Dezember Jänner Februar März 
 Indexpunkte (saisonbereinigt)1) 
Konjunkturklimaindex Sachgüter-
erzeugung  – 1,9  – 30,0  – 17,1  – 10,6  – 5,7  – 10,8  – 14,5  – 6,5  – 7,9  – 8,0  – 1,0 

Index der aktuellen Lage-
beurteilungen  + 0,1  – 29,6  – 21,1  – 9,9  – 7,3  – 10,2  – 11,6  – 7,9  – 8,2  – 10,0  – 3,8 
Index der unternehmerischen 
Erwartungen  – 4,0  – 30,4  – 13,2  – 11,3  – 4,0  – 11,4  – 17,3  – 5,0  – 7,6  – 6,1  + 1,8 

   
 In % der Unternehmen (saisonbereinigt) 
Auftragsbestände zumindest 
ausreichend 71,4  47,1  52,3  57,6  59,9  57,8  57,3  57,9  58,8  58,5  62,3  
Auslandsauftragsbestände 
zumindest ausreichend 64,1  43,0  46,3  53,7  54,1  52,2  53,2  55,6  53,2  52,8  56,4  
   
 Salden aus positiven und negativen Antworten in % aller Antworten (saisonbereinigt) 
Fertigwarenlager zur Zeit  + 7,8  + 11,5  + 10,3  + 7,3  + 4,3  + 8,1  + 9,8  + 3,9  + 5,4  + 5,9  + 1,5 
Produktion in den nächsten 
3 Monaten  – 0,4  – 27,0  – 3,7  – 7,3  + 1,0  – 7,2  – 14,5  – 0,2  – 4,4  + 1,9  + 5,6 
Geschäftslage in den nächsten 
6 Monaten  – 4,7  – 39,6  – 20,3  – 17,4  – 8,5  – 15,5  – 24,0  – 12,8  – 9,7  – 13,7  – 2,1 
Verkaufspreise in den nächsten 
3 Monaten  + 3,4  – 9,1  – 4,4  – 1,7  + 9,2  – 2,8  – 3,3  + 1,1  + 3,1  + 8,0  + 16,6 

Q: WIFO-Konjunkturtest; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Werte zwischen 100 (pessimistisches Konjunkturklima) und +100 (optimistisches 
Konjunkturklima). • Rückfragen: birgit.agnezy@wifo.ac.at, alexandros.charos@wifo.ac.at 
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2.7 Bauwirtschaft 

Übersicht 16: Bauwesen 
 

2018 2019 2020 2020 2021 2020 2021   
  II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Konjunkturdaten1) 
             

Produktion2) 
             

Bauwesen insgesamt + 6,3 + 7,3 – 3,1 – 10,6 – 1,5 – 1,8   . – 6,2 + 4,7 – 3,7   .   .   . 
Hochbau + 9,1 + 9,6 – 5,0 – 10,0 – 4,8 – 2,8   . – 8,9 + 0,5 + 0,4   .   .   . 
Tiefbau – 3,7 + 5,9 – 3,2 – 8,9 – 0,1 – 4,5   . – 4,5 + 13,2 – 21,4   .   .   . 
Baunebengewerbe3) + 7,7 + 6,2 – 1,9 – 11,6 + 0,3 – 0,4   . – 4,9 + 5,2 – 1,4   .   .   . 

               
Auftragsbestände + 16,3 + 4,8 – 0,4 – 3,0 + 1,0 + 3,5   . + 3,5 + 4,4 + 2,7   .   .   . 
Auftragseingänge + 11,4 – 1,7 + 0,0 – 5,3 + 0,9 + 7,1   . + 2,8 + 7,6 + 10,9   .   .   . 
               
Arbeitsmarkt              
Unselbständig aktiv Beschäftigte + 3,4 + 3,8 – 0,1 – 2,7 + 1,5 + 1,7 + 6,8 + 1,0 + 2,2 + 2,1 + 0,4 + 2,3 + 17,8 
Arbeitslose – 9,8 – 8,6 + 29,9 + 87,2 + 39,3 + 18,8 – 8,3 + 30,1 + 31,1 + 11,1 + 13,9 + 11,1 – 48,0 
Offene Stellen + 48,0 + 10,5 + 2,2 + 0,1 – 0,7 + 4,9 + 7,8 + 5,6 + 8,1 – 0,6 – 16,5 – 4,1 + 44,3 
               
Baupreisindex              
Hoch- und Tiefbau + 2,8 + 3,1 + 2,6 + 2,6 + 2,5 + 2,5   .   .   .   .   .   .   . 
Hochbau + 3,8 + 3,4 + 3,2 + 3,1 + 3,3 + 3,2   .   .   .   .   .   .   . 

Wohnhaus-, Siedlungsbau + 3,7 + 3,3 + 3,2 + 3,2 + 3,3 + 3,1   .   .   .   .   .   .   . 
Sonstiger Hochbau + 3,9 + 3,4 + 3,1 + 3,1 + 3,2 + 3,2   .   .   .   .   .   .   . 

Tiefbau + 1,5 + 2,7 + 1,8 + 1,9 + 1,5 + 1,8   .   .   .   .   .   .   . 

Q: Statistik Austria; Arbeitsmarktservice Österreich; Dachverband der Sozialversicherungsträger; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) Konjunkturerhebung 
(Grundgesamtheit). Ab 2020: vorläufig.  2) Abgesetzte Produktion nach Aktivitätsansatz.  3) Vorbereitende Baustellenarbeiten, Bauinstallation und sonstiges 
Ausbaugewerbe. • Rückfragen: michael.weingaertler@wifo.ac.at 

 

2.8 Binnenhandel 

Übersicht 17: Umsätze und Beschäftigung 
 

2018 2019 2020 2020 2020 2021    
 I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner 

 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Nettoumsätze nominell  + 3,7  + 1,2  – 5,3  – 4,1  – 12,5  – 1,0  – 3,4  – 3,7  + 2,3  – 3,7  – 4,8  – 1,5  – 15,9 
Kfz-Handel und -Reparatur  + 2,1  + 0,6  – 10,7  – 16,4  – 24,5  + 0,6  – 1,3  – 5,2  + 8,3  – 1,5  – 2,7  + 0,6  – 18,7 
Großhandel  + 4,9  + 0,9  – 7,0  – 2,6  – 14,5  – 4,8  – 5,8  – 6,6  – 1,7  – 9,2  – 3,8  – 4,1  – 13,5 
Einzelhandel  + 2,4  + 2,1  + 0,1  – 0,8  – 2,9  + 4,8  – 0,5  + 1,6  + 6,9  + 5,1  – 7,8  + 1,0  – 18,5 

Nettoumsätze real1)  + 1,3  + 0,6  – 4,8  – 4,1  – 11,2  – 0,5  – 3,2  – 3,2  + 3,0  – 3,4  – 4,7  – 1,6  – 16,5 
Kfz-Handel und -Reparatur  + 0,7  – 1,2  – 12,5  – 18,2  – 26,0  – 1,3  – 3,1  – 7,0  + 6,4  – 3,4  – 4,4  – 1,2  – 20,2 
Großhandel  + 2,1  + 0,6  – 5,3  – 1,4  – 11,6  – 2,8  – 5,0  – 4,9  + 0,3  – 8,0  – 3,0  – 3,6  – 14,7 
Einzelhandel  + 0,3  + 1,2  – 0,2  – 1,9  – 2,9  + 4,3  – 0,5  + 1,4  + 6,8  + 5,0  – 7,9  + 1,2  – 18,1 

Beschäftigte2)  + 1,3  + 0,2  – 1,7  – 1,1  – 3,3  – 0,9  – 1,4  – 0,8  – 0,7  – 0,7  – 1,6  – 1,8  – 2,7 
Kfz-Handel und -Reparatur  + 2,2  + 0,9  – 1,8  – 1,1  – 3,4  – 1,0  – 1,7  – 0,8  – 1,0  – 1,6  – 1,7  – 1,9  – 3,1 
Großhandel  + 2,0  + 0,9  – 1,5  – 0,4  – 2,7  – 1,3  – 1,7  – 1,0  – 1,2  – 1,2  – 2,0  – 1,8  – 2,5 
Einzelhandel  + 0,8  – 0,4  – 1,8  – 1,6  – 3,6  – 0,7  – 1,1  – 0,5  – 0,3  – 0,2  – 1,4  – 1,9  – 2,8 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. ÖNACE 2008, 2015 = 100.  1) Die Preisbereinigung der nominellen Umsatzindizes erfolgt mit den 
Messzahlen jener Waren des Großhandelspreisindex und des Verbraucherpreisindex, die den einzelnen Gliederungsbereichen entsprechen.  2) Unselbständige 
und selbständige Beschäftigungsverhältnisse. • Rückfragen: martina.einsiedl@wifo.ac.at 

 

2.9 Private Haushalte 

Übersicht 18: Privater Konsum, Sparquote, Konsumklima 
 

2018 2019 2020 2020 2021 2020 2021     
II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 
Veränderung gegen das Vorjahr in %, real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 

Privater Konsum  + 1,1  + 0,8  – 9,6  – 16,1  – 6,0  – 11,0   .       
    

In % des persönlichen verfügbaren Einkommens 
Sparquote1) 7,8 8,2 14,5 9,7 11,3 14,5 .       
    

Saldo aus positiven und negativen Antworten in % aller Antworten (saisonbereinigt) 
Konsumklimaindikator  + 0,9  – 2,7  – 10,1  – 13,6  – 9,2  – 13,1  – 10,1  – 11,7  – 15,7  – 11,8  – 12,9  – 11,4  – 5,9 

Finanzielle Situation in den 
letzten 12 Monaten  – 1,2  + 1,9  – 2,3  – 1,3  – 5,7  – 6,2  – 8,0  – 4,6  – 6,1  – 7,8  – 9,3  – 7,5  – 7,1 
Finanzielle Situation in den 
nächsten 12 Monaten  + 3,4  + 6,2  + 0,4  – 3,5  + 1,5  – 2,2  + 0,4  – 0,8  – 4,6  – 1,2  + 0,1  – 1,9  + 3,1 
Allgemeine Wirtschaftslage in 
den nächsten 12 Monaten  + 13,0  – 4,9  – 22,2  – 29,3  – 16,7  – 30,0  – 21,6  – 31,3  – 34,8  – 23,8  – 28,5  – 23,4  – 13,0 
Größere Anschaffungen in den 
nächsten 12 Monaten  – 11,5  – 14,0  – 16,3  – 20,5  – 15,8  – 14,0  – 11,1  – 10,2  – 17,3  – 14,5  – 13,8  – 12,8  – 6,7 

Q: Statistik Austria; Europäische Kommission; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Gleitende Summen über jeweils vier Quartale ("rolling years" bzw. 
"gleitende Jahre"). • Rückfragen: martina.einsiedl@wifo.ac.at 
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2.10 Verkehr 

Übersicht 19: Güter- und Personenverkehr 
 

2018 2019 2020 2020 2021 2020 2021   
  II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Güterverkehr 
             

Verkehrsleistung 
             

Straße  + 1,1  + 1,7   .  – 7,2  + 4,3   .   .   .   .   .   .   .   . 
Schiene  – 1,9  – 0,4   .  – 21,0  – 7,2   .   .   .   .   .   .   .   . 
Luftfahrt1)  + 4,6  – 4,6  – 26,6  – 38,3  – 34,1  – 25,9   .  – 30,0  – 27,1  – 19,9  – 13,0   .   . 
Binnenschifffahrt  – 28,4  + 20,7   .  – 5,6  – 15,8   .   .   .   .   .   .   .   . 

               
Lkw-Fahrleistung2)   + 5,6  + 0,9  – 4,6  – 15,3  – 2,5  + 1,3  + 5,0  – 4,3  + 4,5  + 5,1  – 8,2  + 2,2  + 20,2 
Neuzulassungen Lkw3)  + 10,6  + 1,5  – 17,1  – 37,7  + 6,6  + 4,0  + 32,7  – 4,0  + 16,6  + 0,9  – 7,2  + 3,6  + 129,5 
               
Personenverkehr              
Straße (Pkw-Neuzulassungen)  – 3,5  – 3,4  – 24,5  – 38,9  – 17,6  – 4,2  + 16,2  – 3,4  – 13,8  + 4,8  – 38,4  – 5,7  + 177,1 
Bahn (Personenkilometer)  + 4,7  + 0,8   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Luftverkehr (Passagiere)4)  + 9,7  + 14,0  – 74,3  – 98,1  – 80,0  – 90,4   .  – 86,9  – 93,0  – 91,8  – 92,2   .   . 
               
Arbeitsmarkt Verkehr und Lagerei              
Unselbständig aktiv Beschäftigte  + 3,1  + 1,6  – 3,8  – 4,9  – 2,8  – 5,5  – 5,1  – 4,3  – 4,8  – 7,4  – 7,6  – 7,6  + 0,2 
Arbeitslose  – 6,8  – 1,0  + 52,0  + 86,0  + 53,0  + 42,4  + 11,6  + 36,9  + 45,5  + 44,4  + 42,6  + 40,3  – 25,0 
Offene Stellen  + 34,6  + 6,0  – 31,4  – 39,9  – 38,6  – 30,9  – 20,0  – 29,7  – 32,7  – 30,4  – 36,9  – 28,5  + 14,4 
               
Kraftstoffpreise              
Dieselkraftstoff  + 10,5  – 1,4  – 12,8  – 17,8  – 14,4  – 15,7  – 3,5  – 17,1  – 16,4  – 13,5  – 11,0  – 5,3  + 6,8 
Normalbenzin  + 7,5  – 2,0  – 12,4  – 19,2  – 15,3  – 14,4  – 2,6  – 14,5  – 15,3  – 13,5  – 9,8  – 4,9  + 7,9 

Q: Statistik Austria; BMWFW; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Aufkommen im Fracht- und Postverkehr.  2) Lkw mit einem höchstzulässigen 
Gesamtgewicht von 3,5 t oder mehr im hochrangigen mautpflichtigen Straßennetz.  3) Lkw mit einer Nutzlast von 1 t oder mehr.  4) Ankünfte und Abflüge. • 
Rückfragen: michael.weingaertler@wifo.ac.at 

 

2.11 Bankenstatistik 

Übersicht 20: Zinssätze, Bankeinlagen und -kredite 
 

2018 2019 2020 2020 2021 2020 2021   
  I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 
In % 

Geld- und Kapitalmarktzinssätze 
             

Basiszinssatz  – 0,6  – 0,6  – 0,6  – 0,6  – 0,6  – 0,6  – 0,6  – 0,6  – 0,6  – 0,6  – 0,6  – 0,6  – 0,6 
Taggeldsatz  – 0,4  – 0,4  – 0,5  – 0,4  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,5 
Dreimonatszinssatz  – 0,3  – 0,4  – 0,4  – 0,4  – 0,4  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,5 
Sekundärmarktrendite Bund              

Benchmark 0,7 0,1  – 0,2  – 0,1  – 0,1  – 0,3  – 0,4  – 0,1  – 0,4  – 0,4  – 0,4  – 0,2  – 0,1 
Umlaufgewichtete 
Durchschnittsrendite 0,3  – 0,1  – 0,3  – 0,3  – 0,2  – 0,4  – 0,5  – 0,3  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,4  – 0,3 

  
             

Soll-Zinssätze der inländischen Kreditinstitute 
           

An private Haushalte 
             

Für Konsum: 1 bis 5 Jahre 4,0 4,0 4,0 4,0 4,0 4,0 3,9 . 4,1 3,9 4,6 4,1 . 
Für Wohnbau: über 10 Jahre 2,3 1,9 1,5 1,6 1,5 1,5 1,4 . 1,4 1,4 1,4 1,3 . 

An nichtfinanzielle Unternehmen              
Bis 1 Mio. €: bis 1 Jahr 1,7 1,7 1,7 1,8 1,6 1,6 1,6 . 1,6 1,6 1,6 1,6 . 
Über 1 Mio. €: bis 1 Jahr 1,3 1,2 1,3 1,2 1,5 1,3 1,4 . 1,4 1,4 1,5 1,3 . 

An private Haushalte und nicht-
finanzielle Unternehmen              

In Yen 1,5 1,5 1,4 1,2 1,2 1,8 1,4 . 1,6 1,4 1,4 1,4 . 
In Schweizer Franken 1,0 1,0 1,0 1,1 1,2 1,1 1,2 . 1,0 1,2 1,0 0,9 . 

               
Haben-Zinssätze der inländischen Kreditinstitute 

           

Einlagen von privaten Haushalten 
             

Bis 1 Jahr 0,2 0,2 0,1 0,1 0,2 0,1 0,2 . 0,1 0,2 0,2 0,1 . 
Über 2 Jahre 0,6 0,5 0,5 0,5 0,5 0,4 0,5 . 0,5 0,5 0,5 0,5 . 

Spareinlagen von privaten Haushalten             
Bis 1 Jahr 0,2 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,2 . 0,1 0,2 0,1 0,1 . 
Über 2 Jahre 0,6 0,5 0,4 0,5 0,5 0,4 0,6 . 0,5 0,6 0,5 0,5 . 

    
Veränderung der Endstände gegen das Vorjahr in % 

Einlagen und Kredite 
             

Einlagen insgesamt  + 5,4  + 3,7  + 8,6  + 4,6  + 5,6  + 6,9  + 8,6   .      
Spareinlagen  – 0,0  + 0,3  + 20,0  – 0,7  – 0,6  – 0,1  + 20,0   .      
Einlagen ohne Bindung   .  + 6,4  + 13,5  + 7,7  + 8,8  + 11,7  + 13,5   .      
Einlagen mit Bindung   .  – 1,8  – 2,2  – 1,7  – 1,1  – 3,1  – 2,2   .      

Forderungen an inländische 
Nichtbanken  + 4,9  + 4,4  + 3,8  + 4,9  + 4,6  + 3,9  + 3,8   .      

Q: OeNB; EZB; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: ursula.glauninger@wifo.ac.at, nathalie.fischer@wifo.ac.at 
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2.12 Arbeitsmarkt 

Übersicht 21: Saisonbereinigte Arbeitsmarktindikatoren 
 

2019 2020 2021 2020 2021  
III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 
Veränderung gegen die Vorperiode in % 

Unselbständig aktiv Beschäftigte1)  – 0,2  + 0,7  – 1,4  – 3,1  + 2,3  + 0,3  – 0,2  + 0,2  + 0,1  – 1,6  + 0,4  + 0,4  + 0,5 
Arbeitslose  + 3,9  – 1,2  + 18,5  + 34,5  – 13,6  – 5,6  – 3,7  – 1,9  + 0,3  – 0,5  – 1,2  – 2,1  – 2,9 
Offene Stellen  – 1,8  + 1,7  – 8,0  – 21,5  + 8,8  + 3,7  + 6,9  + 1,6  – 0,7  – 0,5  + 2,5  + 5,0  + 4,5 
Arbeitslosenquote              

In % der unselbständigen 
Erwerbspersonen  7,5 7,4 8,8 11,7 10,1 9,6 9,3 9,5 9,5 9,6 9,5 9,3 9,0 
In % der Erwerbspersonen 
(laut Eurostat)  4,4 4,3 4,6 5,6 5,6 5,6 . 5,4 5,5 5,8 5,7 5,7 . 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Arbeitsmarktservice Österreich; Eurostat; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Ohne Personen in 
aufrechtem Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten. • Rückfragen: stefan.fuchs@wifo.ac.at, christoph.lorenz@wifo.ac.at 
 

Übersicht 22: Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und offene Stellen 
  2018 2019 2020 2020 2021 2020 2021   

  II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-
ber 

Dezem-
ber 

Jänner Februar März 
 

In 1.000 
Unselbständig Beschäftigte 3.741 3.797 3.717 3.647 3.797 3.716 3.676 3.766 3.737 3.645 3.631 3.664 3.734 

Männer 2.000 2.034 1.991 1.964 2.042 1.991 1.960 2.029 2.013 1.931 1.923 1.951 2.006 
Frauen  1.741 1.763 1.726 1.683 1.755 1.725 1.716 1.737 1.725 1.714 1.707 1.713 1.729 

               
Unselbständig aktiv Beschäftigte1)  3.661 3.720 3.644 3.572 3.725 3.645 3.605 3.695 3.667 3.575 3.560 3.593 3.663 

Männer  1.992 2.026 1.983 1.955 2.035 1.985 1.953 2.022 2.007 1.926 1.916 1.944 1.998 
Frauen 1.669 1.694 1.661 1.617 1.690 1.660 1.652 1.673 1.660 1.649 1.643 1.649 1.664 

               
Ausländische Arbeitskräfte 753 799 777 742 815 777 768 802 789 740 747 764 793 

               
Herstellung von Waren 619 629 620 615 625 617 615 621 619 612 611 613 620 
Bauwesen  261 271 271 275 293 275 258 293 289 244 237 254 282 
Private Dienstleistungen 1.751 1.781 1.707 1.640 1.759 1.698 1.675 1.724 1.702 1.669 1.662 1.673 1.690 
Öffentliche Dienstleistungen2)  955 963 970 963 966 982 987 981 983 981 981 983 996 

               
Arbeitslose 312 301 410 470 368 403 429 358 391 460 468 437 381 

Männer 175 167 224 247 193 220 243 189 207 266 274 250 206 
Frauen 137 135 186 223 174 183 185 170 184 194 194 187 175 

               
Personen in Schulung 69 62 57 47 54 64 72 65 66 61 67 72 77 
               
Offene Stellen  72 77 63 58 66 58 66 65 58 51 58 65 74 
   
  Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
Unselbständig Beschäftigte + 86,2 + 55,8 – 80,1 – 150,7 – 56,5 – 74,6 – 32,1 – 45,1 – 55,0 – 123,6 – 128,6 – 112,6 + 145,0 

Männer + 50,5 + 33,9 – 43,1 – 79,0 – 32,2 – 37,0 – 6,1 – 26,1 – 25,1 – 60,0 – 64,1 – 52,0 + 97,8 
Frauen + 35,7 + 22,0 – 37,1 – 71,7 – 24,3 – 37,5 – 26,0 – 19,0 – 29,9 – 63,7 – 64,5 – 60,6 + 47,2 

                
Unselbständig aktiv Beschäftigte1) + 88,0 + 58,9 – 76,1 – 147,3 – 53,0 – 70,9 – 28,7 – 40,7 – 51,4 – 120,6 – 125,1 – 108,8 + 148,0 

Männer + 50,4 + 34,1 – 43,0 – 80,2 – 31,8 – 36,5 – 5,9 – 25,5 – 24,7 – 59,5 – 63,8 – 51,6 + 97,8 
Frauen + 37,6 + 24,8 – 33,1 – 67,1 – 21,3 – 34,4 – 22,8 – 15,2 – 26,7 – 61,1 – 61,4 – 57,2 + 50,2 

                
Ausländische Arbeitskräfte + 54,4 + 46,6 – 22,2 – 55,0 – 8,4 – 23,6 – 7,3 – 5,0 – 11,1 – 54,6 – 58,2 – 51,6 + 88,1 

                
Herstellung von Waren + 18,6 + 9,9 – 9,5 – 12,8 – 11,5 – 11,1 – 6,6 – 10,5 – 11,1 – 11,8 – 11,3 – 10,7 + 2,0 
Bauwesen + 8,5 + 9,9 – 0,3 – 7,5 + 4,2 + 4,6 + 16,4 + 2,8 + 6,1 + 4,9 + 0,9 + 5,8 + 42,7 
Private Dienstleistungen + 43,4 + 29,9 – 73,6 – 126,1 – 56,2 – 76,9 – 56,6 – 47,5 – 62,0 – 121,3 – 124,8 – 115,7 + 70,6 
Öffentliche Dienstleistungen2)  + 16,1 + 7,8 + 7,1 + 0,3 + 10,1 + 12,0 + 17,0 + 14,2 + 14,9 + 7,0 + 9,9 + 11,5 + 29,8 

                
Arbeitslose – 27,9 – 10,8 + 108,3 + 190,2 + 93,2 + 90,5 + 30,9 + 70,4 + 91,3 + 109,9 + 113,0 + 103,0 – 123,3 

Männer – 18,0 – 8,2 + 57,3 + 99,4 + 50,6 + 45,4 + 8,5 + 37,3 + 46,3 + 52,6 + 55,1 + 49,5 – 79,1 
Frauen – 9,9 – 2,6 + 51,0 + 90,8 + 42,6 + 45,1 + 22,4 + 33,1 + 45,0 + 57,3 + 57,9 + 53,5 – 44,2 

                
Personen in Schulung – 3,4 – 6,8 – 4,9 – 15,6 – 1,9 + 0,8 + 9,0 – 0,6 – 0,1 + 3,2 + 1,8 + 6,6 + 18,6 
                
Offene Stellen + 14,7 + 5,5 – 14,3 – 24,1 – 16,5 – 13,1 – 3,3 – 11,5 – 12,9 – 14,8 – 13,2 – 10,0 + 13,3 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Arbeitsmarktservice Österreich; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Ohne Personen in aufrechtem 
Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten.  2) ÖNACE 2008 Abschnitte O bis Q. • Rückfragen: stefan.fuchs@wifo.ac.at, 
christoph.lorenz@wifo.ac.at 
 

Übersicht 23: Arbeitslosenquote und Stellenandrang 
 

2018 2019 2020 2020 2021 2020 2021 
  

 
  II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 
In % der unselbständigen Erwerbspersonen 

Arbeitslosenquote 7,7 7,4 9,9 11,4 8,8 9,8 10,4 8,7 9,5 11,2 11,4 10,7 9,3 
Männer 8,0 7,6 10,1 11,2 8,6 10,0 11,0 8,5 9,3 12,1 12,5 11,4 9,3 
Frauen 7,3 7,1 9,7 11,7 9,0 9,6 9,7 8,9 9,6 10,2 10,2 9,8 9,2 

Erweiterte Arbeitslosenquote1) 9,2 8,7 11,2 12,4 10,0 11,2 12,0 10,1 10,9 12,5 12,9 12,2 10,9 
    

In % der Arbeitslosen insgesamt 
Unter 25-jährige Arbeitslose 10,4 10,0 10,6 11,4 10,6 9,8 9,3 9,8 9,7 9,9 9,7 9,3 8,8 
Langzeitbeschäftigungslose2) 33,9 32,7 28,5 25,0 32,7 32,0 33,2 34,2 32,6 29,7 29,9 32,2 38,5 
    

Arbeitslose je offene Stelle 
Stellenandrang 4,4 3,9 6,5 8,1 5,6 7,0 6,5 5,5 6,7 9,1 8,0 6,7 5,1 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Arbeitsmarktservice Österreich; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Einschließlich Personen in Schulung. – 
2) Geschäftsfalldauer über 365 Tage. • Rückfragen: stefan.fuchs@wifo.ac.at, christoph.lorenz@wifo.ac.at 
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2.13 Preise und Löhne 

Übersicht 24: Verbraucherpreise und Großhandelspreise 
 

2018 2019 2020 2020 2021 2020 2021   
  II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Harmonisierter VPI  + 2,1  + 1,5  + 1,4  + 1,1  + 1,4  + 1,1  + 1,5  + 1,1  + 1,1  + 1,0  + 1,1  + 1,4  + 2,0 
Verbraucherpreisindex  + 2,0  + 1,5  + 1,4  + 1,1  + 1,5  + 1,3  + 1,4  + 1,3  + 1,3  + 1,2  + 0,8  + 1,2  + 2,0 

Ohne Saisonwaren  + 2,0  + 1,6  + 1,4  + 1,1  + 1,4  + 1,2  + 1,3  + 1,3  + 1,2  + 1,0  + 0,8  + 1,2  + 1,9 
Nahrungsmittel, alkoholfreie 
Getränke  + 1,5  + 1,0  + 2,3  + 2,2  + 2,7  + 2,8  + 0,6  + 2,7  + 2,7  + 2,9  – 1,1  + 1,7  + 1,3 
Alkoholische Getränke, Tabak  + 3,9  + 1,0  + 1,2  + 1,3  + 0,6  + 1,5  + 1,4  + 2,1  + 1,9  + 0,5  + 1,5  + 0,6  + 2,0 
Bekleidung und Schuhe  + 0,5  + 0,8  – 0,1  – 1,5  + 0,5  – 0,6  – 0,8  – 0,4  – 0,2  – 1,3  + 1,8  – 2,5  – 1,6 
Wohnung, Wasser, Energie  + 2,3  + 2,7  + 2,4  + 2,3  + 2,3  + 2,1  + 2,5  + 2,2  + 2,1  + 2,1  + 2,1  + 2,6  + 2,9 
Hausrat und laufende 
Instandhaltung  + 2,2  + 1,1  + 0,9  + 0,3  + 1,2  + 0,5  + 0,1  + 0,8  + 0,5  + 0,1  + 0,4  – 0,5  + 0,5 
Gesundheitspflege  + 2,2  + 1,1  + 2,0  + 1,9  + 2,2  + 2,4  + 1,3  + 2,6  + 2,4  + 2,1  + 1,3  + 1,4  + 1,2 
Verkehr  + 2,9  + 0,2  – 1,7  – 2,6  – 2,6  – 2,9  + 0,7  – 3,3  – 3,1  – 2,5  – 1,8  + 0,3  + 3,6 
Nachrichtenübermittlung  – 2,8  – 3,1  – 3,0  – 3,8  – 1,9  – 1,7  – 3,6  – 1,3  – 2,0  – 1,7  – 3,9  – 3,8  – 3,1 
Freizeit und Kultur  + 0,5  + 1,4  + 1,8  + 1,9  + 1,7  + 1,4  + 1,7  + 1,2  + 1,4  + 1,6  + 1,7  + 1,4  + 2,1 
Erziehung und Unterricht  + 2,4  + 2,6  + 2,0  + 2,2  + 1,9  + 1,7  + 1,9  + 1,5  + 1,7  + 1,9  + 1,9  + 1,7  + 1,9 
Restaurants und Hotels  + 3,1  + 3,0  + 3,1  + 2,9  + 3,3  + 3,1  + 2,4  + 3,3  + 3,3  + 2,9  + 2,5  + 2,1  + 2,7 
Verschiedene Waren und 
Dienstleistungen  + 2,1  + 1,7  + 2,2  + 1,9  + 2,5  + 2,1  + 1,5  + 2,5  + 2,1  + 1,8  + 1,5  + 1,5  + 1,5 

               
Großhandelspreisindex  + 4,2  ± 0,0  – 4,1  – 6,6  – 4,5  – 3,5  + 2,3  – 4,1  – 3,8  – 2,7  – 0,1  + 2,2  + 6,9 

Ohne Saisonprodukte  + 4,3  – 0,1  – 4,3  – 6,8  – 4,8  – 3,7  + 2,1  – 4,3  – 4,0  – 2,8  – 0,2  + 2,2  + 6,8 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: ursula.glauninger@wifo.ac.at 

 

Übersicht 25: Tariflöhne 
 2018 2019 2020 2020 2021 2020 2021 
    II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

   Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Beschäftigte  + 2,6  + 3,1  + 2,4  + 2,4  + 2,2  + 2,2  + 1,7  + 2,2  + 2,1  + 2,1  + 1,7  + 1,6  + 1,6 

Ohne öffentlichen Dienst  + 2,6  + 3,0  + 2,3  + 2,3  + 2,2  + 2,1  + 1,7  + 2,2  + 2,0  + 2,1  + 1,9  + 1,6  + 1,6 
Arbeiter und Arbeiterinnen  + 2,6  + 3,1  + 2,4  + 2,4  + 2,3  + 2,1  + 1,7  + 2,2  + 2,0  + 2,1  + 1,8  + 1,7  + 1,6 
Angestellte  + 2,6  + 3,1  + 2,3  + 2,3  + 2,2  + 2,1  + 1,7  + 2,2  + 2,0  + 2,0  + 1,9  + 1,6  + 1,6 
Bedienstete               

Öffentlicher Dienst  + 2,4  + 2,9  + 2,4  + 2,4  + 2,4  + 2,4  + 1,3  + 2,4  + 2,4  + 2,4  + 1,3  + 1,4  + 1,4 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Die Werte für das Jahr 2018 beruhen auf dem Tariflohnindex 2006, alle übrigen Werte auf dem 
Tariflohnindex 2016. • Rückfragen: doris.steininger@wifo.ac.at, anna.brunner@wifo.ac.at  

 

Übersicht 26: Effektivverdienste  
 2018 2019 2020 2020 2020 
 

 
  I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Gesamtwirtschaft1) 

             

Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 5,0  + 4,4  – 1,8  + 2,5  – 6,5  – 1,5  – 0,7       
Lohn- und Gehaltssumme, netto  + 4,5  + 4,5   .           
Pro-Kopf-Einkommen der unselbständig Beschäftigten           

Brutto  + 2,7  + 2,9  + 0,6  + 2,4  – 1,3  + 0,5  + 1,4       
Netto  + 2,2  + 2,9   .           
Netto, real2)  + 0,2  + 1,4   .           

               
Herstellung von Waren3)              
Lohn- und Gehaltssumme, brutto4)  + 6,3  + 4,1  – 1,0  + 1,6  – 3,0  – 2,7  + 0,5  – 2,4  – 4,3  – 1,3  – 0,3  + 0,3  + 1,6 
Pro-Kopf-Einkommen der 
unselbständig Beschäftigten4)  + 2,7  + 2,5  + 0,1  + 1,3  – 1,6  – 1,2  + 2,2  – 0,6  – 3,1  + 0,0  + 1,2  + 2,0  + 3,5 
Stundenverdienste der 
Beschäftigten pro Kopf4)  + 2,9  + 2,9  + 1,2  + 1,0  + 1,2  + 0,1  + 2,5  + 0,9  + 0,5  – 1,1  + 4,6  + 2,1  + 1,1 
               
Bauwesen3)               
Lohn- und Gehaltssumme, brutto4)  + 7,3  + 8,4  + 4,0  + 8,0  – 1,1  + 4,4  + 5,4  + 2,9  + 2,4  + 8,2  + 2,2  + 6,8  + 6,8 
Pro-Kopf-Einkommen der 
unselbständig Beschäftigten4)  + 2,6  + 3,2  + 2,3  + 5,9  – 1,2  + 1,9  + 3,2  + 0,8  – 0,3  + 5,6  + 0,0  + 3,7  + 5,4 
Stundenverdienste der 
Beschäftigten pro Kopf4)  + 2,4  + 3,4  + 3,1  + 5,2  + 2,3  + 2,0  + 3,5  + 1,5  + 1,3  + 3,4  + 3,6  + 3,9  + 2,1 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen.   1) Laut ESVG 2010.  2) Referenzjahr 2015.  3) Konjunkturerhebung (Primärerhebung).  4) Einschließlich Sonderzahlungen. 
• Rückfragen: doris.steininger@wifo.ac.at, anna.brunner@wifo.ac.at  
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2.14 Soziale Sicherheit 

Übersicht 27: Pensionen nach Pensionsversicherungsträgern 
 

2015 2016 2017 2018 2019 2020 2015 2016 2017 2018 2019 2020  
Zahl der Pensionen in 1.000 Durchschnittspension in € 

Bestand insgesamt 2.305 2.324 2.341 2.364 2.380 2.419 1.102 1.124 1.143 1.175 1.212 1.213 
Pensionsversicherung der Unselbständigen 1.912 1.929 1.945 1.966 1.980 2.016 1.114 1.136 1.155 1.187 1.224 1.277 

Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter und 
Arbeiterinnen 1.062 1.066 1.069 1.073 1.076 1.086 862 878 892 917 945 986 
Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten 850 864 877 893 904 930 1.420 1.443 1.464 1.500 1.543 1.602 

Selbständige 357 359 360 362 364 368 1.034 1.057 1.079 1.110 1.145 1.195 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft 181 185 188 193 196 202 1.274 1.296 1.315 1.344 1.377 1.423 
Sozialversicherungsanstalt der Bauern und 
Bäuerinnen  176 174 171 170 168 166 777 795 811 835 863 912 

              
Neuzuerkennungen insgesamt 100 115 117 123 132 145 1.089 1.073 1.032 1.124 1.154 1.213 

Pensionsversicherung der Unselbständigen 84 96 97 102 111 121 1.092 1.072 1.027 1.128 1.162 1.224 
Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter und 
Arbeiterinnen 47 53 54 56 58 62 831 824 797 877 902 943 
Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten 36 43 44 47 52 60 1.398 1.372 1.317 1.427 1.472 1.543 

Selbständige 15 18 18 19 20 22 1.070 1.077 1.058 1.098 1.108 1.154 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft 10 11 12 12 13 16 1.236 1.233 1.191 1.222 1.230 1.268 
Sozialversicherungsanstalt der Bauern und 
Bäuerinnen 5 6 6 6 6 6 777 832 810 884 856 938 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Ohne Versicherungsanstalt des österreichischen Notariats. • Rückfragen: 
stefan.weingaertner@wifo.ac.at  

 

Übersicht 28: Pensionen nach Pensionsarten 
 

2014 2015 2016 2017 2018 2019 2014 2015 2016 2017 2018 2019  
Zahl der Pensionen in 1.000 Durchschnittspension in € 

Bestand insgesamt 2.311 2.305 2.324 2.341 2.364 2.396 1.078 1.102 1.124 1.143 1.175 1.212 
Direktpensionen 1.803 1.801 1.822 1.841 1.867 1.902 1.196 1.222 1.244 1.265 1.298 1.338 

Invaliditätspensionen1) 188 170 165 159 153 147 1.104 1.133 1.150 1.158 1.179 1.197 
Alle Alterspensionen2) 1.615 1.631 1.656 1.682 1.714 1.755 1.207 1.231 1.254 1.275 1.309 1.349 

Normale Alterspensionen 1.504 1.534 1.569 1.603 1.639 1.680 1.162 1.194 1.219 1.242 1.276 1.317 
Vorzeitige Alterspensionen 111 97 88 79 74 75 1.809 1.820 1.871 1.933 2.026 2.080 

Bei langer Versicherungsdauer 5 4 3 2 2 2 1.627 1.809 2.022 2.275 2.340 2.400 
Korridorpensionen 16 16 17 18 20 21 1.515 1.596 1.717 1.869 1.890 1.924 
Für Langzeitversicherte3) 84 67 53 39 25 21 1.880 1.875 1.915 1.990 2.224 2.345 
Schwerarbeitspensionen4) 6 7 9 11 14 18 1.759 1.829 1.932 2.004 1.658 2.135 

Witwen- bzw. Witwerpensionen 460 456 455 452 449 447 688 725 738 747 742 762 
Waisenpensionen 48 47 48 47 47 47 352 361 368 373 382 393 

              
Neuzuerkennungen insgesamt 111 100 115 117 123 132 1.073 1.032 1.124 1.154 1.213 1.275 

Direktpensionen 81 70 84 86 91 101 1.032 1.201 1.300 1.329 1.194 1.453 
Invaliditätspensionen1) 20 15 19 17 16 17 848 1.123 1.137 1.122 1.155 1.162 
Alle Alterspensionen2) 61 55 65 69 75 84 1.092 1.223 1.347 1.382 1.452 1.514 

Normale Alterspensionen 30 32 37 42 46 56 502 933 984 1.035 1.098 1.232 
Vorzeitige Alterspensionen 31 23 28 27 29 28 1.676 1.632 1.833 1.916 2.020 2.078 

Bei langer Versicherungsdauer 4 3 3 1 0 0 1.389 1.421 1.491 1.694 2.376 2.432 
Korridorpensionen 6 6 7 8 9 9 1.538 1.626 1.803 1.838 1.879 1.919 
Für Langzeitversicherte3) 18 9 12 11 11 9 1.769 1.612 1.900 2.001 2.197 2.300 
Schwerarbeitspensionen4) 2 2 3 4 5 6 1.847 1.942 2.032 2.061 1.645 2.181 

Witwen- bzw. Witwerpensionen 25 25 26 26 26 26 693 710 725 732 745 769 
Waisenpensionen 5 5 5 5 5 5 282 294 297 300 286 305 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger. Ohne Versicherungsanstalt des österreichischen Notariats.  1) Vor dem vollendeten 60. bzw. 65. Lebens-
jahr.  2) Einschließlich Invaliditätspensionen (Berufsunfähigkeits-, Erwerbsunfähigkeitspensionen) ab dem vollendeten 60. bzw. 65. Lebensjahr. Einschließlich 
Knappschaftssold.  3) Langzeitversichertenregelung ("Hacklerregelung").  4) Schwerarbeitspension gemäß Allgemeinem Pensionsgesetz. • Rückfragen: 
stefan.weingaertner@wifo.ac.at  

 

Übersicht 29: Durchschnittsalter bei Neuzuerkennung der Pension in Jahren 
 

2014 2015 2016 2017 2018 2019 2014 2015 2016 2017 2018 2019  
Männer Frauen 

Alle Pensionsversicherungsträger, Direktpensionen 60,8 61,3 60,9 61,1 61,5 61,3 58,6 59,2 59,1 59,2 59,4 59,5 
Invaliditätspensionen 55,7 56,0 55,4 55,1 55,7 55,0 52,8 52,8 52,5 51,9 52,2 51,4 
Alle Alterspensionen 63,2 63,6 63,3 63,3 63,2 63,3 59,8 60,2 60,3 60,4 60,4 60,5 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger. Alle Pensionsversicherungsträger. • Rückfragen: stefan.weingaertner@wifo.ac.at  

 

Übersicht 30: Beiträge des Bundes zur Pensionsversicherung 
  2014 2015 2016 2017 2018 2019 2014 2015 2016 2017 2018 2019  

Ausfallhaftung des Bundes in Mio. € In % des Pensionsaufwandes 
Pensionsversicherung der Unselbständigen 4.968,6 4.752,6 4.665,7 3.515,1 4.055,0 3.981,1 17,0 15,9 15,3 11,3 12,5 11,8 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft 1.309,2 1.272,2 1.230,6 1.251,4 1.279,2 1.347,1 42,9 40,2 37,6 37,0 36,1 36,1 
Sozialversicherungsanstalt der Bauern und 
Bäuerinnen 1.437,6 1.464,1 1.496,7 1.495,5 1.496,6 1.540,4 86,1 86,3 87,0 86,2 84,1 83,9 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: stefan.weingaertner@wifo.ac.at  
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2.15 Entwicklung in den Bundesländern 
Übersicht 31: Tourismus – Übernachtungen  

 
2018 2019 2020 2020 2020 2021 

  
 

  I. Qu. II. Qu.  III. Qu. IV. Qu. Septem-
ber 

Oktober Novem-
ber 

Dezem-
ber 

Jänner Februar 
 

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Österreich  + 3,7  + 1,9  – 35,9  – 12,6  – 77,9  – 13,7  – 76,3  – 13,4  – 49,0  – 79,7  – 93,9  – 95,3  – 95,6 
               
Wien   + 6,3  + 6,8  – 73,9  – 22,1  – 94,5  – 72,3  – 91,1  – 74,7  – 84,2  – 93,3  – 95,6  – 94,8  – 93,3 
Niederösterreich  + 3,3  + 3,5  – 40,5  – 18,5  – 71,9  – 19,6  – 52,5  – 19,7  – 36,2  – 59,5  – 67,9  – 66,4  – 63,1 
Burgenland  – 1,4  + 3,1  – 27,3  – 19,1  – 67,8  + 9,5  – 51,3  + 22,5  – 9,7  – 76,2  – 81,2  – 79,7  – 77,3 
Steiermark  + 1,9  + 1,7  – 24,6  – 11,0  – 65,4  + 4,8  – 55,1  + 5,9  – 9,6  – 70,7  – 87,5  – 90,8  – 91,2 
Kärnten  + 2,3  + 0,2  – 17,0  – 8,6  – 59,1  + 3,7  – 54,4  + 14,6  – 9,2  – 54,7  – 89,0  – 90,7  – 92,0 
Oberösterreich  + 5,8  + 4,6  – 36,4  – 16,2  – 69,6  – 12,9  – 58,3  – 12,6  – 33,8  – 68,8  – 79,8  – 78,0  – 78,0 
Salzburg  + 4,2  + 1,6  – 32,3  – 10,2  – 80,0  – 14,3  – 78,2  – 8,8  – 37,5  – 81,8  – 96,9  – 97,7  – 98,0 
Tirol  + 3,6  + 0,5  – 33,5  – 11,9  – 82,6  – 10,2  – 86,4  – 8,7  – 65,3  – 85,8  – 97,7  – 98,5  – 98,8 
Vorarlberg  + 2,8  + 0,5  – 30,5  – 14,4  – 78,5  – 4,1  – 80,2  – 1,7  – 53,1  – 81,3  – 97,8  – 98,6  – 98,5 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: regional@wifo.ac.at 
 

Übersicht 32: Abgesetzte Produktion der Sachgütererzeugung 
 

2018 2019 2020 2020 2020   
  I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Österreich  + 6,7  + 1,0  – 8,8  – 6,3  – 21,3  – 5,6  – 1,9  – 6,8  – 8,7  – 1,8  – 6,8  + 1,5  + 0,2 
               
Wien   + 0,9  – 3,0  + 6,8  + 13,3  – 0,3  + 7,4  + 6,8  + 12,2  + 2,1  + 7,3  + 3,4  + 12,3  + 4,9 
Niederösterreich  + 9,1  – 1,5  – 13,6  – 8,2  – 24,5  – 11,5  – 9,8  – 13,1  – 12,5  – 9,0  – 14,0  – 7,8  – 6,8 
Burgenland  + 2,2  – 0,8  – 11,9  – 5,4  – 30,7  – 7,4  – 3,2  – 8,9  – 8,9  – 4,8  – 7,4  – 2,7  + 1,5 
Steiermark  + 11,5  + 4,1  – 12,8  – 10,7  – 26,6  – 11,5  – 1,9  – 9,8  – 21,7  – 4,3  – 6,0  + 1,9  – 1,2 
Kärnten  + 9,5  – 1,7  – 4,9  – 6,9  – 13,8  – 3,4  + 4,9  – 9,1  – 1,7  + 1,0  – 0,1  + 7,3  + 7,8 
Oberösterreich  + 4,9  + 1,1  – 9,2  – 7,8  – 25,1  – 3,3  – 0,4  – 5,4  – 4,5  – 0,3  – 6,7  + 2,1  + 4,4 
Salzburg  + 5,3  + 3,7  – 5,8  – 1,1  – 18,1  – 4,5  + 1,3  – 8,7  – 6,0  + 1,6  – 2,8  + 6,7  + 0,3 
Tirol  + 5,5  + 1,9  – 6,5  – 5,8  – 14,6  – 5,2  – 0,3  – 6,1  – 5,3  – 4,3  – 8,1  + 6,6  + 1,3 
Vorarlberg  + 4,8  + 4,4  – 6,8  – 6,6  – 16,6  + 2,6  – 6,6  + 0,1  – 0,8  + 8,0  – 8,2  – 2,7  – 8,9 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. Konjunkturerhebung (Grundgesamtheit). Ab 2020: vorläufig. • Rückfragen: regional@wifo.ac.at 
 

Übersicht 33: Abgesetzte Produktion im Bauwesen 
 

2018 2019 2020 2020 2020     
I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Österreich  + 6,3  + 7,3  – 3,1  + 2,4  – 10,6  – 1,5  – 1,8  – 4,1  – 2,5  + 2,1  – 6,2  + 4,7  – 3,7 
               
Wien   + 6,2  + 8,4  – 7,8  – 4,6  – 11,0  – 4,0  – 10,5  – 3,9  – 3,7  – 4,5  – 10,2  – 11,3  – 10,2 
Niederösterreich  + 6,6  + 8,2  – 0,9  + 4,9  – 10,9  + 1,1  + 2,0  – 3,4  + 0,1  + 6,9  – 5,5  + 8,8  + 3,3 
Burgenland  – 2,4  + 16,3  – 1,2  + 28,0  – 3,9  – 0,9  – 14,9  – 1,3  – 3,2  + 1,4  – 2,7  + 11,4  – 40,6 
Steiermark  + 5,4  + 7,3  – 2,9  + 3,7  – 10,2  – 4,2  + 0,4  – 6,5  – 3,7  – 2,2  – 9,6  + 11,7  + 0,9 
Kärnten  + 3,9  + 6,0  – 5,9  – 1,1  – 16,6  – 4,9  – 0,5  – 8,7  – 10,7  + 4,9  – 6,9  + 15,7  – 8,4 
Oberösterreich  + 9,1  + 4,8  – 3,9  – 1,4  – 11,5  – 1,2  – 1,5  – 4,1  – 2,3  + 2,7  – 6,2  + 3,5  – 1,5 
Salzburg  + 8,3  + 5,8  + 2,3  + 7,5  – 12,5  + 2,7  + 11,8  + 2,1  – 4,1  + 10,5  + 6,5  + 20,1  + 9,4 
Tirol  + 2,7  + 12,3  – 2,7  + 5,2  – 9,0  – 2,1  – 2,6  – 7,9  + 1,2  + 1,2  – 6,7  + 5,3  – 5,7 
Vorarlberg  + 8,7  + 0,1  + 3,9  + 11,6  – 2,4  + 5,0  + 3,2  + 3,6  + 1,5  + 9,4  – 0,1  + 6,4  + 3,2 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. Konjunkturerhebung (Grundgesamtheit). Ab 2020: vorläufig. • Rückfragen: regional@wifo.ac.at 
 

Übersicht 34: Beschäftigung  
 

2018 2019 2020 2020 2021 2020 2021   
  II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 
In 1.000 

Österreich 3.661 3.720 3.644 3.572 3.725 3.645 3.605 3.695 3.667 3.575 3.560 3.593 3.663 
              
Wien  836 852 831 816 839 838 836 845 842 827 828 835 845 
Niederösterreich 605 615 611 603 624 615 606 624 620 602 598 604 616 
Burgenland 102 104 103 102 107 104 102 106 104 101 100 101 104 
Steiermark 512 520 510 502 523 512 506 521 516 500 500 505 515 
Kärnten 209 211 206 202 216 205 200 210 206 198 196 199 205 
Oberösterreich 650 660 651 643 662 655 650 662 659 644 640 646 663 
Salzburg 253 256 248 240 255 244 240 248 245 239 237 239 243 
Tirol 331 336 322 307 335 312 307 318 313 306 302 306 312 
Vorarlberg 162 165 161 157 164 160 159 161 160 159 158 159 160 
    

Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
Österreich + 88,0 + 58,9 – 76,1 – 147,3 – 53,0 – 70,9 – 28,7 – 40,7 – 51,4 – 120,6 – 125,1 – 108,8 +148,0 
              
Wien  + 19,6 + 15,9 – 20,5 – 37,7 – 19,2 – 18,9 + 3,4 – 17,3 – 19,6 – 19,7 – 14,1 – 9,5 + 33,8 
Niederösterreich + 13,4 + 10,1 – 3,9 – 16,5 – 2,3 + 0,4 + 4,4 – 0,1 + 1,0 + 0,4 – 6,3 – 4,6 + 24,1 
Burgenland + 2,0 + 1,5 – 0,9 – 3,8 – 0,1 + 0,7 + 2,3 + 0,9 + 0,7 + 0,5 + 0,3 + 0,7 + 5,9 
Steiermark + 15,7 + 8,0 – 10,0 – 20,5 – 7,5 – 6,3 + 1,9 – 4,4 – 5,3 – 9,3 – 10,1 – 8,1 + 23,9 
Kärnten + 3,9 + 2,2 – 5,9 – 12,1 – 3,7 – 3,4 + 0,1 – 1,8 – 1,8 – 6,4 – 6,7 – 5,7 + 12,7 
Oberösterreich + 15,9 + 10,4 – 8,9 – 19,9 – 7,5 – 5,6 + 5,6 – 6,0 – 4,4 – 6,5 – 7,8 – 3,1 + 27,8 
Salzburg + 5,2 + 3,1 – 8,4 – 12,0 – 4,8 – 11,8 – 13,9 – 3,2 – 6,7 – 25,4 – 25,2 – 24,3 + 7,8 
Tirol + 8,4 + 5,4 – 14,4 – 20,0 – 6,3 – 21,6 – 26,9 – 7,2 – 13,0 – 44,7 – 45,6 – 44,9 + 9,8 
Vorarlberg + 4,0 + 2,2 – 3,2 – 4,7 – 1,8 – 4,4 – 5,6 – 1,7 – 2,3 – 9,4 – 9,7 – 9,3 + 2,2 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Arbeitsmarktservice Österreich; Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Ohne Personen in 
aufrechtem Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten. • Rückfragen: regional@wifo.ac.at 
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Übersicht 35: Arbeitslosigkeit  
 

2018 2019 2020 2020 2021 2020 2021   
  II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 
In 1.000 

Österreich 312 301 410 470 368 403 429 358 391 460 468 437 381 
              
Wien  119 115 150 171 147 145 147 136 143 156 155 149 139 
Niederösterreich 52 51 65 72 59 62 67 55 60 71 74 68 58 
Burgenland 9 8 11 12 10 11 12 9 10 13 13 12 10 
Steiermark 35 34 48 55 41 45 49 39 43 55 56 50 42 
Kärnten 22 21 27 30 21 27 30 22 26 33 34 31 25 
Oberösterreich 35 34 47 52 43 44 47 39 42 52 54 48 40 
Salzburg 14 13 20 25 15 21 24 17 21 25 26 24 20 
Tirol 18 16 29 37 20 33 37 28 33 39 41 38 33 
Vorarlberg 9 9 14 16 13 14 15 13 14 16 16 15 14 
    

Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
Österreich – 27,9 – 10,8 + 108,3 + 190,2 + 93,2 + 90,5 + 30,9 + 70,4 + 91,3 + 109,9 + 113,0 + 103,0 – 123,3 
               
Wien  – 5,6 – 3,6 + 34,8 + 60,1 + 37,1 + 31,1 + 11,7 + 28,4 + 34,3 + 30,6 + 32,3 + 28,9 – 26,0 
Niederösterreich – 5,5 – 1,7 + 14,2 + 26,3 + 12,4 + 10,2 – 0,0 + 8,8 + 11,1 + 10,7 + 10,8 + 9,3 – 20,1 
Burgenland – 0,9 – 0,3 + 2,5 + 4,7 + 2,1 + 1,9 + 0,1 + 1,5 + 2,1 + 2,0 + 2,1 + 1,7 – 3,5 
Steiermark – 5,2 – 1,0 + 13,9 + 24,9 + 10,9 + 9,3 – 0,5 + 7,4 + 9,7 + 10,8 + 10,7 + 9,5 – 21,8 
Kärnten – 2,2 – 0,9 + 6,0 + 12,1 + 3,4 + 3,9 + 0,1 + 1,9 + 3,7 + 6,1 + 6,5 + 6,2 – 12,3 
Oberösterreich – 4,5 – 1,1 + 12,5 + 22,3 + 11,1 + 8,8 – 0,1 + 7,8 + 9,7 + 8,8 + 9,8 + 7,8 – 18,0 
Salzburg – 0,8 – 0,8 + 7,4 + 12,6 + 4,9 + 7,2 + 4,6 + 3,5 + 6,0 + 12,2 + 11,6 + 11,1 – 8,9 
Tirol – 2,8 – 1,2 + 12,6 + 20,2 + 7,7 + 13,9 + 12,1 + 7,9 + 10,9 + 22,9 + 23,5 + 23,2 – 10,5 
Vorarlberg – 0,5 – 0,0 + 4,4 + 7,0 + 3,7 + 4,2 + 3,0 + 3,1 + 3,9 + 5,8 + 5,8 + 5,4 – 2,2 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Arbeitsmarktservice Österreich; Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: 
regional@wifo.ac.at 

 

Übersicht 36: Arbeitslosenquote 
 

2018 2019 2020 2020 2021 2020 2021   
  II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 
In % der unselbständigen Erwerbspersonen 

Österreich 7,7 7,4 9,9 11,4 8,8 9,8 10,4 8,7 9,5 11,2 11,4 10,7 9,3 
               
Wien  12,3 11,7 15,1 17,1 14,7 14,6 14,8 13,7 14,3 15,7 15,6 15,0 14,0 
Niederösterreich 7,8 7,5 9,4 10,4 8,5 9,0 9,7 8,0 8,6 10,4 10,7 10,0 8,5 
Burgenland 7,7 7,3 9,4 10,2 8,0 9,1 10,4 7,6 8,6 11,1 11,6 10,6 8,9 
Steiermark 6,3 6,0 8,4 9,7 7,2 8,0 8,7 6,8 7,6 9,7 9,8 8,9 7,4 
Kärnten 9,2 8,8 11,3 12,7 8,5 11,3 12,8 9,2 10,8 14,0 14,5 13,2 10,7 
Oberösterreich 5,0 4,8 6,5 7,3 6,0 6,2 6,6 5,4 5,9 7,3 7,6 6,8 5,5 
Salzburg 5,0 4,6 7,3 9,3 5,5 7,8 8,8 6,3 7,7 9,3 9,8 9,0 7,5 
Tirol 4,9 4,5 8,1 10,6 5,4 9,4 10,7 8,0 9,2 11,0 11,8 11,0 9,3 
Vorarlberg 5,4 5,3 7,7 9,2 7,0 8,1 8,4 7,4 8,0 8,8 9,0 8,5 7,7 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Arbeitsmarktservice Österreich; Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: 
regional@wifo.ac.at 

 

2.16 Staatshaushalt 

Übersicht 37: Staatsquoten 
  2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020  

In % des Bruttoinlandsproduktes 
Staatsquoten 

             

Staatsausgabenquote 49,9 54,1 52,8 50,9 51,2 51,6 52,4 51,1 50,1 49,3 48,7 48,6 57,9 
Staatseinnahmenquote 48,4 48,8 48,4 48,3 49,0 49,7 49,7 50,1 48,5 48,5 48,9 49,2 49,0 
Abgabenquote Staat und EU               

Indikator 4 42,4 42,0 41,9 42,0 42,6 43,4 43,5 43,9 42,4 42,5 42,8 43,1 42,9 
Indikator 2 41,5 41,1 41,1 41,2 41,9 42,7 42,8 43,2 41,8 41,9 42,3 42,6 42,4 

               
Budgetsalden              
Finanzierungssaldo (Maastricht) 
Gesamtstaat  – 1,5  – 5,3  – 4,4  – 2,6  – 2,2  – 2,0  – 2,7  – 1,0  – 1,5  – 0,8 0,2 0,6  – 8,9 

Bund  – 1,3  – 4,3  – 3,3  – 2,3  – 2,1  – 2,0  – 2,8  – 1,2  – 1,2  – 0,9  – 0,1 0,4  – 7,8 
Länder   .   .   .   .   .   .   . 0,1  – 0,4 0,1 0,1 0,2  – 0,5 
Gemeinden   .   .   .   .   .   .   . 0,0  – 0,0  – 0,0  – 0,0  – 0,1  – 0,2 
Wien   .   .   .   .   .   .   .  – 0,0  – 0,1  – 0,0 0,0 0,1  – 0,2 
Sozialversicherungsträger 0,1 0,1 0,2 0,2 0,2 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,0  – 0,1 

Struktureller Budgetsaldo laut 
Europäischer Kommission1)  – 2,6  – 3,6  – 3,0  – 2,4  – 1,7  – 0,9  – 0,5 0,1  – 1,0  – 1,1  – 0,9  – 0,7   . 
Primärsaldo 1,5  – 2,2  – 1,5 0,2 0,5 0,7  – 0,3 1,3 0,5 1,0 1,8 2,0  – 7,5 
               
Schuldenstand (Maastricht)              
Gesamtstaat 68,7 79,9 82,7 82,4 81,9 81,3 84,0 84,9 82,8 78,5 74,0 70,5 83,9 

Bund . . . . 70,9 70,6 73,5 74,2 71,9 68,0 63,9 60,8 72,6 
Länder . . . . . . . . . 6,0 5,6 5,3 6,0 
Gemeinden . . . . . . . . . 2,3 2,2 2,3 2,5 
Wien . . . . . . . . . 2,0 1,9 1,9 2,3 
Sozialversicherungsträger . . . . 0,5 0,5 0,4 0,3 0,3 0,2 0,3 0,3 0,5 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Daten gemäß Maastricht-Notifikation. Indikator 2 ohne, Indikator 4 einschließlich imputierter 
Sozialbeiträge. Länder und Gemeinden ohne Wien.  1) WIFO-Schätzung auf Basis der mittelfristigen WIFO-Prognose, Parametrisierung gemäß der Prognose der 
Europäischen Kommission. • Rückfragen: andrea.sutrich@wifo.ac.at 
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